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Bokumente 


1. Politifche 


Dokumente zur Lorgeſchichte des firieges 


Das Auswärtige Amt veröffentlichte Anfang Dezember ein zweites 

Weißbuch zur Dorgefcicte des Arleges (Inhalt Seite 37), dem 

aa v. Ribbentrop folgendes Geleitwort voran» 
e: 

Der Blick des deutſchen Volkes ift unter der Führung Adolf fiitlers in die Zukunft, nicht in die Der- 
angenheit gerichtet. Aber der uns aufgezwungene Kampf, den wir jet um das künftige Schicksal 
eulſchlands durchfechten, macht es zur gebieterifchen Notwendigkeit, uns in jedem Augenblick bewußt 

zu bleiben, wie es zu dieſem fiampf gekommen iſt und wo feine leiten Uirſachen zu luchen find. Das 
liegt zwar für jeden, der fehen will, ſeit langem offen zutage und ift von maßgebender deutſcher Seite 
ſchon oft genug, vor allem öurch die Reden unferes Führers, öffentlich klargeftellt worden. Da aber die 
verlogene Propaganda unſerer Feinde beharrlich bemüht ift, den wahren Sachverhalt immer wieder zu 
verfchleieen und die Weltöffentlidkeit ſowohl über die Ulrſachen des Arieges als auch über die von 
ihnen verfolgten Ziele irrezuführen, ift es wichtig, durch authentifche amtliche Dokumente noch einmal 
den unwiderleglichen Nachweis zu erbringen, daß es ausſchließlich und allein 


England war, das den lirieg verſchuldet und ihn gewollt hat, 


um Deutſchland zu vernichten. 

Nachdem das Auswärtige Amt bereits unmittelbar nach firiegsausbruch in einem Weißbuch die Uc- 
kunden veröffentlicht hat, die über die letzte Phafe der deutſch⸗polniſchen firiſe flufſchluß geben, legt es 
nunmehr eine umfangreiche Sammlung von Dokumenten vor, die ſich nicht auf die dem firiegs · 
ausbruch unmittelbar vorhergehende Zeit beſchränken, ſondern die weſentlichſten politiſchen kreigniſſe 
umfaſſen, aus denen ſich zunächſt der Konflikt mit Polen und dann der Aonflikt mit England und 
Frankreich entwickelt hat. 

Die 482 Dokumente, die in den Anlagen abgedruckt find, ſprechen eine fo deutliche Sprache, Daß fie 
keines fiommentars bedürfen. In ihrer diplomatiſchen Hüchternheit geben fie ein unmittelbares und 
ungeſchminktes Bild von der polltiſchen Entwicklung der lenten Jahre, ein Bild, das auch den, der dieſe 
Entwicklung in nächfter Nähe miterlebt hat, immer wieder von neuem erſchſttert und aufrüttelt. Sie 
zeigen den ſuſtematiſchen Austottungskampf, den die Polen feit dem Weltkrieg gegen das Deutſchtum 
in Polen und gegen Danzig geführt haben, fie zeigen das großzügige und unendlich geduldige ſtaats⸗ 
männifche Bemühen des Führers, die deutſch⸗polniſchen Beziehungen auf eine dauerhafte, den Inter» 
eſſen beider Teile gerechtwerdende Grundlage zu ftellen, fie zeigen demgegenüber die kursfictige Ver⸗ 
ftändnislofigkeit der polniſchen Machthaber, die die ihnen von Deutſchland immer wieder gebotene 
Möglichkeit, zu einem endgültigen Ausgleid) zu kommen, zunichte machen. Lor allem aber fehen wit, 
wie unmittelbar nach der Aonferenz von Münden der Ariegsmille Englands Immer 
deutlicher offenbar wird, und wie die Britiſche Regierung Dann ſchließlich die von Ihr ſelbſt ab- 
ſichtlich herbelgeführte Derblendung der Polniſchen Regierung benunt, um den ſeit langem geplanten 
krieg gegen Deutſchland zu entfeſſeln. Zwar würde es, um das heuchleriſche und frevelgafte Vorgehen 
der engliſchen Politik in feinem ganzen Umfang zu entlarven, einer Darſtellung der geſamten Hach⸗ 
krlegszeit bedürfen, in der ſich England jedem Uerſuche Deutſchlands, ſich aus den Feſſeln des Derfailler 
Diktats zu befreien, hemmend in den Weg geſtellt und jede Möglidkeit, die Kevifion dieſes Diktats 
auf dem Dechandlungswege herbeizuführen, immer wieder vereitelt fat! Aber es genügt, an hand der 
in dieſem Weißbuch zufammengeftellten Dokumente die kurze Epoche feit dem fjerbſte 1938 ins Auge zu 
faſſen, um zu erkennen, daß England von vornherein entſchloſſen war, mit Gewalt den weg des f 
ters zu durchkreuzen, deſſen genialer Staatskunſt es gelungen war, ſchlimmſte Verbrechen von Ver⸗ 
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failles ohne jedes Blutvergießen und ohne jeden Eingriff in die Intereſſen Englands zu befeitigen, und 
der in ee auch eine friedliche Löfung der deutſch⸗polniſchen Frage erzielt haben würde, 
wenn 


Polen als Werkzeug feines’ Hiriegswillens mißbraucht 


und durch dieſe nerbrecheriſche Politik Europa in den Arieg geſtürzt hätte. 

Dieſe für immer feſtſtehende hiſtoriſche Tatſache iſt aufs neue dadurch erhürtet worden, daß 
England das großzügige lente Friedensangebot, das ihm der Führer noch einmal in feiner Reichstags ⸗ 
rede vom 6. Oktober gemacht hat, mit einer unverschämten und beleidigenden Aerausforderung 
Deutſchlands beantwortet hat. Im unerſchütterlichen Bemußtfein feines Redits und in unbeirrbarer 
Uberzeugung feines Endſteges hat das deutſche Dolk dieſe Herausforderung angenommen und wird 
nun die Waffen nicht früher aus der fiand legen, als bis es fein Ziel erreicht hat. Dieſes Ziel ift: Die 


militärifche Uernichtung der Gegner und dann die Sicherſtellung des dem deutſchen 
Dolke zukommenden Lebenscaumes gegen jede zukünftige Bedrohung. 
Berlin, den 3. Dezember 1939. 
von Ribbentrop 
Keidhsminifter des Auswärtigen 


Auftrag Görings an fieichsleiter Bouhler 
Am 2. Dezember wurde folgende Meldung fiber die Beauftragun 
des feichsleiters Bouhler mit der Prüfung eingehender Ainweife 
und Befchwerden über Maßnahmen der Ariegswirtfchaft und der 
kieichsperteidigung bekanntgegeben: 

Beneralfeldmarſchall 6 ring hat als Vorfitiender des Minifterrats für die Feichsverteidigung 
Reichsleiter Bouhler den Auftrag erteilt, alle bei ihm eingehenden fi inweiſe und Beſchwerden einzelner 
Dolksgenoffen zu prüfen und nötigenfalls fördernd und unterſtützend einzugreifen. 

Reichsleiter Bouhler wird dabei nach den gleichen Gefichtspunkten verfahren, nach denen er als Chef 
der fianzlei des Führers bereits die bei dem führer eingehenden Juſchriften aus der Bevölkerung be» 
arbeltet. Jeder Dolksgenoffe hat ſomit die Gewähr, daß berechtigten Beſchwerden und Wünſchen über 
Maßnahmen der firiegswirtſchaft und der fieichs verteidigung ſofort nachgegangen und ihm im finh⸗ 
men der vorhandenen Möglichkeiten mit Rat und Tat geholfen wird. 

Der Bedeutung diefer Aufgabe entſprechend wird fieichsleiter Bouhler hinfort regelmäßig an den 
Sitzungen des Hliniſterrats für die fieichsverteldigung teilnehmen. 


Deutſchland und die finniſche Frage 
Von deutſcher Seite wurde am 7. Dezember nachſtehende Verlaut⸗ 
batung über die finniſche Frage und die Beziehungen Deutſchlands 
zu den nordiſchen Ländern in den lenten 20 Jahren veröffentlicht: 

Im Juſammenhang mit der nunmehr zum offenen fionflükt gewordenen ſowjettuſſiſch⸗finniſchen firiſe 
ift von verschiedenen Seiten und vor allem aus der Lügenküche englifcher und franzöſiſcher fimts⸗ und 
Redaktionsſtuben verſucht worden, Deutſchland die Mitoerantwortung an den kreigniſſen im Norden 
zu unterſchleben. Insbefondere wurde behauptet, Deutfcland verletze die gon ihm ſelbſtuerſtändlich 
erwartete Verpflichtung, Finnland zu helfen, mit dem es fo viel gemeinſame Bande verknüpften. 

Angeſichts ſolcher ebenſo böswilligen wie törichten und politiſch kindlichen Unterftellungen erſcheint 
es nötig, die Beziehungen Deutſchlands zu den nordiſchen Ländern in den leiten 20 Jahren einer kurzen 
kritiſchen Prüfung zu unterziehen. 

Es ſſt keln Zweifel, daß die Völker des Nordens in Deutſchland immer eine beſondere, auf hiſto⸗ 
tifchen und gefühlsmäßigen Gründen beruhende Sympathie genoffen haben. Diefe Sympathie iſt 
aber im Verlauf der letiten 20 Jahre mehr und mehr eine einfeitige geworden. Das Deutſche 
Reich war in feiner Madhtpofition in Europa von jeher der natürliche Freund nordiſcher Intereſſen. Es 
ift Diefem Grundfat auch in feiner ganzen Gefchichte immer treu geblieben und hat dieſe Einftellung den 
kleinen nordiſchen Ländern gegenüber unzählige Male unter Beweis geſtellt. 

Als nun das Deutſche fieich am Ende des Weltkrieges durch den Wortbruch der Alliierten in einen 
Juſtand der Ohnmacht verfetst wurde, in dem es allen ungerechten und maßloſen Forderungen der 
ſogenannten „Siegermächte“ wehr ⸗ und hilflos ausgeliefert wat, hatte man in Berlin weniger auf eine 
aktive Ailfe — denn. dazu waren natürlich dieſe Länder nicht in der Lage — als doch zumindeft auf die 
1 1 die moraliſche Unterftütung der nordiſchen Länder in dem Unglück des deutſchen 

olkes gerechnet. 

Das Gegenteil aber trat ein. In den für Deutfchland fo bitteren Jahren hat keines der Länder 
fein Gewicht gegen das dem deutſchen Volke angetane ungeheuerliche Unrecht in die Wagſchale ge» 
worfen. Jeder vernünftig Denkende muß te ſich klar darüber fein, daß dieſes Unrecht früher oder fpäter 
feine Vergeltung nach ſich ziehen und daß damit die Welt erneut in ſchwerſte Unruhe geraten muß te, 
wenn es nicht gelang, rechtzeitig Revifion zu ſchaffen. 
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Anftatt nun aber in diefer Hichtung zu wirken, waren die nocdifhen Staaten von Anbeginn der 
Gründung des Genfer Völkerbundes dle treueſten Anhänger und Verfechter dieſes Syftems, das in 
feiner ganzen Struktur auf nichts anderes, als die Niederhaltung Deutſchlanös auf ewige Zeiten 


absielte. 

Die nordiſchen Länder haben dem Völkerbund auch dann dle Treue gehalten, als feine wahre Natur 
als Esehutor von Derfailles und als Hüter des Status quo audı dem naloften politifhen Gemäte klar 
geworden fein mußte. sch ic 

Vergebens wartete Deutſchland damals auf Zeichen der Sumpathie, auf eine wickfame moraliſche 
Unterſtützung, aber man war entweder zu unintereſſiert oder man beſchrankte ſich auf ideologlſche ſaft⸗ 
und. kraftloſe Ruseinanderſetzungen im ahmen des Genfer Debattierklubs. 


Immer mehr geriet der Norden in das Fahrwaſſer der engliſchen Politik. 


Sumptomatiſch hierfür war auch die fialtung im Abeffinien-Ronflikt, als die Mordländer ſich als 
ſolch eifrige Verfechter des Nachktiegs⸗Suſtems entpuppten, daß fie ſich nicht nur in treuer Ergebenheit 
an den Sanktionsbeſchlüſſen gegen Italien beteiligten, ſondern dieſe mit einer faſt felbft- 
mörderiſch zu nennenden Gewilfenhaftigheit gegen Italien durchführten. Die wenigen erfreulichen flus⸗ 
nahmen beftätigen nur dieſe Grundeinftellung. 

Als in Deutſchland der Nationalfozinlismus die Madt übernahm und das deut- 
ſche Dolk unter Führung von Adolf Aitler begann, feine Feffeln abzufhätteln, da 
wurde von dem überwiegenden Teil der Drefle des Tiordens Diefes Ereignis nicht 


etwa freudig begrüßt, fondern faff Jeder Schritt zur beufſchen Selbfändigkeit und 
Tede Tat des Führers zur Befeitigung des Derfailler Dertenges einer hemmungs- 


tofen Aritik unterworfen. 

Im Tomen des Fortfchritts, im namen der fumanität, im Namen des Liberalismus und der 
Demokratie wurde Deutfchland in Vereuf getan, beſchimpft und wirtfchaftlich boykottiert. Es gab 
kaum einen Tag, an dem nicht zahllofe Blätter der nordiſchen Staaten an irgendeiner Handlung der 
deutfchen Dolitik ihre anmaßende und beleidigende Aritik übten. 

Jede Außerung des Dritten Reiches wurde zu feinen Lingunften ausgelegt und oft von den Blättern 
mit geradezu unverftändlichen Angriffen begleitet. Bis in maß gebende Kreiſe hinein ging die [yfte- 
matiſche Ablehnung alles deffen, was aus dem Dritten Reid; kam, fo daß von Deutfdier Seite nicht 
felten offizielle Wege beſchritten werden mußten, um dieſem unerträglichen Zuftande entgegenzutreten. 

Beſonders auffällig zeigten ſich die Folgen der ſuſtematiſchen fiene gegen Deutſchland in den nordi⸗ 
ſchen Ländern, als Deutſchland ſich im Taufe dieſes Jahres bereit erklärte, mit den kleinen Staaten des 
Nordens Nichtangriffsverträge abzuschließen. Während mit Dänemark und den baltiſchen Staaten 
die Verträge zum fibſchluß kamen, waren es Schweden, Norwegen und Finnland, die ſich des⸗ 
intereſſiett zeigten, Schweden und Tlorwegen erklärten, aus prinzipiellen Gründen, Finnland aber 
hat damals den fibſchiuß eines ichtanariffspaktes mit dem Deutfthen Reich abgelehnt, obwohl Deutſch⸗ 
land nicht das erſte Land geweſen wäre, mit dem Finnland einen ſolchen Pakt abgeſchlofſen hätte. 

Wenn auch damals deutſchen politiſchen Areifen die Haltung Finnlands unverftändlid war, 
fo geht man nach den Erfahrungen der ſeitherigen Entwicklung nicht fehl in der Hinnahme, daß der 
einer zeitige finnische Entfchluß in weitgehendem Maße von den englifhen firiegshetzern be⸗ 
einflußt war, von denen über andere ſkand inaviſche Politiker feither die lebhafteften Fäden nuch 
Selfingfors geſponnen wurden. 

Diefe Länder haben damit zu erkennen gegeben, daß ihnen in Wirklichkeit tron ftündig wiederholter 
Neutralitätsbeteuerungen an einer entſchloſſenen und gleichmäßigen Friedenshaltung gegenüber allen 
Selten nicht fo viel gelegen war, wie an der fioffnung auf das polifiſche Uberwiegen jener Seite, mit 
der man aus allerhand unneutralen Gründen [ympathifierte. 

Es ift in dieſem Zufammenhang für die eigenartige fluffaſſung von Neutralität im Norden bezeich 
nend, dab es gerade die Skandinauifdyen Länder waren, die der öalencia-Regierung nicht nur bis zum 
Ende, ſondern über Diefes Ende hinaus, als fie überhaupt nicht mehr exiftierte, ihre finerkennung und 
moraliſche Unterſtützung gewährten, die Franco längft gefdulörte Anerkennung dagegen noch 
zu einem Zeitpunkt verweigerten, als jedes fünausfchieben nur als eine einfeitige Parteinahme 
gegen franco, gegen Italien und gegen Deutſchland ausgelegt werden konnte. 

Welker Ift bezeichnend, daß alle Diefe Länder bis zum heutigen Tage noch jenem Genfer Dölkerbunde 
angehören, deffen Artikel 16 noch nicht abgefcafft ili, jener berüchtigte Sanktionsartikel, durch 
den die kleinen Staaten für die Intereffen Großbritanniens eingeſpannt werden. 

Seit flusbruch des firieges mit den Weſtmüchten nun hat ſich die Faltung der nordiſchen Länder nicht 
etwa geändert, ſondern Heutſchland, das keinerlei Divergenzen mit den nordiſchen Staaten hat und 
von jeher in feiner Heſchichte für deren Intereffen eingetreten I, mußte wiederum erleben, daß es 
gerade die Staaten des Nordens waren, die in ihrer Preffe und in ihren Aandlungen alles andere 
als eine wohlwollende fialtung deutſchen Belangen gegenüber einnahmen. 

jedes Land möge feine Sumpathien da mählen, wo es ihm am beften dünkt. Es foll ſich dann aber 
nicht darüber beklagen, wenn ihm feinerfeits nicht jenes Maß an Sympathie entgegengebradft wird, 
auf das man bei ihm feit Jahren vergeb ich gewartet hat. 


Dem deutſchen Volke ift durch die britiſchen Ariegshetier, die nicht zum menigſtens 
durch kandinaniſche Jonrnaliften und Politiker unterfüht wurden, der ſenſge Arieg 
aufgezwungen worden. Es it nalo und fentimental zugleich, zu erwarten, daß das deutſche Volk in dem 
Aampf um feine Zukunft nun plötzlich all den kleinen Staaten beiftehen foll, die ſich vorher nicht genug 
tun konnten, Deutſchland zu ſchmähen und zu verunglimpfen. 

Jahrelang hat man das Reich zumindeſt mit hühler Sleichgülti keit, ja mit hochmütiger Ab» 
tehnung, oftmals aber mit einer ſchlecht verhüllten und offenen feindfeligkeit behandelt. Wie 
man in den Wald hineinruft, fo ſchallt es auch wieder heraus. Das Deutſche eich kennt ſenr wohl 
die Verpflichtung der Dankbarkeit und der Treue, aber feine Freundſchaft liegt nidıt auf der Gaffe, wo 
ſich jeder nach Belieben fie wiedernehmen könnte, nachdem er fie vorher aus geſchlagen hatte. 

Das Deutſche Reich hält denen die Teeue, pie 10 die Treue halten, das Deutſche 
Reich ſtent denen bei, die ihm beiſſehen, das dem, der ihm nütit. Das deutſche Dotk 
hat nichts gegen das finnifche Dolk, im Gegenteil. ir Beutfde Dolk hat keinerlei feindſchaft 
gegen die Dölker des Nordens. 

Es ift zu hoffen, Daß die Leiter der Gefchiche unſerer nördlichen Nachbarn eines Tages ſich darüber 
Gedanken ı machen und ſich die Frage vorlegen werden, ob es beſſer iſt, wle in den vergangenen Jahren, 
den Einflüſterungen engliſcher Völkerbundsapofel und firlegshetzer ein williges Oht 


zu leihen oder dem natürlichen Gere ihrer Völker nach einer Freundfchaft mit Dem deutſchen Volke 
lichtbaren fusdruck zu verleihen. 


2. Militärifche 


Der Einfat; der älteren und jüngeren Jahrgänge 


Aauptmann v. Kofenthal nahm in einem in der NISfi. veröffent- 
lichten Artikel über die krſanfrage in der Wehrmacht, vor allem die 
Frage des kinſaßes der älteren und der jüngeren Jahrgänge im 
gegenwärtigen Krieg u.a. wie folgt Stellung: 


„Die Verwendung unnollkommen duccgebildeter Soldaten im Gefecht wird auf Grund der Erfah- 
rungen des Weltkrieges heute ſtrengſtens vermieden. In dieſem firieg wurden und werden nur fiümpfer 
eingefetit, die durch ſorgfältige und gründliche Durchbildung für ihre verantwortungsvolle Rufgabe 
vorbereitet find. 50 konnten im polniſchen feld zug größere Verlufte erfolgreich vermieden werden. 

Die ſtrikte Einhaltung dieſes Prinzips hat neben anderen Gründen dazu geführt, daß bei der Uber⸗ 
führung der Wehrmacht in den mobilen Juſtand weitgehend auf die älteren Jahrgänge, auf die Teil» 
nehmer am Weltkriege zurlickgegriſſen wurde. Es ift dadurch eine Jahrgangsſchichtung in der Truppe 
entſtanden, die normalen Verhältniffen zweifellos nicht voll entſpricht. Schuld an diefer krſcheinung 
find jedoch nicht Fehler in der Organifation des Wehrmachtsdienſtes oder mangelhafte Erfaſſung. Sie 
wat einfach bedingt durch die nicht fo Schnell zu überwindenden Auswirkungen des Derfailler Diktats, 
das uns während anderthalb Jahrzehnten in unferer Wehrhaftmachung ſchmähliche Feffeln auferlegte 
und die Bildung von Heſerven durch militäriſche Ausbildung beftimmter Jahrgänge verbot. 

Das ift jedoch nicht der einzige Grund für Die notwendige Verwendung der älteren Soldaten. Ihr 
Einfat war auch aus anderen Hückſichten unerläßlich. Die firiegserfahrung des Weltkriegs- 
kämpfers, fein kameraöfchaftliches Vorbild, feine unübertroffene fibgewogenheit zwiſchen kümpfe · 
riſchem Mut und Befonnenheit haben der jungen Wehrmacht viel Blut erſpart. Ihm ift es zu verdanken, 
wenn die Verluſte ſich in fo auffallend geringen Grenzen hielten. Was auch in noch fo forgfältiger 
Friedensausbildung nidıt zu erlernen ift, das hat neben eigenem Erleben der junge felöſoldat dem 
Dierzigjährigen abgelauſcht, dem älteren Kameraden, der ſchon zum zweiten Mate mit der finarre 
auf der Schulter durch feindliches Land marſchierte. Und auch in der Seelenkriſe des erſten firlegs⸗ 
erlebens fand der junge fiekrut oft genug Malt an der überlegenen Ruhe des erfahrenen Ariegers. 

In gleichem Maße, wie die in jedem Feldzug neu zu fammelnde friegserfahrung Eigentum der jun ⸗ 
gen Truppe wird, werden nach und nach die älteren Frontſoldaten zur kntlaſſung in die fjeimat kom - 
men. Es find faßnahmen getroffen, die älteren Jahrgänge, insbefondere die Weltkriegs 
teilnehmer, allmählich aus det fechtenden Truppe durch jüngeren Erfah abzu- 
Löſen. Die Einleitung und der planmüßige Ablauf diefer Maßnahmen kann natürlich nicht von heute 
auf morgen erfolgen. Ihre Dauer kann ſich befonders bei gewiſſen Spezialtruppen, die eine techniſche 
Sondergusbilbung erfordern, auf mehrere Monate erſtrecken, ja, es wird aus dieſen Gründen in 
Einzelfällen manche ſcheinbare Härte unnermeidlich fein. Jeder Einfichtige aber wird Derftändnis dafür 
haben, daß ein folder Plan in der Organifation und Durchfüntung nach großen Gefiditspunkten auf⸗ 
gebaut fein muß, er kann ſich niht nach Einzelfällen richten oder in jedem Falle das perfönliche Schick 
fal beftimmter Familien berüchfichtigen. 

So mandıe Haßnahme, die von gutem Willen und mit beftem fiönnen geleitet it, mag hie und da 
eine unverſtändlich erfcheinende Auswirkung haben, die nicht immer erklärt werden kann, fondern im 
Vertrauen auf die Führung hingenommen werden muß. Aler gilt es befonders für die Ehefrauen, 
Difsiplin und Verftändnis aufzubringen, bis der Ernährer und Familienvater zurfickkehrt. Diefes Der- 
ftändnis ift bei unferen Soldatenfeauen erfreulichermeiſe in weiteftem Umfange feftzuftellen. 

Im firiege wird befohlen, wo der einzelne feinen Platz hat. Das ift eine klare militäriſche Notwendig · 
keit. filer und da mag die Frage laut werden: „Barum ſtehen an der Front fo viele Männer reiferen 
Alters, die ſchon im Weltkriege Waffen trugen. Muß es fein, Daß der Familienvater draußen fteht, 
während der Jüngling in der ffeimat bleibt? Warum diefer Einfat von filteren, wenn doch fo viele 
ungenutzte Jugend krüfte vorhanden find?“ 

Und fo mancher deutſche Junge, der feiner Arbeitsdienftpflicht genügt hat, der vielleicht ſogar beim 
Rufbauwerk in Polen zu ‚einer erdbraunen Arbeitsdienftuniform die Armbinde mit der flufſchrift 
„Deutſche Wehrmacht“ trug, ift heute enttäufcht, daß er tron feiner Meldung zum Waffendienft 
noch nicht berufen wurde. Ruch das mird ſich im Laufe der geordneten planmäßigen Entwicklung, die 
feit langem vorausſchauend eingeleitet ift, immer mehr ausgleichen. Noch kann nicht jede frei⸗ 
willige Meldung fofort berückſichtigt werden. Die Ausbildungseinheiten der Erfahweht- 
macht faffen nur ein beftimmtes Maß von Mienſchen. Jeder aber wird an die Reihe kommen, wenn er 
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gebraucht wird. An jeden Wehrfähigen wird der Ful zum Waffendienſt ergehen. Es wäre daher falſch, 
den jungen Mann in der Heimat ob feiner Jivilkleidung ſchief anzuſehen. 

Es ift vielmehr ein Jeichen unferer unüberwindlichen ULolkskraft, wenn uns in der fieimat 
die vielen jungen Gefidhter begegnen, die oft genug gekennzeichnet find von der ſchlecht verhohlenen 
Ungeduld, „dabei“ zu fein. Es iſt ein höchſt erfreulicher Beweis, daß hinter den Aunderttaufenden im 
grauen Rock der Front noch Abertaufende bereitftchen, dem Rufe zum kinſatz zu folgen, wenn die Not⸗ 
Wendigkeit es gebieten follte. Das vorhandene menſchenreſervoir läßt eine vorausſchauende, wohl ⸗ 
geregelte Planung zu, ein öRonomiſches Aaushalten mit den vorhandenen firüften. Darin liegt unſere 
Stärke! Das hat kein anderes Volk mit dem beutſchen gemein. 

Frankreich iſt heute ſchon in ernſteſter Sorge um den zahlenmäßigen Beftand feiner Armee und 
feiner Volkskraft. Die franzöſiſche Aeeresleitung wird ſich im Laufe eines längeren Arieges zum uf ⸗ 
gebot der 17. bis Ssjührigen gezwungen fehen, troti des Vorhandenſeins der farbigen fiolonial⸗ 
truppen, deren Wert heute allerdings zweifelhafter denn je iſt. Wir dagegen können dank der weit- 
blickenden Maßnahmen des neuen fieiches vertrauensvoll in die Zukunft ſchauen. In dieſem firiege find 
in Deutſchland nicht nur die Induſtrie, die Kohftoff- und krnührungswirtſchaſt durch Refervevorräte in 
ihrem Beſtand auf lange Zeit hinaus ſichergeſtellt. fluch der ausſchlaggebendſte Faktor der fitiegfüh⸗ 
rung, der kämpfende Menfd;, ſteht in ausreichender Zahl, befeelt von beften deutſchen kigenſchaften, 
zu Erfüllung ſeiner Aufgaben für Volk und Reid bereit.“ 
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3. Wehrmachtberichte 


1.12.39 
Im BWeften geringe Actillerie- und Spähtrupptätigkeit. 
Bei der Luftaufkläcung über der Nordſee gerieten die eingeſenten cäfte in ein ſchweres Unwetter. 
Amin det mußten auf See niedergehen und wurden teilweiſe beſchüdigt. Die Beſatzungen find 
mtlich gerettet. 


Feine beſonderen Ereigniffe. 2.12.39 


3.12.39 
Im Weſten örtliche Spähteupptätigkeit und geringes Aictilleriefeuer. 
An der Mofel- und Kheinfeont fowie in der Gegend von Antlsruhe und Freiburg geringe 
eigene und feindliche Jagdfliegertätigkeit. 


4. 12. 39 
Im Weften keine beſonderen Ereigniffe. 
Engliſche ampfflugzeuge verſuchten am 3. 12. einen Angriff auf fielgoland. Die frühzeitig ein- 
ſenende deutſche Abwehr verhinderte die planmäßige Durchfahcung des Angriffes. Außer einem Treffer 
auf einem kleinen Fiſchlogger iſt kein Schaden angerichtet worden. 8.14.35 


An der Weſtfront abgefehen von etwas lebhafterem feindlichen Rrtillerieſtötungsfeuer im Grenz- 
gebiet oſtwärts der Mofel nur öttlich geringe Gefedststätigkeit. 815 


feine beſonderen kteigniſſe. 7. 12. 39 


Im Weſten ſchwache örtliche Actillerietätigkeit. 

Die Luftwaffe führte Aufkläcungsflüge gegen England und Schottland durch, Die flufklärer ftießen 
wiederum bis zu den Shetlands vor. Bei einem Luftkampf weſtlich der holländiſchen Inſel Texel 
ftießen ein deutſches und ein engliſches Flugzeug zufammen und ſtürzten ins Meer. 

In den Abendftunden fanden fünf einftüge britifcher Flugzeuge von der Deutſchen Bucht her nach 
Schleswig- fjoiſtein ſtatt. flakfeuer zwang den Gegner zum fibdrehen nach Norden, wobei er ver ⸗ 
e düniſches Aoheitsgebiet zu entkommen. Bomben wurden über deutſchem Gebiet nicht ab» 

en. 


8.12.39 

Im Weſten geringe örtliche Spähtrupptitigkeit. 

Die Luftwaffe führte mit ſtärkeren Aräften Konteolifläge über der Nordſee durch und ſtreifte dabei 
auch die Oſtküſte Schottlands in niedrigfter Flughöhe ab. Eine deutſche Staffel wurde öftlich des 
Firth of Forth von britiſchen Jägern erfolglos angegriffen. Auf dem fiſichfiug muß te ein deutſches 
Flugzeug wegen Matorſtörung eine Notwaſſerung vornehmen. Die Befahung verließ das Flugzeug im 
Schlauchboot. Flugſicherungskräfte zur Bergung der Beſatzung find unterwegs. 


9. 12. 39 

Im meſten an einigen Stellen der Front etwas lebhaftere Artillerietätigkeit. Jwiſchen Mofel und 
Rhein wurden durch einen Stoß trupp fübweftlich Merzig auf franzöſiſchem Boden zwei feindliche 
Unterſtände geſprengt ſowie drei weitere Unterftände unbrauchbar gemacht. 

Die Euftwaffe führte ihre Aufkläcungstätigkeit in verſtärktem Maße hauptſöchlich über Weft- 
und Mittelfrankreich durch. Die deutfchen Flugzeuge wurden an verſchledenen Stellen erfolglos von 
Jägern angegriffen und von Flakartillerie befchoffen. Eigene Lerluſte find nicht eingetreten. 

Die britiſche Admiralität beftätigt die Torpedierung des Zerſtöters „Jerfey“ am 7. Dezember durch 
ein deutſches Unterfeeboot, 


10. 12.39 
6 5 E örtlicher Infanterie ⸗ und Artillerietätigkeit verlief der geſtrige Tag ohne beſondere 
teigniſſe. 
11. 12. 39 
Zwifcen Mofel und Pfälzer Wald an einzelnen Stellen der Front geringes Artillerieftörungs- 
feuer. Im übrigen verlief der Tag an der ganzen Weſtfront tuhig. 
el des engliſchen fianals wurden zwei britiſche Tanker von zuſa mmen 18000 Tonnen 
verſenkt. 
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12. 12. 39 
Oftwörts der Mofel geringes feindliches Artillerieftöcungsfeuer auf das Vorfeld. 
Die Luftwaffe führte einzelne Erkundungsfiüge gegen Großbritannien durch. EUR 
. 12. 39, aben 


12 
er Der Lloyd-Scdmelldampfer „Bremen“ iſt heute abend aus Mberfee wieder in der fieimat einge ⸗ 
() 


ffen. 

Die firiegsmarine hatte Maßnahmen für die ſichere Einbringung des Schiffes getroffen. U. a. waren 
Flugzeuge eingeſetzt, um dem Schiff den nötigen Schuß zu . In der Nordſee verſuchte ein 
britiſches U-Boot die, Bremen“ anzugreifen. Eines der zur Sicherung der „Bremen“ entſandten Flug ⸗ 
zeuge drückte das enaliſche U-Boot aber fo unter Waſſer, daß der Angriff verhindert wurde. 


13. 12. 39 

Im Weſten örtliche Spähtrupp⸗ und Actillerietätigkeit. In Gegend füdoftwärts Saarbrücken hob 
ein Spähteupp in Stärke von 1 Offizier und 10 Mann einen feindlichen Stünpunkt nuf franzöſiſchem 
Gebiet aus. Der Feind verlor 3 Tote. Ein Offizier und 16 Mann wurden gefangengenommen. Der 
deutſche Spähtrupp kehrte ohne eigene Verluſte zurück. 

Im Zufammenhang mit der Rückkehe des Lloyd-Schnelldampfers „Bremen“ flogen in den Abend» 
und Nachtſtunden des 12. 12. britiſche Flugzeuge in die deutſche Bucht ein. Frühzeitig von den Nordſee⸗ 
Inſeln und den firiegsſchißßen einſetzendes Abwehrfeuer zwang den Gegner, ohne die Nordfeeküfte er⸗ 
reicht zu haben, im Rüftenvorfeld umzukehren. 


14. 12. 30 

Neben geringem feindlichen Actillerieftörungsfeuer auf das Vorfeld an der Front zwiſchen Mofel 
. Spühtrupptätigkeit. An mehreren Stellen konnten wiederum Gefangene ge⸗ 
macht werden. 

In den letzten Tagen fanden Operationen der Seeftreitkräfte in der nördlichen Tiocdfee ftatt. 
Auf dem filickmarſch ereignete ſich bei einem leichten fireuzer eine Unterwaſſerdetonation. Die Schäden 
find geringfügiger Act, das Schiff iſt in den Keimathafen zurückgekehrt. 

Das Panzerſchiff „Admiral Graf Spee“, eines der ſeit firiegsausbruch in den atlantiſchen Ge» 
mäffern operierenden firiegsſchiffe, ſtieß gegen den Geleitzugweg Ca Plata —kuropälſche öewäſſer vor 
und verfenkte die britiſchen Dampfer „Tairoa“ (7983 To.) und „Streonfhall” (3895 To.). Aierbei kam 
das Panzerſchiff in Gefedjtsberührung mit dem ſchmeren englifchen fireuzer „Exeter“ und den leichten 
fireuzern „Hax“ und „Achilles“. 

Bei dem Gefecht gelang es dem Panzerschiff, den zahlenmäßig überlegenen feindlichen Streitkrüften 
ſchweren Schaden zuzufügen. „Exeter mußte ſich nach ſchweren Treffern aus dem Gefecht zurück⸗ 
ziehen. Einer der leichten Areuzer wurde gleichfalls Sdywer befhädigt. Das Panzerſchiff „Admiral Graf 
Spee“ erhielt ſeinerſeits einige Treffer. Zur Zeit befindet es ſich in dem Hafen von Montevideo (Uruguay). 

Die britiſche Admicalität teilt den Verluft des Zerſtörers „Ducheß“ in den heimiſchen N 

Ein einzelnes britiſches Bombenflugzeug, das geſtern den Fllegerhorſt Borkum, ohne Bomben zu 
werfen, anflog, wurde durch unſere Flugabwehr vertrieben. 

Zwei weitere britiſche fiampfflugzeuge verſuchten, die Infel Sylt anzugreifen. Vier abgeworfene 
Bomben fielen außerhalb der Inſel ins Meer. 

Großen Umfang nahm in den Nadmittagsftunden ein Cuftkampf an, der ſich aus dem Fingriff 
britiſcher fiampfflugzeuge im Gebiet der nordfrieſiſchen Inſeln entwickelte. 

1 5 Jäger ſchoſſen von den 20 Angteifern zehn ab. Ein deutſches Flugzeug mußte auf See 
niedergehen. 

Im Weften keine befonderen kreigniſſe. 


Ber Kampf 


Die erſte Dezemberhälfte brachte an der Weſtfront keine beſonderen Ereigniſſe. 
Am 8. Dezember wurden durch einen deutſchen Stoßtrupp füdlich Merzig einige 
franzöſiſche Unterſtände geſprengt, und am 12. Dezember brachte ein eigener Späh⸗ 
trupp zahlreiche Franzoſen als Gefangene ein. Sonſt nahmen das tägliche Artillerie · 
Störungsfeuer und die allgemeine Spähtrupptätigkeit keinen beſonderen Umfang an. 

Die deutſche Luftwaffe ſetzte ihre Aufklärungstätigkeit über der Nordſee, gegen 
Oſtſchottland und die Shetlands erfolgreich fort. Am 7., 13. und 14. Dezember ver⸗ 
ſuchten die Briten die deutſche Nordſeeküſte anzufliegen. Sie wurden jedesmal ver⸗ 
luſtreich abgewieſen. . 

Zwiſchen Wangerooge und Spiekeroog iſt es am 14. Dezember nachmittags 
zu einem großen Luftkampf zwiſchen deutſchen Jagdflugzeugen und engliſchen 
Bombenflugzeugen gekommen. Die Engländer, die frühzeitig erkannt wurden, hatten 
12 Langſtrecken⸗Bomber, ihr modernſtes Kampfflugzeug, eingeſetzt. Der engliſche 
Verband wurde von den bewährten Meſſerſchmitt⸗Flugzeugen angegriffen und in 
Kürze verſprengt. Hierbei wurden 10 Engländer adgeſchoſſen. Ein deutſches Jagd⸗ 
flugzeug mußte auf See niedergehen. 5 

Auch die Kriegsmarine hatte in der Berichtszeit gute Erfolge zu melden. 
In der Zeit von Kriegsbeginn bis zum 29. November 1939 find durch U-Boote 
oder Minen verſenkt: 


a) nach bereits beſtätigten Meldungen: 


162 Schiffe mit 639 689 Br. R. T. 
davon 52 neutrale Schiffe mit 185 248 Br. R. T. 


b) nach ſonſtigen Meldungen weitere 
82 Schiffe mit 96 079 Br. R. T. 
davon 16 neutrale Schiffe mit 39 321 Br. R. T. 
Damit find die Geſamtverluſte feit Kriegsbeginn auf 194 Schiffe mit 735 768 
Br R. T. geſtiegen. 
In dieſer Zahl iſt ein beſonders hoher Prozentſatz an verſenkten Tankern ent- 
halten, und zwar beträgt 
der verſenkte Tankraum 150 876 Br. R. T. 


bei einer durchſchnittlichen Tonnage des einzelnen Tankers von 7500 Br. R. T. 
Unter Berückſichtigung der bekannten Tatſache, daß von engliſcher Seite die Ver⸗ 
luſte an eigenen Schiffen, insbeſondere in der Nähe der engliſchen Küſte, verſchwie⸗ 
gen werden, ſind die Geſamtverluſte noch weſentlich höher anzuſetzen. 5 
Am 8. „Dezember gab die britiſche Admiralität den Verluſt des Zerſtörers 
„Blanche“ bekannt. Im Bericht des Oberkommandos der Wehrmacht vom 15. No- 
vember war erwähnt, daß ein damals noch ungenannter britiſcher Zerſtörer auf 
eine deutſche Mine gelaufen ſei. Die britiſche Admiralität hat faſt einen Monat 
dazu gebraucht, bis ſie den Verluſt des Zerſtörers unter Namensangabe — „Blanche“ 
— bekanntgegeben hat. Aus dieſer ſpäten Bekanntgabe ſpricht das Eingeſtändnis der 
eigenen Schwäche gegenüber den deutſchen Erfolgen im Seekrieg. . 
„Blanche“ gehört zur „Beagle"-Rlaffe der britiſchen Zerſtörer, die 1929 auf Kiel 
gelegt und 1931 fertiggeſtellt wurden. Flottillenführſchiff iſt der Zerſtörer „Keith“ 
mit 1400 Tonnen, während die acht Zerſtörer der „Beagle“ -Klaſſe ſämtlich 1360 
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Zum ſiegreichen Seegefecht 155 Panzerſchiffes „Admiral Graf Spee“ vor der 
La Plata⸗Mündung 
Nach über dreimonatiger erfolgreicher Handelskriegführung im Südatlantik kam das 
Panzerſchiff „Admiral Graf Spee“ am 13. Dezember vor der La Plata⸗Mündung 
in Gefechtsberührung mit drei engliſchen Kreuzern und beendete das Gefecht ſiegreich. 
(Siehe Bericht auf der nebenſtehenden Seite.) 
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Tonnen Waſſerverdrängung haben. Ihre Beſatzung beträgt je 138 Mann. Die Ber- 
ftörer laufen 35 Knoten und find mit fünf 12⸗Zentimeter-Geſchützen und bier Ma⸗ 
ſchinengewehren ausgerüſtet. Dazu kommen zwei 4Zentimeter⸗Flakgeſchütze und 
acht Torpedorohre in Vierlingsgruppen an Deck. . . 3 

Mit ſtolzer Freude hörte das deutſche Volk die Nachricht, daß die „Bremen 
gegen alle engliſchen Verſuche, dieſes ſtolze Schiff zu kapern oder zumindeſt es zu ver 
ſenken, ſiegreich geblieben und ſicher in der Heimat angekommen iſt. Seitdem die 
„Bremen“ aus New Pork auslief, find drei Monate vergangen, drei Monate, die 
angefüllt waren mit verzweifelten engliſchen Verſuchen, ſich gerade dieſes deutſchen 
Spitzenſchiffes zu bemächtigen und ſo wenigſtens dieſes eine Mal das ſtark lädierte 
Anſehen britiſcher Seegeltung ein wenig aufzupolieren. Es hat den Engländern 
aber nichts genutzt, daß ſie Tag für Tag ſich abmühten, dieſes ſtolze deutſche Handels⸗ 
ſchiff zu fangen. Die Kühnheit und die ſeemänniſche Kunſt ſeines Kommodore, die 
Tapferkeit und Zähigkeit ſeiner Beſatzung haben allen Nachſtellungen des „meer ⸗ 
beherrſchenden Albion“ ein Schnippchen um das andere geſchlagen und damit aber- 
mals das Britenwort, daß England die Meere beherrſche, als eitle Prahlerei ent- 
larvt. Über die Weltmeere ging die Jagd, und doch iſt die „Bremen“ gut und ſicher 
nach Hauſe gekommen. 

Die „Bremen“ verließ am 22. Auguſt mit etwa 1700 Paſſagieren Bremerhaven und 
kam Ende Auguſt in New Pork an. Die angeſichts der drohenden Kriegsgefahr bor- 
geſehene ſofortige Rückkehr wurde von den New⸗Yorker Hafenbehörden unter dem 
Vorwand einer Durchſuchung auf Waffen vereitelt. Erſt mit 36ſtündiger Verſpätung 
konnte am 31. Auguſt die Ausreiſe angetreten werden. Nach Durchbrechung der 
engliſchen Sperrlinie und Abſchüttelung aller Verfolger traf die „Bremen“ nach 
einwöchiger Fahrt in dem nordruſſiſchen Hafen Murmanſk ein, wo fie bis Anfan 
Dezember liegenblieb. Von hier aus gelang dann der erfolgreiche Durchbruch dur 
die engliſche Blockadelinie und die Rückkehr nach Bremerhaven am 12. Dezember. 
(Ausführlicher Bericht ſiehe Seite 17.) 

Seit 3% Monaten kreuzen deutſche Kriegsſchiffe auf den Weltmeeren. 
Sie haben in dieſer Zeit der engliſchen Schiffahrt ſchwerſten Schaden zugefügt und 
haben britiſche Schiffe geſtellt, wo ſie ſie trafen. Es iſt verſtändlich, daß über die 
Heldentaten der deutſchen Kriegsſchiffe auf der hohen See bisher nur ſpärliche 
Nachrichten in die Offentlichkeit gedrungen ſind. Der wahre Umfang der großen 
Erfolge, die die deutſchen Kriegsſchiffe errungen haben, wird erſt ſpäter bekannt 
werden können. Natürlicherweiſe können die fern der Heimat operierenden deutſchen 
Seeſtreitkräfte nicht laufend Berichte über ihre Taten in die Heimat ſenden. 

Seit 3% Monaten haben die Engländer ununterbrochen Jagd auf dieſe deutſchen 
Schiffe gemacht, ohne daß es ihnen dank der überlegenen deutſchen Seekriegsführung 
bislang gelungen wäre, irgendeinen Erfolg zu erzielen. Die deutſchen Kreuzer ope⸗ 
rierten, wie es ihnen gefiel. Sie haben in dieſer Zeit ein engliſches Schiff um das 
andere verſenkt. Nunmehr kommt aus Südamerika die Nachricht, daß das deutſche 
Panzerſchiff „Admiral Graf Spee“ vor der La Plata-Mündung, die bisher 
als ein unbeſtrittenes Hoheitsgebiet der engliſchen Hochſeeflotte betrachtet wurde, 
drei engliſche Kreuzer, die dort Patrouillendienſte verrichteten, zum Kampf geſtellt 
hat und das Gefecht ſiegreich beendete. 

Das Panzerſchiff „Admiral Graf Spee“ traf am 13. Dezember bei der Unter⸗ 
ſuchung des franzöſiſchen Frachtdampfers „Formoſa“ etwa 20 Seemeilen öſtlich von 
Punta del Eſte auf den engliſchen Kreuzer „Exeter“, mit dem es ſofort den Kampf 
aufnahm. Später eilten die beiden engliſchen Kreuzer „Achilles“ und „Ajax“ der 
ſchwer bedrängten „Exeter“ zu Hilfe, ſo daß ſich das deutſche Panzerſchiff einer 
zahlenmäßig überlegenen Gegnerſchaft gegenüberſah. Trotzdem wurde der Kampf 
erfolgreich durchgeführt. Der Kreuzer „Exeter“ mußte, von ſchweren Salven des 
„Graf Spee“ zugedeckt und zuſammengeſchoſſen, das Kampffeld verlaſſen und wurde 
ſpäter völlig manövrierunfähig in der La Plata⸗Mündung auf eine Sandbank geſetzt. 
Von den beiden anderen engliſchen Kreuzern, die beide ſchwere Treffer erhielten, 
wurde „Ajax“ durch Beſchädigungen an den Geſchütztürmen beſonders mitgenommen. 
Bei der „Exeter“ wurde die Kommandobrücke weggefegt und eine der Maſchinen 
außer Betrieb geſetzt, auch in den Aufbauten waren Überaus ſchwere 1 e 
zu verzeichnen. Das Panzerſchiff „Admiral Graf Spee“, das einige Treffer er- 
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1 hatte, die zwar ſeine Seetüchtigkeit, aber nicht ſeine Kampfkraft einſchränkten, 
ief am Abend des 13. Dezember in den Hafen von Montevideo ein. Das Panzer⸗ 
ſchiff hatte nach neutralen Angaben mindeſtens 50 000 Tonnen Schiffsraum ver⸗ 
ſenkt und führte die Kapitäne von 6 britiſchen Dampfern ſowie ihre Offiziere und 
Mannſchaften an Bord, die in Montevideo an Land geſetzt wurden. 

Nach mehr als drei Monate langem erfolgreichem Handelskrieg, in deſſen Ver⸗ 
lauf das Schiff keinen einzigen Stützpunkt hat in Anſpruch nehmen können, war 
nun das deutſche Panzerſchiff gegen einen zahlenmäßig ſtärkeren Gegner erfolgreich 
geblieben. Seinen ſechs 28⸗Zentimeter⸗Geſchützen und acht 15⸗Zentimeter⸗Geſchützen 
ſtanden ſechs 20,3⸗Zentimeter⸗Geſchütze des engliſchen Schweren Kreuzers „Exeter“ 
und ſechzehn 15,2⸗Jentimeter⸗Geſchütze der beiden leichten engliſchen Kreuzer gegen- 
über. Dazu kamen 24 Geſchütze zu 10,2 Zentimeter auf allen drei engliſchen Kreuzern, 
denen nur ſechs Geſchütze zu 8,8 Zentimeter des deutſchen Panzerſchiffes entgegen ⸗ 
geſtellt werden konnten. Die deutſche Offentlichkeit erhielt bereits am Tage nach 
dem Gefecht vom Großdeutſchen Rundfunk in einer direkt aus Montevideo auf- 
genommenen Reportage einen Bericht, der in dramatiſcher Weiſe den Verlauf des 
für das deutſche Panzerſchiff ſiegreichen Kampfes veranſchaulichte. 

Die bei dem ſiegreichen Gefecht gefallenen 36 deutſchen Seemänner wurden am 
15. Dezember auf dem deutſchen Friedhof in Montevideo unter allerſtärkſter Anteil- 
nahme der Bevölkerung feierlich beigeſetzt. Auch die engliſchen Kapitäne, die ſich 
als Gefangene an Bord des deutſchen Kriegsſchiffes befunden hatten, gaben den 
Toten das Geleit. Neben den 36 Toten beliefen ſich die Verluſte an Bord des deut- 
ſchen Panzerſchiffes außerdem auf 59 Verletzte. Es wurde bekannt, daß die Eng⸗ 
länder unter Bruch des Völkerrechts auf das deutſche Panzerſchiff Gasgranaten ver⸗ 
feuerten, wobei insbeſondere Senfgas verwendet wurde. 

Nachdem die Regierung von Uruguay die Friſt, die zur Wiederherſtellung der 
Seefähigkeit des Panzerſchiffs „Admiral Graf Spee“ benötigt wurde, nach eng⸗ 
liſchem Druck unter Bruch des internationalen Rechts und Brauches verſagt hatte, 
wurde das Panzerſchiff auf Befehl des Führers und Oberſten Befehlshabers der 
Wehrmacht am 17. Dezember bei Sonnenuntergang außerhalb der uruguayiſchen Ho⸗ 
heitsgewäſſer von ſeiner Mannſchaft geſprengt und vernichtet, da es infolge ſeiner 
unzureichenden Seetüchtigkeit einen Kampf mit der vor der La Plata⸗Mündung 
zuſammengezogenen engliſchen Flottenübermacht nicht aufnehmen konnte. Es ging 
mit wehender Kriegsflagge unter. Die Beſatzung wurde von dem deutſchen Tank⸗ 
dampfer „Tacoma“ aufgenommen und nach Buenos Aires gebracht. 8 

Im übrigen iſt noch zu berichten, daß der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, 
Großadmiral Dr. h. c. Raeder, in Wilhelmshaven am 6. Dezember Beſatzungen 
von Streitkräften des Führers der Zerſtörer beſichtigte. 


16 


Zwölf Wochen Seekriegführung 


Als der Führer in den Morgenſtunden des 1. September den Befehl zur Abwehr 
der polniſchen Provokationen gab, erging ſein Ruf auch an die Kriegsmarine, die 
den Schutz der Oſtſee übernahm und mit der Abſchließung der Danziger 
Bucht aktiv an den militäriſchen Operationen gegen Polen beteiligt wurde. Teile 
der deutſchen Seekräfte nahmen Poſitionen vor der Danziger Bucht ein und be- 
ſchoſſen die Befeſtigungen auf der Halbinſel Hela und den Kriegshafen Hela: 
Marine⸗Fliegerverbände griffen wiederholt den Kriegshafen Gdingen mit Bomben 
an. Gleichzeitig nahm das in Neufahrwaſſer liegende ehemalige Linienſchiff und 
jetzige Schulſchiff „Schleswig⸗Holſtein“, das wenige Tage vor Beginn des 
deutſchen Abwehrkampfes zu einem Beſuch in Danzig eingelaufen war, die von den 
1928 vertragswidrig ſtark befeſtigte Weſterplatte unter Feuer. Auch die im 

riegshafen von Hela liegenden Einheiten der kleinen polniſchen Marine, die 
durch die Flucht von drei Berftörern nach England noch vor Ausbruch des Konfliktes 
geſchwächt worden war, wurden durch das Feuer deutſcher Zerſtörer in wenigen 
Tagen vernichtet, unter ihnen die beiden in Frankreich erbauten polniſchen Klein⸗ 
kampfſchiffe, der Zerſtörer „Wicher“ und der Minenleger „Gryf“ und drei von den 
fünf polniſchen U-Booten. 

Der weitere Einſatz der Kriegsmarine in der Danziger Bucht galt der Unter ⸗ 
ſtützung der Operationen zu Lande. Am 7. September ergab ſich die Be⸗ 
ſatzung der Weſterplatte in Danzig, nachdem ihr Widerſtand durch die Sturm⸗ 
kompanien der „Schleswig⸗Holſtein“, die von der See her angriffen, und durch die 
von der Landſeite angreifenden Sturmtrupps eines Pionierbataillons und der 
Danziger SS-Heimmwehr unter Artillerieunterſtützung des Schulſchiffes gebrochen 
worden war. Auch die Operationen des Heeres gegen Gdingen und die Halbinſel 
Hela erfolgten mit Unterſtützung der Seeſtreitkräfte, die die polniſchen Batterien 
erfolgreich beſchoſſen. So ermöglichten die deutſchen Kriegsſchiffe durch Erzwingung 
der Südeinfahrt in den Hafen von Gdingen am 14. September die Einnahme dieſer 
Stadt, die nach ihrer Beſetzung auf Befehl des Führers den Namen Gotenhafen 
erhielt. Am 19. September folgte, wiederum mit Unterſtützung der Seeſtreitkräfte, 
die Einnahme des Kriegshafens Gdingen. Als letzter Stützpunkt deutſchen Wider ⸗ 
ſtandes ergab ſich die befeſtigte Halbinſel Hela am 1. Oktober bedingungslos, noch 
bevor der von Heer und Kriegsmarine gemeinſam vorbereitete Angriff durchgeführt 
wurde. Mit dieſem Ereignis, bei dem auch der polniſche Flottenchef gefangen 
genommen wurde, endete der erfolgreiche Einſatz der Kriegsmarine beim Kampf 
gegen Polen. 

Inzwiſchen hatte die Kriegsmarine im Kampf gegen England weſentliche 
Erfolge erzielt. Bereits einen Tag nach der engliſchen Kriegserklärung waren die 
Sicherungsmaßnahmen für die deutſche Küſte planmäßig durchgeführt; eine Reihe 
von Minenſuchunternehmungen in der Nord- und Oſtſee ſicherten die weiteren 
Operationen. 

Die Seekriegführung gegen England konzentrierte ſich auf den Handelskrieg. 
Maßgebend war die Tatſache, daß die Oſtſee auf Grund der Neutralitätserklärungen 
der in Frage kommenden Länder und der Nichtangriffspakte Deutſchlands mit Däne- 
mark, den baltiſchen Ländern und vor allem Sowjetrußland als neutral gelten 
konnte, und daß die deutſche Überlegenheit in dieſem Raum unbeſtritten war. Im 
übrigen hing der Erfolg des Handelskrieges von der militäriſchen Beherrſchung der 
Nordſee und der atlantiſchen Zufahrtſtraßen ab. In kühnen Angriffen gelang 
es der deutſchen Kriegsmarine, die Seeherrſchaft über die Nordſee zur Geltung zu 
Be und im Atlantiſchen Ozean der britiſchen Herrſchaft empfindliche Schläge 
zuzufügen. 

Deutſchland war von vornherein bereit, den Krieg zur See ſtreng gemäß den 
Regeln des Völkerrechtes durchzuführen. Die deutſche Priſenordnung vom 28. Auguſt 
entſprach den Grundſätzen des geltenden Völkerrechts. Die britiſche Regierung brachte 
jedoch am 4. September mit der Veröffentlichung ihrer Banngutliſten, in denen 
auch Nahrungs- und Juttermittel als bedingtes Banngut erſchienen, ſofort ihre 
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Mißachtung gegenüber völkerrechtlichen Beſtimmungen zum Ausdruck, ſoweit fie die 
engliſchen Abſichten hindern konnten. In kraſſeſtem Widerſpruch mit ihrer zu Be⸗ 
ginn des Krieges gegebenen feierlichen Verſicherung, die Zivilbevölkerung ſchonen 
zu wollen, ſetzte ſie ſich durch die Beſtimmungen über die Konterbande über alle 
anerkannten Regeln der Seekriegführung hinweg und eröffnete damit in aller 
Form die Hungerblockade gegen Frauen und Kinder. Es zeigte ſich bald, 
daß durch dieſe Art der Seekriegführung weniger das vorſorglich gegen eine 
Blockade beſtens gerüſtete Deutſchland als vielmehr die kleinen neutralen Länder in 
Europa getroffen wurden. Die deutſche Regierung ſah ſich genötigt, durch das Geſetz 
zur Anderung der Priſenordnung vom 12. September entſprechend dem 
britiſchen Vorgehen den Kreis des Banngutes ebenfalls zu erweitern. Deutſchland 
war auch weiterhin, wie der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Großadmiral 
Raeder, einem holländiſchen Journaliſten am 19. September erklärte, beſtrebt, den 
neutralen Handel ſoweit wie irgend möglich zu ſchonen. Es hoffte dabei, 
daß die Neutralen ſich ſelbſt gegen die Verletzung ihrer Rechte durch England tat- 
kräftig zur Wehr ſetzen würden. . 

Als Hauptträger der deutſchen Handelskriegführung erwies fich bald die U-Boot- 
Waffe. Bereits Mitte September wurden die britiſchen Schiffsverluſte in London 
mit 30 Dampfern und etwa 190 000 Brutto-Regifter-Tonnen offiziell angegeben. 
Die britiſchen Geſamtverluſte erhöhten ſich bis zum 25. Oktober auf 475321 Tonnen. 
Angeſichts dieſes Erfolges war der Verluſt von drei U⸗Booten, mit dem zu dieſem 
Zeitpunkt gerechnet werden mußte, als gering zu erachten. Ende November näherte 
ſich die Zahl der britiſchen Schiffsverluſte der ½⸗Millionen⸗Grenze. 

Mit welcher Kühnheit dabei die deutſchen U-Boote vorgingen, bewies unter ande⸗ 
ren Fällen am 14. September jenes U-Boot, das bei der Durchſuchung des eng ⸗ 
liſchen Dampfers „Fanadhead“ zwei angreifende engliſche Flugzeuge abſchoß. Auch 
das Geleitzugſyſtem, zu dem England angeſichts der Erfolge der deutſchen 
U-Boote in der Nordſee und im Atlantiſchen Ozean überging und das durch die da⸗ 
mit verbundene Verringerung der Fahrgeſchwindigkeit eine empfindliche Einbuße 
an Frachtraum für England bedeutete, bot keinen Schutz gegen die deutſchen U-Boote, 
So wurde, wie Anfang November aus Norwegen verlautete, ein aus 24 Fahrzeugen 
beſtehender Geleitzug, der in Begleitung engliſcher Kriegsſchiffe von Gibraltar nach 
England fuhr, von drei deutſchen U-Booten angegriffen, die fünf Frachtſchiffe aus 
dem Geleitzug heraus verſenkten. Eins der deutſchen U-Boote verſenkte Mitte No⸗ 
vember allein in wenigen Tagen 26000 Tonnen und brachte eine Priſe ein. 

Die für England beſonders wichtige Zufuhr aus Skandinavien wurde durch Ver⸗ 
bände von Zerſtörern und Torpedobooten kontrolliert, die oft bis weit in 
die nördliche Nordſee vorſtießen, Hunderte von Frachtdampfern auf Bannware 
unterſuchten und, ſoweit ſie Bannware mit ſich führten, als Priſen einbrachten. 

Den deutſchen U-Booten, die ſich bei der Bekämpfung der engliſchen Kriegsflotte, 
wie noch zu zeigen iſt, nicht weniger auszeichneten als im Blockadekrieg, wurde am 
28. September eine beſondere Ehre zuteil, als der Führer bei einem Beſuch in 
Wilhelmshaven die Beſatzungen einiger von der Feindfahrt zurückgekehrter U-Boote 
begrüßte. Die Einführung des U-Boot⸗Kriegsabzeichens 1939 am 13. Ok- 
tober war ein weiteres Zeichen der Anerkennung für dieſe ſchurfe Waffe Deutſch⸗ 
lands gegen England. 

England, das ſich der Beherrſchung aller Meere gerühmt hatte und unermüdlich 
danach trachtete, unter Hinweis auf die angeblich von ihm geſicherten Seewege die 
neutralen Länder für ſeine Zwecke einzuſetzen und die neutrale Seeſchiffahrt in die 
Gefahren des deutſchen U⸗Boot⸗Krieges zu locken, mußte bald erkennen, daß feine 
Herrſchaft in der Nordſee gebrochen und die Aktionsfähigkeit ſeiner Flotte 
ſtark in Frage geſtellt war. Während gleich zu Beginn des Krieges, am 4. September, 
ein Angriff engliſcher Kampfflugzeuge modernſter Bauart auf Wilhelmshaven und 
Cuxhaven ſowie auf die in den Flußmündungen liegenden deutſchen Seeſtreitkräfte 
von der deutſchen Jagd- und Flakabwehr unter Verluſt von mehr als der Hälfte 
der engliſchen Kampfflugzeuge abgeſchlagen wurde, gelang es den deutſchen See- 
ſtreitkräften im Verein mit der Luftwaffe, die engliſche Seeherrſchaft empfindlich zu 
treffen. Am 18. September mußte die britiſche Admiralität den Verluſt des Flug⸗ 
zeugträgers „Courageous“ durch ein deutſches U-Boot eingeſtehen. Ein weiteres 
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Das Operationsgebiet der deutſchen See- und Luftſtreitkräfte in der Nordſee 


Kriegsmarine und Luftwaffe erbrachten in den bisherigen dreieinhalb Kriegs- 

monaten den Beweis, daß die uneingeſchränkte Herrſchaft Englands über alle Meere 

der Vergangenheit angehört. Kühne Angriffsflüge der Luftwaffe führten bis zu 

den Shetland⸗Inſeln, während deutſche Seeſtreitkräfte am 26. November in den 

nördlichen Atlantiſchen Ozean zwiſchen Grönland und Island vorſtießen und füd- 

öſtlich von Island den britiſchen eg „Rawalpindi“ durch Granatfeuer 
verſenkten. 
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U-Boot verſenkte wenige Tage ſpäter einen engliſchen Zerſtörer. Am 26. Sep- 
tember griffen deutſche Luftſtreitkräfte engliſche Seeſtreitkräfte, Schlachtſchiffe, Flug ⸗ 
zeugträger, Kreuzer und Zerſtörer in der mittleren Nordſee an. Dabei wurde ein 
Schlachtſchiff — nach franzöſiſchen Rundfunkmeldungen das größte britiſche Schlacht ⸗ 
ſchiff „Hood“ — durch zwei 250⸗Kilo⸗Bomben ſchwer beſchädigt. 

Gleich am folgenden Tage wurde ein ſchwerer britiſcher Kreuzer bei der 
Isle of May von einer Kampfſtaffel angegriffen und durch einen Volltreffer mit 
einer 250⸗Kilo⸗Bombe in das Vorſchiff ſchwer beſchädigt. Am 7. Oktober begannen 
gemeinſame Operationen von ſchweren und leichten Seeſtreitkräften ſowie Luft⸗ 
ſtreitkräften in der nördlichen Nordſee und an der norwegiſchen Weſtküſte, in deren 
Verlauf engliſche Seeſtreitkräfte geſtellt und ſchwerſtens geſchädigt wurden. Bei der 
Unternehmung, die bis weit in die nördliche Nordſee führte, wurden nördlich der 
Shetland⸗Inſeln am 9. Oktober ſchwere engliſche Seeſtreitkräfte geſtellt und von 
deutſchen Fliegern angegriffen. Sechs Treffer ſchwerer Kaliber und vier Treffer 
mittlerer Kaliber wurden auf engliſchen Kreuzern erzielt. 


Der bisherige Verlauf des Seekrieges in der Nordſee bewies, daß die engliſchen 
Seeſtreitkräfte ſich nur ſelten in der Nordſee zeigten und auch im äußerſten Norden 
der Wachſamkeit der deutſchen Kriegsmarine und Luftwaffe nicht entgingen. Daß 
die britiſchen Kriegsſchiffe aber auch in ihren Schlupfwinkeln der ſchottiſchen Fels⸗ 
buchten nicht vor dem deutſchen Angriff ſicher waren, zeigte Kapitänleutnant Prien, 
der am 13. Oktober mit ſeinem U-Boot in die durch modernſte Abwehrvorrichtungen 
geſicherte Bucht von Scapa Flow eindrang, dort das 29150 Tonnen große 
britiſche Schlachtſchiff „Royal Oak“ verſenkte und ein weiteres Schlachtſchiff, die 
32000 Tonnen große „Repulſe“ torpedierte und ſchwer beſchädigte. Es gelang 
dem deutſchen U-Boot, trotz der ſofort erfolgenden gegneriſchen Abwehr den feind⸗ 
lichen Schlupfwinkel wieder zu verlaſſen. Die Verleihung des Ritterkreuzes des 
Eiſernen Kreuzes an Kapitänleutnant Prien durch den Führer war die Anerkennung 
dieſer kühnen Tat, die in der ganzen Welt ungeheures Aufſehen erregte. Ihr folgte 
bereits zwei Tage ſpäter ein Angriff deutſcher Kampfflugzeuge auf die im Firth 
of Forth liegenden engliſchen Kriegsſchiffe. Die britischen Kreuzer „Southamp⸗ 
ton“ und „Edinburgh“ und der Torpedojäger „Mohawk“ wurden durch deutſche 
Bomben beſchädigt. Wiederum zwei Tage ſpäter ſtießen deutſche Luftſtreitkräfte 
auf Scapa Flow vor und bombardierten britiſche Schlachtſchiffe. Die Beſchädigung 
des 21000⸗Tonnen⸗Schlachtſchiffes „Iron Dube“ wurde von der britiſchen Admi⸗ 
ralität zugegeben. 

Immer ausgreifender wurden die deutſchen Unternehmungen gegen die britiſche 
Seeherrſchaft. Am 13. November unternahm trotz ungünſtiger Wetterlage ein deut 
ſcher Kampffliegerverband einen Angriffsflug gegen die Shetland⸗Inſeln, bei 
dem zwei Flugboote zerſtört wurden. Ein vermutlicher Treffer auf einem engliſchen 
Kreuzer konnte nicht mit Sicherheit beobachtet werden. Die deutſchen Flugzeuge 
kehrten ſämtlich wohlbehalten von dieſem ſchon rein fliegeriſch bedeutſamen Flug 
zurück. Ein weiterer Luftangriff auf die Shetland⸗Inſeln, bei dem wieder ein eng- 
liſches Flugboot in Brand geſchoſſen wurde, erfolgte am 22. November. Am Tage 
darauf beſtätigte ein deutſches U-Boot die bereits in der amerikaniſchen Preſſe ver 
breitete Meldung, daß von ihm im Firth of Forth der britiſche Kreuzer „Bel- 
A (10000 Tonnen) torpediert wurde. Am 25. November wurden bei einem deut- 
chen Luftangriff in der nördlichen Nordſee vier Volltreffer auf engliſchen 
Kriegsſchiffen, darunter ein 5200⸗Tonnen⸗Kreuzer, erzielt. Deutſche Seeſtreit⸗ 
kräfte unter Führung von Vizeadmiral Marſchall ſtießen am 26. November in den 
nördlichen Atlantiſchen Ozean zwiſchen Grönland und Island vor, ohne von briti⸗ 
ſchen Seeſtreitkräften daran gehindert zu werden. Der rund 17000 Tonnen große 
britiſche Hilfskreuzer „Rawalpindi“ wurde ſüdöſtlich von Island von den deut- 
ſchen Streitkräften durch Granatfeuer in kürzeſter Friſt verſenkt. 

Eindringlich bewies dieſes Unternehmen, daß die britiſche Seeherrſchaft auch im 
nördlichen Teil des Atlantiſchen Ozeans und beſonders im nördlichen Bu- 
gang zur Nordſee von den deutſchen Seeſtreitkräften zum mindeſten ſchwer er- 
ſchüttert war. Am 28. November ſchließlich reihte Kapitänleutnant Prien einen 
neuen glänzenden Erfolg an ſeine kühne Tat von Scapa Flow, als er öſtlich der 
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Shetland-Xnfeln einen britiſchen ſchweren Kreuzer der London-Klaſſe (fait 
10000 Tonnen) torpedierte. 5 . 

Die deutſch⸗engliſche Auseinanderſetzung zur See erhielt um die Mitte des Monats 
November eine neue Note, als an der engliſchen Oftfüfte die Gefährlichkeit des 
Minenkrieges ſich in bollem Umfange auswirkte. Faſt täglich fiel eine Anzahl 
von engliſchen und neutralen Dampfern den dort ausgelegten Minen zum Opfer, 
ſo daß Ende des Monats die Themſe- und die Humbermündung von den zahl- 
reichen Wracks faſt blockiert waren. Beſonderes Aufſehen erregte der Untergang des 
holländiſchen Paſſagierdampfers „Simon Bolivar“ und des 12000 Tonnen 
großen japaniſchen Dampfers „Terukuni Maru“. Bezeichnend war, daß die Ver⸗ 
luſte nicht auf den üblichen Schiffahrtswegen auftraten, ſondern verurſacht wurden 
durch die Kurſe, die die neutralen Schiffe unter engliſchem Zwang nehmen mußten, 
um zu den engliſchen Kontrollhäfen zu gelangen. Von engliſcher Seite wurde von 
Ae ee „magnetiſchen“ Minen geſprochen, die von Deutſchland gelegt 

orden ſeien. 
„Die britiſche Regierung nahm dies zum Vorwand, zur weiteren Verſchär 
fung der Blockade gegen Deutſchland und damit gegen Europa die Beichlag- 
nahme aller deutſchen Ausfuhrwaren auf neutralen Schiffen vom 4. Dezember ab 
anzukündigen. England fügte mit dieſen ſogenannten „Repreſſalien“ feinen bis⸗ 
herigen widerrechtlichen Maßnahmen einen weiteren Völkerrechtsbruch zu, der die 
neutralen Länder in die größten Schwierigkeiten bringen mußte. 

England begründet dieſe Maßnahmen damit, daß der angeblich von Deutſchland 
geführte Minenkrieg den völkerrechtlichen Beſtimmungen widerſpreche. Von deutſcher 
Seite wurde hierzu klargeſtellt, daß, vorausgeſetzt, die Minen an der engliſchen Oſt⸗ 
küſte ſeien deutſchen Urſprungs, Deutſchland auf Grund des Völkerrechts hierzu be⸗ 
rechtigt iſt, weil es ſich um Gebiete handelt, in denen ſich der normale Seeverkehr 
nicht abwickelt und die von britiſchen Kriegsſchiffen benutzt wurden, alſo um regel ⸗ 
rechte Kriegsgebiete. Jedenfalls eröffnete das Auftreten der Minengefahr gegen 
Ende des erſten Vierteljahres des Krieges ein neues, in militärifcher, wirtſchaftlicher 
und politiſcher Hinſicht äußerſt folgenreiches Kapitel der Seekriegführung. 


Die Rückkehr der „Bremen“ 


Das Flaggſchiff des Norddeutſchen Lloyd, der 51 600⸗Tonnen⸗Schnelldampfer 
„Bremen“, traf am 12. Dezember nach zweimaliger Durchbrechung der britiſchen 
Blockade wieder in ſeinem Heimathafen ein. Das Schiff war am 22. Auguſt mit 
1700 Paſſagieren an Bord nach New Nork ausgelaufen, wo es Ende des Monats 
eintraf. Angeſichts der drohenden Kriegsgefahr ſollte ſofort die Rückreiſe nach 
Deutſchland angetreten werden. Dieſe Abſicht wurde jedoch von den New⸗Horker 
Hafenbehörden ‚unter dem Vorwand einer Durchſuchung auf Waffen 36 Stunden 
in pile. e um das ſtolze deutſche Schiff den Engländern in die Hände 
zu ſpielen. 

Trotz der überaus ungünſtigen Vorbedingungen für eine erfolgreiche Rückkehr 
in die Heimat wagte Kapitän Ahrens mit ſeiner tapferen Beſatzung den Durchbruch 
durch die engliſchen Sperrlinien. Er vertraute dabei auf die Schnelligkeit ſeines 
bewährten Schiffes und auf die für dieſes Wagnis beſonders günſtigen Wetterver⸗ 
hältniſſe. So konnten alle Verfolger abgeſchüttelt und ſchließlich der Verſuch gemacht 
werden, dem aus der Heimat gekommenen Befehl zu folgen und einen neutralen 
Hafen anzulaufen. Auf beſonders gewählten Wegen gelang es dann nach fieben- 
tägiger Fahrt, den nordruſſiſchen Hafen Murmanſk zu erreichen. Wie der nach 
ſeiner erfolgreichen Rückkehr zum Kommodore ernannte Kapitän Ahrens und weitere 
Fahrtteilnehmer berichteten, begegneten der „Bremen“ bei dieſem Durchbruch keine 
feindlichen Schiffe. Es wurde aber auch alles getan, um einer ſolchen Begegnung 
aus dem Wege zu gehen. So erhielt das Schiff innerhalb weniger Stunden dank 
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dem reſtloſen Einſatz der Beſatzung einen grauen Schutzanſtrich. Auch für den Ernft- 
fall waren alle Vorbereitungen getroffen, ſo daß das Schiff in dieſem Fall in kurzer 
Zeit zerſtört und verſenkt werden konnte. 

Ein Vierteljahr dauerte die Liegezeit im neutralen Hafen Murmanff, bis ſich die 
langerwartete Gelegenheit ergab, den Durchbruch in die Heimat zu wagen. Un⸗ 
bemerkt erreichte die „Bremen“ ein Gebiet, wo fie von deutſchen Fliegern auf- 
genommen wurde, die ſie von dort an begleiteten und ſicherten. Der Verſuch eines 
engliſchen U⸗Bootes, die „Bremen“ zu torpedieren, ſcheiterte an der Schnelligkeit 
des Schiffes und an der Wachſamkeit eines begleitenden Flugbootes, das das feind- 
liche U⸗Boot tief unter Waſſer drückte. 

Nach der erfolgreichen Rückkehr am 12. Dezember wurden Kommandant und Be⸗ 
ſatzung des Lloyd⸗Dampfers durch Reichsverkehrsminiſter Dr. Dorpmüller be⸗ 
grüßt und im Namen der Reichsregierung und des ganzen deutſchen Volkes zu 
dem glücklichen Gelingen der Heimfahrt beglückwünſcht. Kommodore Ahrens und 
eine Abordnung der „Bremen“ ⸗Beſatzung, der aus Anlaß ihrer erfolgreichen Heim⸗ 
kehr aus dem In- und Ausland zahlloſe Glückwünſche zugingen, trafen auf Ein- 
ladung des Großdeutſchen Rundfunks am 17. Dezember in Berlin ein, wo ſie auf 
dem Lehrter Bahnhof durch den Leiter der Abteilung Rundfunk im Reichsmini⸗ 
ſterium für Volksaufklärung und Propaganda, Miniſterialdirigent Alfred⸗Ingemar 
Berndt, und Reichsſendeleiter Hadamovsky begrüßt wurden. Nach ihrer Ankunft 
em im Rathaus, wo ſich die Abordnung der „Bremen“-Bejagung in das Goldene 
ſtalt der Reichshauptſtadt eintrug, eine Begrüßung durch Bürgermeiſter Steeg 

att. 

Bevor Kommodore Ahrens und die Männer von der „Bremen“ ſich im Wehr⸗ 
machtswunſchkonzert des Großdeutſchen Rundfunks vorſtellten, gab der Kommodore 
vor der in- und ausländiſchen Preſſe im Propagandaminiſterium eine Darſtellung 
der Fahrt New York —Murmanſk— Bremerhaven. Der Kommodore führte u. a. aus: 

„Ich kann wohl ein Schiff über See bringen, das haben die Engländer ja gemerkt, 
ich kann aber nicht viele Worte machen. Ich bin nur ein Seemann und werde auch 
niemals etwas anderes ſein. Wir freuen uns jedenfalls alle, daß die „Bremen“ in 
Sicherheit iſt, um ſo mehr als viele ſchwere Sorgen und Überlegungen mit dieſer 
Fahrt verbunden geweſen ſind. Die Verantwortung, die auf uns lag, war ja ſchon 
deshalb ſo groß, weil die „Bremen“ als Flaggſchiff des Norddeutſchen Lloyd immer 
eine beſondere Aufmerkſamkeit in der Welt erregt hatte. Es gelang uns aber dank 
der vorzüglichen Beſatzung, die ich an Bord hatte, die mit mir durch dick und dünn 
ging und die genau wußte, worum es ging. Niemand von der „Bremen“ wird dieſe 
Fahrt je vergeſſen. Mit einem vollſtändig verdunkelten Schiff brauſten wir mit 
52 Kilometer Geſchwindigkeit durch die engliſchen Sperrketten, ſahen ſogar die 
Engländer — ſie aber uns nicht!“ 

Im weiteren Verlauf feiner Schilderung erwähnte Kommodore Ahrens die Ver⸗ 
zögerung bei der Ausfahrt in New Pork. Dieſe Verzögerung ſei allerdings inſofern 
recht und gut geweſen, als die „Bremen“ nunmehr faſt gleichzeitig mit drei anderen 
Schiffen, darunter dem engliſchen Dampfer „California“, aus dem Hafen fuhr. 
„Dieſen Schiffen konnte ich ja nun zeigen, daß ich offenbar nach den Azoren fahren 
wollte. Ich ſteuerte mit hellſter Beleuchtung davon — ſpäter allerdings war die 
‚Bremen‘ mit einem Schlage dunkel und verſchwand.“ 

Kommodore Ahrens erklärte, daß zwei engliſche Kreuzer, die „Berkſhire“ und 
ein anderer Kreuzer, von Halifax und den Bermudas ausliefen, um die Jagd nach 
der „Bremen“ aufzunehmen. Gleich zu Beginn der Reiſe gelang es jedoch, die Ver⸗ 
ne abzuſchütteln. In beſonders herzlichen Worten rühmte Kommodore Ahrens 

ie Gaſtfreundſchaft, die die Beſatzung der „Bremen“ in dem neutralen Hafen ge- 

nden hat, den ſie zunächſt anlief, in Murmanſk. Von hier wurden 850 Mann der 

eſatzung nach Deutſchland geſchickt, während nur 124 Mann an Bord blieben. Von 
der Bevölkerung ſei alles getan worden, um den Aufenthalt recht angenehm zu ge⸗ 
talten. Sogar Kinovorſtellungen und artiſtiſche Darbietungen ſeien für die Be- 
atzung veranſtaltet worden. „Ich hatte meinen Leuten ſchon geſagt, daß das Schiff 
verholen und eine andere Bucht aufſuchen . Aber dieſe Bucht liege in Deutſch⸗ 
land. Macht ihr alle mit? Ich ſage Ihnen — die Kerls haben gebrüllt vor Freude. 
Sie haben aufgepaßt wie die Schießhunde. Sie haben Tag und Nacht kein Auge 
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zumachen dürfen. Dieſer Beſatzung haben wir es zu verdanken, daß die Fahrt glücklich 
gelang — nicht zuletzt aber auch mit Hilfe unſerer Wehrmacht. Alſo hieß es: Alle 
Pferde aus dem Stall. Mit 120 000 PS los!! . 

‚Über die Abwehr des Angriffsverſuchs eines engliſchen U. Boots auf 
die „Bremen“ gab einer der Offiziere bei der Rückkehr in Bremen folgenden Bericht: 

„Es war am frühen Vormittag, bei klarem, ſichtigem Wetter und ruhiger See. 
Kommodore Ahrens ſelbſt war auf der Brücke und mit ihm die Mehrzahl der Offi⸗ 
ziere. An Backbord und Steuerbord, auf dem Vorſchiff und dem Achterdeck waren 
Offizierswachen, die die See beobachteten. Der untere und obere Ausguck waren 
wie ſtets auf dieſer Fahrt beſetzt. Deutſche Flugboote geleiteten die „Bremen“. Sie 
brauſten an Backbord und Steuerbord vorüber und klärten weithin auf. Auf Meilen 
hinaus ſuchten ſie das Waſſer auf Gefahren ab, die der „Bremen“ drohen könnten. 
Auch von der Brücke und vom oberen Ausguck aus beobachteten wir ſcharf das Meer, 
denn wir wußten, daß die Engländer verſuchen würden, die „Bremen“ noch zu 
guter Letzt abzufangen. In der Funkkabine ſaß der wachhabende Offizier mit den 
Hörern am Ohr — höchſte Wachſamkeit war auf dem ganzen Schiff. 

Plötzlich erkannte man auf der Brücke ein Signal, das eines der Flugboote gab: 
„Achtung! U-Boot-Gefahrl‘ Sogleich gingen die notwendigen Befehle hinaus: 
Maſchinen äußerſte Kraft voraus, Rekorddüſen einſetzen, Zickzackkurs, Alarm!“ Im 
ſelben Augenblick kam aus der Funkkabine die Mitteilung zur Brücke: „Flugboot 
funkt: Engliſches U. Boot in Sicht!“ Die Bremen“ hatte ſchon den Zickzackkurs auf⸗ 
genommen. Das mächtige Schiff wendete nach Steuerbord, dann wieder nach Bad- 
bord und wieder nach Steuerbord hinüber. Die Alarmſirenen riefen alle Mann an 
Deck und an die Rettungsboote. Nur im Maſchinenraum arbeitete die Maſchinen⸗ 
wache ſo, als hätte kein Alarm ſtattgefunden. Mit den Gläſern ſuchten wie die Stelle, 
wo das Periſkop des engliſchen U-Bootes aus dem Waſſer ragte. Mit höchſter Ge 
ſchwindigkeit ſtürzte ſich eines der deutſchen Flugboote auf den engliſchen Angreifer. 

s vergingen einige Minuten höchſter Spannung für alle an Bord. Aber ehe noch 
das Flugzeug zu einem direkten Angriff übergehen konnte, tauchte das U-Boot 
bereits. Offenbar hatte der Kommandant des engliſchen U⸗Bootes ſchon beim Heran- 
nahen des deutſchen Flugbootes Befehl gegeben, in Tiefe zu gehen. Das Periſkop 
tauchte unter Waſſer, und das U⸗Boot fuhr mit unbekanntem Kurs ab. Der Eng⸗ 
länder war nicht dazu gekommen, feinen wohlvorbereiteten Anlauf auf die ‚Bremen‘ 
morden führen. Er war von dem deutſchen Flugzeug tief unter Waſſer gezwungen 

orden. 

Noch blieb höchſte Alarmſtufe beſtehen. Auch das deutſche Flugzeug blieb am 
Feind und kreiſte unabläffig über der Stelle, wo das Periſkop des U⸗Bootes im 
Waſſer verſchwunden war. Schließlich kam dann von dem Flugzeugführer das 
Signal: Angriff nicht mehr zu befürchten. Von der Brücke der Bremen“ wurde 
der Befehl gegeben: Alle Mann an die Arbeitsplätze! Normalkraft voraus!“ Die 
Gefahr war vorüber. Der engliſche Angriff war abgeſchlagen.“ 


Die Politik 


I. 
Innenpolitik 


Alle Erwägungen und Darſtellungen dieſes Krieges müſſen in Gegenwart und 
aller Zukunft von der nationalſozialiſtiſchen Revolution ausgehen. Ihr 
verdankt das deutſche Volk ſeine einzigartige Geſchloſſenheit und Kampfkraft, ſie 
macht mit all ihren Auswirkungen den Unterſchied dieſes Krieges gegenüber dem 
Weltkrieg aus, und der Ausgang dieſes Krieges wird entſcheidend von ihr geprägt 
ſein. Die Verkennung, ja völlige Ignorierung der nationalſozialiſtiſchen Umwälzung 
von engliſcher Seite iſt die Urſache für die verhängnisvollen Irrtümer und Fehl⸗ 
ſchlüſſe unſerer Gegner. Jede Außerung der feindlichen Propaganda, jede hämiſche 
Unterſtreichung und maßloſe Übertreibung deutſcher Einſchränkungsmaßnahmen, 
die ganze engliſche Spekulation auf Unzufriedenheit im deutſchen Volk beweiſt die 
eine Tatſache Man begreift auf der Gegenſeite, befangen in den eigenen materiell» 
bürgerlichen Vorſtellungen, nicht die gewaltigen Kräfte, die in einem Volke ſchlum⸗ 
mern, das wie das deutſche ſich nach anderthalb Jahrzehnten des Chaos und maß⸗ 
loſer Unterdrückung zuſammengefunden und zu ſeiner ihm eigenen Lebensanſchauung 
und Form durchgerungen hat. 

Der Krieg gegen das Reich wurde angezettelt von einem am Syſtem des inter- 
nationalen Kapitalismus intereſſierten Klüngel; er wurde ideologiſch verbrämt mit 
Schlagworten wie „Demokratie“ und „Freiheit“, aber die in ungezählten engliſchen 
und franzöſiſchen Leitartikeln und Reden nachträglich abgehandelte Frage nach den 
engliſch⸗franzöſiſchen „Kriegszielen“ iſt ein Symptom für die Nacktheit des eng- 
liſchen Haſſes und Vernichtungswillens gegen Deutſchland. Dies muß man ſich 
vergegenwärtigen, um den weſentlichen Unterſchied der auf beiden Seiten wirk⸗ 
8 und für den Ausgang des Krieges entſcheidenden ſeeliſchen Kräfte zu er⸗ 
meſſen. 

In Deutſchland wurden Kriegsziele nicht erörtert. Jeder Deutſche empfand un- 
ausgeſprochen das Kriegsziel als etwas Selbſtverſtändliches, das Reichsaußenminiſter 
v. Ribbentrop in ſeinem Vorwort zum zweiten Deutſchen Weißbuch (ſiehe 
Seite 5) mit den Worten umſchrieb: „Die militäriſche Vernichtung der Gegner 
und dann die Sicherſtellung des dem deutſchen Volke zukommenden Lebensraumes 
gegen jede zukünftige Bedrohung.“ Dieſes Kriegsziel bedeutete nicht die Erhaltung 
irgendeines beſtehenden Zuſtandes, an dem nur eine kleine Oberſchicht intereſſiert 
war; es bedeutete für jeden Deutſchen die Verteidigung und für alle Zukunft gül- 
tige Sicherung der nach jahrhundertelangen Irrwegen und den letzten 15 Jahren 
namenloſen Leides im Jahre 1933 zum erſtenmal errungenen deutſchen Volks- 
gemeinſchaft und der in den 6% Jahren ſeitdem mit ungeheurer Anſtrengung be- 
gonnenen Ausgeſtaltung des nationalen Lebens. Der Krieg bedeutete für das deutſche 
Volk einen weiteren Schritt der nationalſozialiſtiſchen Revolution; 
er war daher für das deutſche Volk keine überraſchend hereinbrechende Kataſtrophe, 
ſondern eine Notwendigkeit auf ſeinem nationalen Wege, der es gefaßt und ge⸗ 
ſchloſſen entgegenging. 

Reichsminiſter Dr. Goebbels, der am 30. November in zwei Kundgebungen zu 
den Volksdeutſchen Brombergs ſprach, gab dieſem Gedanken in einer Rede im 
Bromberger Stadttheater Ausdruck. Die Revolution des Nationalſozialis - 
mus, ſo ſagte er, beginne nicht erſt am 30. Januar 1933, ſondern ſchon am 1. Auguſt 
1914. Die damals eingeleitete deutſche Revolution des 20. Jahrhunderts habe ſeit⸗ 
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dem noch nicht aufgehört. Den polniſchen Feldzug kennzeichnete Dr. Goebbels als 
einen beſonders dramatiſchen Akt dieſer großen und mitreißenden Revolution, die 
nicht nur das Geſicht Deutſchlands, ſondern auch Europas von Grund 
aus umgeſtalten werde. Sie habe das deutſche Volk frei gemacht, eines der nicht 
nur zahlreichſten, ſondern auch raſſiſch höchſtwertigen, fähigſten, mutigſten und in- 
telligenteſten Völker der Welt. Wenn ſchon einem Volke ein Führungsanſpruch im 
mitteleuropäiſchen Raum zuſtehen ſolle, dann könne er aus dieſem Grunde nur uns 
gehören. Dr. Goebbels würdigte dann die wirtſchaftliche, militäriſche und geiſtige 
Bereitſchaft für den uns aufgezwungenen Kampf und ſchloß mit den Worten: „Die 
Engländer und Franzoſen mögen ſich fragen, wofür ſie kämpfen. Bei uns bedarf 
es dieſer Frage nicht. Wir kämpfen um unſere Exiſtenz und nicht zuletzt dafür, daß 
ae Bevormundung Deutſchlands durch die weſtlichen Demokratien ein 
nde findet.“ 

Auch der Reichsorganiſationsleiter der NSDAP, Dr. Ley, gab dem hiſtoriſchen 
und geiſtigen Sinn des deutſchen Exiſtenzkampfes Ausdruck, wenn er am 2. Dezember 
in Prag auf einer Kundgebung anläßlich der Verleihung von 32 Fahnen an die 
Ortsgruppen Prags an den von dieſer Stadt ausgegangenen 30 jährigen Krieg 
erinnerte, der unſer Volk faſt vernichtet habe. Es zeuge von dem unbedingten Le⸗ 
benswillen des deutſchen Volkes, daß es im Verlauf der letzten drei Jahrhunderte 
bon zehn Millionen wieder auf 84 Millionen auf einem geſchloſſenen Siedlungs⸗ 
raum angewachſen ſei. In dieſer Zeit habe ſich England ſein Weltreich zuſammen⸗ 
geſtohlen. Dr. Ley kennzeichnete dann den jetzigen uns aufgezwungenen Krieg als 
einen Krieg der geſchichtlichen Entwicklungen: England müſſe uns zurück⸗ 
geben, was es ſich früher auf Koſten des deutſchen Volkes zuſammengeſtohlen habe. 


Daß die geſchichtliche Bedeutung des nationalſozialiſtiſchen Kampfes um das 
deutſche Recht auch im tſchechiſchen Volke verſtanden wurde, bewies Staatspräſident 
Dr. Hacha, der bei einem Empfang des Vorſtandes des tſchechiſchen Verbandes für 
die Zuſammenarbeit mit den Deutſchen am 5. Dezember u. a. erklärte: „Jeder gibt 
heute bereits zu, daß unſere friedliche Eingliederung in das Großdeutſche 
Reich, uns in einer Zeit gerettet hat, wo in der Welt eine Generalreviſion der 
bisherigen Völkerpoſitionen im Gange iſt, und wo dieſe Reviſion für andere Völker 
mit den ſchwerſten Opfern verbunden ift. Der Gedanke der tſchechiſch⸗deutſchen Zu⸗ 
ſammenarbeit wird niemals mehr aufhören, unſer Lebensintereſſe zu ſein.“ 

Es beſtand im deutſchen Volk und feiner Führung Klarheit darüber, daß der 
ſiegreiche Ausgang des Krieges keinen müheloſen Genuß erworbener Güter mit ſich 
ringen würde, ſondern eine Fülle ſchwerſter Aufbauarbeit. Es wurde daher nichts 
unterlaſſen, um für die zukünftige Friedensarbeit Vorſorge zu treffen. Unter dieſem 
Geſichtspunkt erhielt auf dem Gebiet des Hochſchulweſens die Verkürzung der Aus⸗ 
bildungszeiten auf ein Mindeſtmaß, die Einteilung des akademiſchen Jahres in 
Trimeſter und die Eröffnung der zunächſt wegen des Krieges geſchloſſenen Hoch⸗ 
ſchulen beſondere Bedeutung. Der Neichsminiſter für Erziehung und Volksbildung, 
Ruſt, wies bei der Eröffnung der Hochſchulwoche 1939 der Techniſchen Hochſchule 
München am 8. Dezember auf dieſe Maßnahmen hin und erklärte, der Sieg 
im gegenwärtigen Kriege werde das deutſche Volk vor gewaltige Auf- 
gaben ſtellen, für deren Bewältigung die auf den Hochſchulen erzogenen und aus 
gebildeten fungen Deutſchen unentbehrlich ſeien. 

Einen Beweis für die umwälzende Kraft der mit dem Kriege fortwirkenden 
nationalſozialiſtiſchen Revolution bildete die vom Führer am 6. Oktober angekün⸗ 
digte Rückführung ganzer deutſcher Volksgruppen in das Reich. Binnen 
zweier Monate wurde die Heimkehr der Volksdeutſchen in Eſtland und Lettland 
nicht nur geplant, ſondern auch durchgeführt. Mitte Dezember verließen die letzten 
Volksdeutſchen Lettlands ihre bisherige Heimat, während die Zurückführung der 
Deutſchen aus Eſtland bereits im Laufe des Novembers zu Ende geführt worden 
war. Die bereits im November begonnene Anſiedlung der erſten Baltendeutſchen im 
wiedererworbenen Warthegau wurde mit erſtaunlicher Tatkraft fortgeſetzt. In⸗ 
zwiſchen wurde auch die mit der Sowjetunion vereinbarte Umſiedlung der im 
früheren Oſt yo len anſäſſigen Volksdeutſchen in Angriff genommen. Die deutſchen 
Beauftragten für die Umſiedlung der Volksdeutſchen aus Galizien und Wolhynien 
unter Führung des Hauptbevollmächtigten der Reichsregierung, SS⸗Oberſturm⸗ 
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bannführers Hoffmayer, trafen am 7. Dezember im ehemaligen Oſtpolen ein. Der 
Hauptbevollmächtigte nahm feinen Sitz zunächſt in Luck, Gebietsbevollmächtigte be ⸗ 
fanden ſich außerdem in Koſtopol, Wladimir⸗Wolynſk, Bielſk, Lemberg, Stry und 
Stanislau. Der Kommiſſion lag die praktiſche Durchführung der Umſiedlung von 
über 100 000 Volksdeutſchen aus dieſen Gebieten ob. Stg. 


II. 
Außenpolitik 


In dem Kampf der geiſtigen Waffen, der neben dem der militäriſchen hergeht, 
hat die deutſche Politik durch die Herausgabe des zweiten Weißbuches über die 
Vorgeſchichte des Krieges einen neuen kraftvollen Schlag geführt. Das erſte Weiß⸗ 
buch mit dem Titel „Urkunden zur letzten Phaſe der deutſch⸗polniſchen Kriſe“ wurde 
ſchon bald nach Kriegsausbruch am 7. September vom Auswärtigen Amt heraus ⸗ 
gegeben. Es enthält nur ſechsundzwanzig Dokumente aus der Zeit zwiſchen dem 
4. Auguft und dem 3. September 1939. Das zweite am 12. Dezember erſchienene 
Weißbuch mit dem Titel „Dokumente zur Vorgeſchichte des Krieges“ bringt 
außer einem Vorwort des Reichsminiſters des Auswärtigen, v. Ribbentrop, und 
einer analytiſch kommentierenden Überſicht über die Dokumente eine Dokumenten- 
ſammlung von 482 Stücken, die ſich über den ganzen Zeitraum zwiſchen dem 
25. März 1919 und dem 3. September 1939 verteilen. In vier Kapiteln, die die 
Überſchriften „Entwicklung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen, die engliſche Kriegs⸗ 
politik, Deutſchlands Bemühen um Sicherung friedlicher Beziehungen zu ſeinen 
Nachbarländern, Polen als Werkzeug des engliſchen Kriegswillens“ tragen, wird die 
Vorgeſchichte des gegenwärtigen Krieges weitausholend, doch mit größter Knappheit 
dargeſtellt. (Siehe Seite 37.) 

Wer durch das Studium der großen Aktenpublikationen über die Vorgeſchichte 
des Weltkrieges und den auf Grund derſelben von Deutſchland ſeit Verſailles ſo 
erfolgreichen Kampf der Dokumente um die Kriegsſchuldfrage des Weltkrieges oder 
durch Lektüre von Farbbüchern, wie fie von den Auswärtigen Amtern vieler Staa- 
ten von Zeit zu Zeit veröffentlicht werden, dieſe Art von Publikationen zu leſen 
gewöhnt iſt, wird feſtſtellen, daß das neue Weißbuch des Auswärtigen Amtes eine 
ausgezeichnete Leiſtung iſt. Es iſt außerordentlich inhalts⸗ und aufſchlußreich und 
vortrefflich aufgebaut. Obwohl es nur nüchterne diplomatiſche Dokumente enthält, 
verfaßt von Männern, die gewohnt find, fi) prägnant, klar und phraſenlos aus⸗ 
zudrücken, iſt die Lektüre des Weißbuches höchſt ſpannend. Wir erleben noch einmal 
in einem wichtigen Sektor die geſamte Nachkriegsgeſchichte Deutſchlands, ſehen, wie 
aus dem Diktat von Verſailles ſchließlich ein neuer Krieg erwachſen iſt, weil Eng⸗ 
land, der Führer des Koalitionskrieges 1914—1918 gegen Deutſchland, der zu Ver⸗ 
ſailles geführt hat, die vom Führer durchgeführte friedliche Beſeitigung des Ver⸗ 
ſailler Diktates, als ſie in ihre letzte Phaſe getreten war, zu vereiteln und im ganzen 
rückgängig zu machen gewillt war: England wollte Großdeutſchland nicht hin⸗ 
nehmen, wollte den Machtfaktor, den das großdeutſche Reich im Rahmen Europas 
bedeutet, nicht dulden. Deshalb hat es den deutſch⸗polniſchen Ausgleich, wie ihn der 
Führer 1984 eingeleitet hatte, als dieſer Ausgleich durch das Angebot Deutſchlands 
an Polen über eine Regelung der Danziger und Korridor⸗Frage ins entſcheidende 
Stadium trat, durch ſeine Granatieerklärung an Polen und durch ſyſtematiſche Auf- 
hetzung des polniſchen Chauvinismus ſabotiert. 

Das neue Weißbuch, das hoffentlich recht bald auch in fremdſprachigen Ausgaben 
vorliegen wird, iſt eine ſcharfe Waffe in unſerem Kampf um die Schuldfrage 
dieſes Krieges und damit um die Frage des gerechten Krieges. In dieſem Kampfe 
ähneln ſich die von den Gegnern bezogenen Poſitionen in mancher Hinſicht merk 
würdig denen im Kampfe um die Kriegsſchuldfrage des Weltkrieges. Ebenſo wie 
damals unſere Kriegsgegner ſich einſeitig und unter Fälſchungen auf die neunund- 
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dreißig Tage vom Mord Franz Ferdinands in Serajewo bis zum Kriegsausbruch 
konzentrierten und jedes Eingehen auf die weitere Vorgeſchichte vermeiden wollten, 
weil ſie dadurch ihre propagandiſtiſche Poſition zu verbeſſern hofften, ſo auch jetzt 
wieder. Die engliſche Regierung hat ſchon im November ein Blaubuch von 144 Do- 
kumenten herausgegeben, das ſich in höchſt tendenziöſer Weiſe nur mit der letzten 
Phaſe des deutſch⸗polniſchen Konflikts beſchäftigt und jedes Eingehen auf die wirk⸗ 
lichen Urſachen des Konflikts vermeidet. Dieſer Verſuch der Geſchichtsfälſchung wird 
durch das deutſche Weißbuch vereitelt und die Verantwortlichkeit Polens und vor 
allem Englands, das Polen ſchließlich in den Kampf trieb, einwandfrei feſtgeſtellt. 

England, das vom deutſchen Volke längſt als der Hauptfeind erkannt iſt und das 
ſich durch ſeine Kriegführung täglich aufs neue als ſolcher erweiſt, iſt durch das 
deutſche Weißbuch als der Hauptverantwortliche, als der Schuldige am Kriege 
erwieſen. Es iſt deshalb nur richtig, daß England in Zukunft die ganze Wucht der 
deutſchen Kriegführung hauptſächlich treffen wird. , R ’ . 

Die deutſche Außenpolitik hat in der erſten Dezemberhälfte im Sinne dieſer Ziel · 
ſetzung ihren Weg weiterverfolgt. Die Ratifizierung des deutſch⸗ruſſiſchen 
Freundſchaftsvertrages vom 28. September am 14. Dezember durch den 
Reichsminiſter des Auswärtigen v. Ribbentrop und den Botſchafter der Sowjet⸗ 
union in Berlin hat das Vertragsverhältnis zwiſchen den beiden größten Kon ⸗ 
tinentalſtaaten Europas endgültig geſtaltet. Es ſcheint, daß bei den Feindmächten 
ſich nun doch die Erkenntnis durchzusetzen beginnt, wie ſehr ſie ſich geirrt haben, 
als fie annahmen, die Neugeſtaltung des deutſch⸗ruſſiſchen Verhältniſſes ſei weder 
als grundſätzlich poſitiv noch als dauernd zu werten. Englands und Frankreichs 
Haltung im ruſſiſch⸗finniſchen Konflikt macht es klar, daß die Hoffnungen, zwiſchen 
Deutſchland und Rußland vielleicht doch noch einen Keil zu treiben, von ihnen 
anscheinend endgültig aufgegeben find. 

Der ruſſiſch⸗finniſche Konflikt wurde von den Feindmächten zum Vorwand 
genommen, um gegen Deutſchland Anklagen zu erheben, und nicht nur von den 
Feindmächten, ſondern auch von der öffentlichen Meinung der nordiſchen Staaten. 
Demgegenüber iſt durch offiziöſe Verlautbarung von deutſcher Seite vom 7. De⸗ 
zember eine Klarſtellung erfolgt (ſiehe S. 6) in der Form eines Überblicks über die 
Entwicklung der Haltung dieſer Staaten und ihrer öffentlichen Meinung gegen ⸗ 
über Deutſchland in der Zeit ſeit dem Weltkriege. Darin wurde feſtgeſtellt, daß 
dieſe Staaten mit ihren Sympathien und in ihrem außenpolitiſchen Wirken, be⸗ 
ſonders auch im Genfer Völkerbund, ſich ganz überwiegend auf der Seite unſerer 
Gegner befunden haben, deshalb keinen Anſpruch auf Dankbarkeit von unſerer 
Seite beſitzen und gut daran täten, ihr Verhältnis zu uns ſehr realiſtiſch zu über⸗ 
denken. Hinſichtlich des ruſſiſch⸗finniſchen Konflikts wurde darauf verwieſen, daß 
die Kriegspolitik Englands jene Verſchiebungen in Oſteuropa herbeigeführt habe, 
in deren Auswirkung die Sowjetunion ihre traditionelle Stellung an der Oſtſee 
wieder eingenommen habe. Daß Deutſchland keinen Anlaß haben konnte in einer 
Zeit, wo Deutſchland und Rußland auf die Tradition loyaler vertrauensvoller 
gegenſeitiger Beziehungen zurückgriffen, Rußland an der Wahrnehmung alter 
lebenswichtiger Intereſſen zu verhindern, wurde ebenfalls unterſtrichen. 

Die deutſche Politik denkt nicht daran, das deutſch⸗ruſſiſche Verhältnis, auf Grund 
deſſen ausſchließlich die politiſche Geſtaltung im öſtlichen Raum geregelt worden iſt, 
vom Weſten her ſtören zu laſſen. Sie will dieſes Verhältnis vielmehr weiter⸗ 
entwickeln und für beide Länder nützlich geſtalten. 

Die Kriegführung iſt im bisherigen Rahmen erfolgreich fortgeſetzt worden. 
Der Handelskrieg gegen England zeitigt fortlaufend bedeutende Erfolge, und das 
Gefecht unſeres Panzerſchiffes „Graf Spee vor der La Plata⸗Mündung gegen drei 
engliſche Kreuzer hat ebenſo wie die Heimkehr des größten Schiffes der deutſchen 
Handelsmarine, der „Bremen“, die Fragwürdigkeit der engliſchen Seeherrſchaft er- 
neut dargetan. 

In England iſt in verſtärktem Maße bei den führenden Politikern und in der 
Preſſe eine Entwicklung feſtzuſtellen, die man als eine Hinwendung zu einer rich⸗ 
tigeren Erkenntnis der Schwere und Tragweite des von der engliſchen Politik jo 
leichtfertig angezettelten Krieges bezeichnen kann. Die Reden der engliſchen Miniſter 
und die engliſche Preſſe waren in den erſten Wochen des Krieges und auch noch 
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nach der Vernichtung Polens darauf eingestellt, dem engliſchen Volke die Über⸗ 
zeugung beizubringen, daß Deutſchland den Krieg nicht lange werde führen können. 
Die engliſche Blockade und die ſich für Deutſchland aus ihr ergebenden Schwierig ⸗ 
keiten auf dem Gebiete der Lebensmittel⸗ und Rohſtoffverſorgung zuſammen mit 
der angeblichen Schwäche der inneren deutſchen Front werde bald, und zwar ohne 
große militäriſche Anſtrengungen Frankreich⸗Englands, den Krieg zugunſten der 
Weſtmächte entſcheiden. Man ſtellte es ſo dar, als ob die Lage Deutſchlands dieſes 
noch vor Ende des Jahres 1989 dazu zwingen würde, die Maginot⸗Linie zu forcieren 
oder Holland und Belgien anzugreifen oder eine Offenſive auf dem Balkan zu er- 
öffnen, was dann der Anfang vom Ende für Deutſchland ſein würde. Nunmehr 
erfolgt ein immer deutlicheres Abrücken von dieſen Propagandabehauptungen. 

So hat Churchill in einer Unterhausrede vom 6. Dezember davor gewarnt, nicht 
weitere ſchwere Verluſte zu erwarten. Der engliſche Schatzkanzler erklärte mit Hin⸗ 
blick auf die Tatſache, daß der Krieg England täglich 7,5 Millionen Pfund koſte, 
man müßte mit weiteren ſchweren Opfern rechnen, während Eden am 2. Dezember 
in einer in Warwick gehaltenen Rede über den Krieg ſeine Zuhörer warnte, den 
gegenwärtigen Krieg leicht zu nehmen, und ſagte, nichts könne törichter ſein, als 
die Größe der Aufgabe, vor der England ſtehe, zu verkleinern. Daß er dabei 
Bismarck, Kaiſer Wilhelm II. und Adolf Hitler in gleicher Weiſe beſchuldigte, 
eine militäriſche Vorherrſchaft in Europa zum Ziel ihrer Politik gemacht zu haben, 
zeigt nur, daß es Eden eben grundſätzlich um Niederhaltung Deutſchlands geht. 
Auch ein anderer bekannter Kriegshetzer, der Journaliſt Augur⸗Poliakoff, ſchrieb 
am 4. Dezember in einem von der deutſchen Preſſe mit Recht als für die engliſchen 
Kriegsziele beſonders aufſchlußreich bezeichneten Artikel, das deutſche Volk und 
Hitler ſeien jetzt offenbar ein einziger Block. Früher wollte man dem engliſchen Volk 
das Gegenteil einreden! Ein anderer berüchtigter Propagandiſt Englands, Stephan 
King⸗Hall, ſchrieb am 3. Dezember, die Ziffern der engliſchen Kriegsausgaben führ- 
ten zu der Erkenntnis, daß, wenn England dieſen Krieg gewinnen wolle, das eng · 
liſche Volk nicht erwarten dürfe, ſeinen jetzigen Lebensſtandard aufrechterhalten zu 
können. England müſſe mit Härten und Einſchränkungen rechnen. Der bekannte. 
von einer dem nationalſozialiſtiſchen Deutſchland gegenüber verſtändnisvollen Hal⸗ 
tung zur ſchärfſten Gegnerſchaft umgeſchwenkte Ward Price, proteſtierte am 15. De- 
zember in der „Daily Mail“ dagegen, daß Regierung und Offentlichkeit in England 
den Krieg immer noch nicht ernſt genug nähmen, ſprach von einem Exiſtenzkampf 
und einem Krieg auf Biegen und Brechen und meinte, England könne nicht gleich⸗ 
zeitig den Krieg gewinnen und ſeine Bequemlichkeit beibehalten. Ahnlich äußerte 
ſich „Daily Mirror“ am 13. Dezember dagegen, daß man das engliſche Volk mit 
Nachrichten betäube und in einen ſelbſtgefälligen Stumpfſinn verſinken laſſe. Man 
dürfe das engliſche Volk nicht dazu überreden, daß England ſtark und Deutſchland 
ſchwach ſei; eine ſolche Politik müſſe England ins Verderben führen. Der bekannte 
Abgeordnete und Journaliſt Vernon Bartlett, ebenfalls als gehäſſiger Hetzer gegen 
Hitler⸗Deutſchland beſtens bewährt, warnte am 15. Dezember im „News Chronicle“ 
die engliſche Offentlichkeit davor, ſich bezüglich eines inneren deutſchen Zuſammen⸗ 
bruchs Hoffnungen zu machen. Das Vertrauen des deutſchen Volkes in Hitler ſei 
unerſchüttert und die Moral der deutſchen Soldaten ſehr hoch. Das deutſche Volk, 
das durch das Elend von 1918 und 1923 gegangen ſei, werde ſich nicht ergeben. 

Ahnlich illuſtrativ ſind die Erörterungen über die Kriegsziele, die unentwegt 
weitergehen. Biſchöfe, wie der Erzbiſchof von York und der Biſchof von Chicheſter, 
Lords und aktive Miniſter haben ſich zu dieſem Problem wieder zu Wort gemeldet, 
und im Oberhaus fand am 13. Dezember eine Debatte zur Frage der Kriegsziele 
und des Friedens ſtatt, in der einige Lords ſogar das Kind beim Namen zu nennen 
wagten, indem ſie feſtſtellten, daß die engliſche Regierung weder das Nötige zur 
Verhinderung des Krieges noch zu ſeiner ſchnellen Beendigung im Anſchluß an das 
Vermittlungsangebot der Souveräne Belgiens und Hollands getan habe. Auch der 
Verſailler Vertrag wurde als Grundübel erwähnt. Außenminiſter Lord Halifax 
fühlte ſich deshalb veranlaßt, die Debatte des Oberhauſes als unglücklich zu be⸗ 
zeichnen, da ſie den Eindruck hervorrufen könnte, daß England den Krieg begonnen 
hätte. Natürlich lehnte er es ſcharf ab, England hinſichtlich ſeiner Außenpolitik auf 
die Anklagebank bringen zu laſſen, und blieb bei der verlogenen Kriegsſchuld⸗ und 
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Kriegszieltheſe der engliſchen Regierung. Beſonders quälend war Halifax die Vor · 
ſtellung, es könne der Eindruck hervorgerufen werden, „daß England nicht im 
weſentlichen geeint ſei, und daß eine Unſicherheit der Anſichten beſtehe“. 

Dieſen Eindruck hat man nun freilich ſehr, wenn man die engliſche Preſſe etwas 
genauer verfolgt. Er wird beſtätigt durch die Tatſache, daß die engliſche Regierung 
dem Drängen der Oppoſition und der Preſſe nachgeben und am 13. Dezember eine 
Geheimſitzung des Unterhauſes einberufen mußte, die ſieben Stunden 
dauerte. Man erfuhr aus ihr unter anderem, daß insbeſondere Wirtſchafts⸗ 
fragen diskutiert worden ſeien. Mit dieſen beſchäftigt ſich die engliſche ffent- 
lichkeit auch weiterhin ſehr ausgiebig. Sie ift mit den Erfolgen der Blockade 
gegen Deutſchland nach wie vor unzufrieden und fordert einen totalen Wirt⸗ 
ſchaftskrieg gegen Deutſchland. England müſſe Deutſchland von allen neutralen 
Märkten mit allen Mitteln verdrängen und überall große Lieferungsverträge ab⸗ 
Schließen, um Lieferungen nach Deutſchland zu verhindern. Offiziös wurde in London 
beſchwichtigend für die engliſche Offentlichkeit verlautet, die engliſche Regierung be- 
treibe die Wirtſchaftsverhandlungen mit zahlreichen neutralen Ländern aufs eifrigſte, 
könne aber mit Rückſicht auf den böſen Feind nicht täglich die dabei erzielten Fort⸗ 
ſchritte veröffentlichen. Dieſe Beſchwichtigung verhinderte freilich die bekannte eng ⸗ 
liche Wirtſchaftszeitſchrift „Economiſt“ nicht, am 11. Dezember gleich eine Serie 
von ſechs Artikeln über die bisherigen Kriegswirtſchaftsmaßnahmen Englands zu 
veröffentlichen und feſtzuſtellen, daß die Unzufriedenheit über dieſe Maßnahmen, 
deren unzureichenden Charakter und Zielloſigkeit im Wachſen begriffen ſei. Dem⸗ 
fin i wurden die Maßnahmen Deutſchlands auf wirtſchaftlichem Gebiet als 
richtig und geſchickt hervorgehoben. Am 11. Dezember empfing Chamberlain mit 
Schatzkanzler Simon und Handelsminiſter Stanley eine Abordnung des britiſchen 
Induſtrieverbandes, die eine Denkſchrift über Fragen der Außenhandelsförderung 
und der Begründung einer einheitlichen Behörde zu deren Durchführung über⸗ 
reichte. Die „Times“ widmet am 14. Dezember der Reorganiſation der geſamten 
engliſchen Wirtſchaftsmaſchine und ihrer Führung einen Leitartikel und forderten 
„einen Umbau der Maſchine zur Ausführung der Wirtſchaftspolitik“. 


Auch die Diskuſſion über das Arbeitsloſenproblem reißt nicht ab. Der 
engliſche Arbeitsminiſter Brown bezifferte die Arbeitsloſen am 2. Dezember auf 
1 440 000, was den „Mancheſter Guardian“ dazu veranlaßte, zu äußern, es ſei un⸗ 
begreiflich, daß mit dem Eintritt einer großen Zahl von Engländern in das Heer 
und mit der ſtändigen Ausdehnung der britiſchen Rüſtungsinduſtrien es noch immer 
ſo viel Arbeitsloſe gebe. Der Arbeitsplan des Arbeitsminiſters ſei offenſichtlich zu 
anſpruchslos und langſam. 

Nachrichten über weitere Preisſteigerungen und notwendig gewordene Lohn- 
erhöhungen zeigen, daß die Preis⸗ und Lohnſpirale ihre ſeit Kriegsbeginn nicht 
unterbrochene Aufwärtsbewegung fortſetzt. 

Die zur konſervativen Regierung in Oppofition ſtehende Labourpartei brachte An- 
fang Dezember ein Flugblatt mit der Überſchrift „Die Labourpartei, der Krieg und 
die Zukunft“ heraus, in dem es hieß, die herrſchende Schicht habe, das beweiſe der 
Krieg, verſagt. Die Zeit ſei gekommen, wo man dem einfachen Volke das Recht 
geben ſollte, über ſein Geſchick allein zu entſcheiden. Dies iſt ein Urteil, das von 
dem, was wir in Deutſchland über die herrſchende Schicht Englands haben, gar 
nicht ſehr verſchieden iſt! 

Was Englands Stellungnahme zum ruſſiſch⸗finniſchen Konflikt und 
zur „Aktion“ der Genfer Liga hinſichtlich desſelben angeht, iſt zunächſt auf die Er⸗ 
klärung Chamberlains im Unterhaus am 14. Dezember zu verweiſen. Chamberlain 
teilte mit, die engliſche Regierung habe ohne Befragung des Parlaments Finnland 
bereits weitgehende Unterſtützung angedeihen laſſen. Zunächſt ſeien für Flugzeuge 
und dann auch für anderes Kriegsmaterial Ausfuhrerlaubniſſe erteilt worden, 
worüber das Unterhaus mit größtem Beifall quittierte. Chamberlain ver⸗ 
ſprach auch die Lieferung weiteren Materials an Finnland und machte ſich im 
übrigen die engliſche Propagandalüge, daß Deutſchland eigentlich für die „Aggreſ⸗ 
ſion“ gegen Finnland verantwortlich ſei, zu eigen. Die engliſche Preſſe nahm ein⸗ 
ſeitig für Finnland Partei. . : 
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Der Antrag der finniſchen Regierung auf Einberufung des Völkerbundes 
iſt der engliſchen Regierung offenbar zuerſt recht unbequem geweſen, wie ſich auch 
aus der verneinenden Antwort Chamberlains im Unterhaus vom 5. Dezember auf 
eine Anfrage des Oppoſitionsführers Attlee, ob die engliſche Regierung dieſen 
finniſchen Antrag unterſtützt habe, ergab. Nachdem jedoch die franzöſiſche Preſſe, 
ſicher auf Weiſung der franzöſiſchen Regierung und ſehr ſtark aus innerpolitiſchen 
Gründen, den finniſchen Antrag mit oſtentativer Zuſtimmung begrüßt hatte, und an⸗ 
geſichts der Tatſache, daß einige freilich weit vom Schuß befindliche ſüdamerikaniſche 
Regierungen laut nach einer Aktion des Völkerbundes gegen die Sowjetunion riefen, 
blieb England nichts anderes übrig, als dieſe Aktion mitzumachen und damit aus der 
Rußland gegenüber bisher ſorgfältig aufrechterhaltenen Reſerve herauszutreten. Die 
engliſche Regierung, die ſich während ihrer monatelangen Canoſſagänge nach Moskau 
zum Zwecke eines Bündniſſes mit der Sowjetunion im Frühjahr und Sommer dieſes 
Jahres über deren wirkliche Dispoſitionen fo gründlich irrte und von der deutſch⸗ 
ruſſiſchen Verſtändigung im Auguſt fo völlig überraſcht wurde, wollte ſich nicht an 
den Gedanken gewöhnen, daß Moskau für London verloren ſei, und hat noch lange 
nach Kriegsausbruch auf dem Weg über Wirtſchaftsbeſprechungen den ruſſiſchen 
Draht wieder herzuſtellen ſich bemüht, während die engliſche Preſſe mit Tendenz. 
meldungen über angebliche deutſch⸗ruſſiſche Gegenſätze nicht ſparte. Jetzt erſt, nach Be. 
ginn der bewaffneten Auseinanderſetzung zwiſchen der Sowjetunion und Finnland, 
hat zunächſt die engliſche Preſſe aufs ſchärfſte gegen Moskau Stellung genommen, 
und die engliſche Regierung ift, wenn auch zögernd, gefolgt. Die Erklärung Chamber- 
lains im Unterhaus am 14. Dezember und vollends die Stellungnahme des engliſchen 
Vertreters bei den Verhandlungen der Genfer Liga über den finniſch⸗ruſſiſchen Kon⸗ 
flikt haben den klaren Sinn einer offenen Fehdeanſage an die ruſſiſche Adreſſe: 
England, für das das Großdeutſche Reich der Feind Nr. 1 iſt, hat Sowjetrußland 
zum Feind Nr. 2 erklärt, ohne freilich der beſonders von der franzöſiſchen Preſſe 
hitzig erhobenen Forderung auf Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen mit der 
Sowjetunion ſtattgeben zu wollen. 5 

Auch hinſichtlich des ruſſiſchen Faktors weichen die Illuſionen der nüchternen 
el bebe ähnlich wie wir dies hinſichtlich des Faktors Deutſchland bereits feſt⸗ 
geſtellt haben. 

Da, wie die große Rede des Grafen Ciando am 16. Dezember erneut bewieſen hat, 
auch Rom für engliſches Liebeswerben nicht zugänglich iſt, bleibt England nichts 
anderes übrig, als den einzigen Bundesgenoſſen Frankreich um ſo ſtärker feſtzu⸗ 
halten und um ſo enger an ſich zu feſſeln, wozu bei der gegenwärtigen franzöſiſchen 
Regierung auch die größte Bereitwilligkeit beſteht, um jo mehr, je ſtärker dieſe den 
Widerſtand erheblicher Volkskreiſe gegen dieſe den franzöſiſchen Lebensintereſſen 
widerſtreitende Politik fühlt. Der engliſche Schatzkanzler, Sir John Simon, kam am 
4. Dezember nach Paris, um, wie er ſelbſt erklärte, die Beſprechungen, die der fran- 
zöſiſche Finanzminiſter Reynaud vierzehn Tage zuvor in London begonnen hatte, 
fortzuſetzen. Das Ziel ſei die wirtſchaftliche und finanzielle Zuſammenarbeit der 
beiden Länder. Am 12. Dezember wurde dann ein engliſch⸗franzöſiſches 
Finanz- und Wirtſchaftsabkommen bekanntgegeben, das Simon im Unter- 
haus als Anwendung des Grundſatzes der monetären Solidarität zwecks Stabili⸗ 
ſierung des Wechſelkurſes von Pfund und Frank und der gegenſeitigen Hilfe bei der 
Deckung des Bedarfs an fremden Währungen bezeichnete. Ferner ſollen Anleihen 
und Kredite nur im gegenſeitigen Einvernehmen und gewiſſe Kriegskoſten, z. B. die 
Finanzierung der Polen, gemeinſam getragen werden. Auch verpflichtet fi) Eng ⸗ 
land, die Produkte der franzöſiſchen Luxusinduſtrie, deren Einfuhr es zum großen 
Arger der Franzoſen aus Gründen der Deviſenerſparnis nach Kriegsbeginn ver⸗ 
hindert hatte, wieder hereinzulaſſen. Frankreich hat ſich durch dieſes Abkommen 
wieder ein Stück weiter in die engliſche Abhängigkeit begeben. 

Auch in Frankreich erfolgt durch Verlautbarung von Regierungs mitgliedern 
und durch Preſſeäußerungen eine gewiſſe Umſtellung von der Illuſion auf die 
Wirklichkeit. In der franzöſiſchen Kammer ſagte der franzöſiſche Finanzminiſter am 
13. Dezember, Frankreich müſſe ſich auf einen langen Krieg vorbereiten, ſchwere 
finanzielle Opfer ſeien hr den die Wahrheit ſei hart, Frankreich müſſe erpor- 
tieren, ſonſt laufe es Gefahr, den Krieg mangels Deviſen zu berlieren. Die Kommen- 
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tare der franzöſiſchen Preſſe zu dieſer Rede zeigten einen deutlichen Grundton der 
Wan p Aber die weitere Entwicklung des Krieges. Die gleichen Zeitungen, 
die ſich Wochen hindurch nicht genug tun konnten zu verſichern, Deutſchland werde 
ſehr bald durch die Blockade oder durch eine Revolution im Innern zu Boden ge- 
zwungen werden, geſtanden nunmehr, daß es außerordentlich ſchwierig ſein werde, 
den Krieg gegen Deutſchland durchzuhalten oder ſogar zu gewinnen. 

Die franzöſiſche Regierung teilt dieſe Sorgen offenbar, denn ſie ließ ſich am 
30. November neue Vollmachten vom Parlament bewilligen. Außerdem ſetzt fie 
ebenſo wie die franzöſiſche Preſſe den Kampf gegen den „Defaitismus“ eifrig fort. 
Beſonders aufſchlußreich hierüber iſt ein Artikel des früheren Kriegsminiſters Fabry 
im „Matin“ vom 14. Dezember, der geſtand, daß die Befehlshaber der zwanzig 
Militärregionen Frankreichs täglich gegen den Defaitismus und die feindliche Pro- 
paganda ankämpfen müßten. Ahnliche Geſtändniſſe machte der „Petit Pariſien, am 
30. November, der mitzuteilen wußte, daß die von der Front heimkehrenden fran⸗ 
zöſiſchen Urlauber allgemein von ihren Offizieren die Anweiſung erhalten hätten, 
die Stimmung unter der Zivilbevölkerung zu verbeſſern, da „man die Gefahr eines 
Dolchſtoßes in den Rücken bezwingen wolle“. 


Am 13. Dezember wurden neue Maßnahmen der franzöſiſchen Regierung zur 
Deviſenkontrolle gemeldet, die den Zweck haben ſollen, die Kapitalflucht zu ver⸗ 
hindern. Nach engliſchem Vorbild will man den Wirtſchaftskrieg gegen Deutſchland 
aktivieren, weswegen durch Dekret vom 13. Dezember ein beſonderes Beratungs 
komitee beim Blockademiniſterium geſchaffen wurde, „um der Lebensmittelverſor⸗ 
gung Deutſchlands Hinderniſſe zu bereiten“ und um Deutſchland die Rohmaterialien 
zu rauben. Der Innenminiſter Sarraut gab dazu das Loſungswort aus: Deutſchland 
bleibt der Feind Nr. 1. 


Die Sorge um die innere Front kam auch in der Kammerſitzung vom 14. Dezember 
zum Ausdruck, in der Innenminiſter Sarraut verſchiedene Abgeordnete hinſichtlich 
der Gefahren der kommuniſtiſchen Propaganda und des Defaitismus im Lande 
beruhigen mußte mit dem Hinweis darauf, daß er beide kräftig bekämpfe. Sarraut 
forderte von den Abgeordneten „Vertrauen in ſeinen Patriotismus“! 


Ahnlich wie in England will auch in Frankreich, das fünf Millionen Mann unter 

die Waffen gerufen hat, die Arbeitsloſigkeit nicht geringer werden. Der franzöſiſche 
Arbeitsminiſter Pomaret gab die Zahl der Arbeitsloſen in einem Preſſeinterview 
am 13. Dezember mit 325000 an, was etwa 20000 mehr ſei als vor Kriegsbeginn. 
Er tröſtete ſich jedoch damit, daß die Arbeitsloſigkeit in anderen Ländern noch ſtärker 
geſtiegen ſei, z. B. in Norwegen um 20 v. H. und in Dänemark um 50 v. H. Daß 
dieſe Steigerung der Arbeitsloſigkeit in den neutralen Ländern hauptſächlich eine 
11 völkerrechtswidrigen franzöſiſch⸗engliſchen Blockade iſt, hat Pomaret frei» 
ich nicht geſagt. Dafür hat aber Kolonialminiſter Mandel am 12. Dezember der 
Zeitung „Soir“ gegenüber ein anderes hinſichtlich der Kriegsſchuldfrage recht auf- 
ſchlußreiches Geſtändnis gemacht, als er ſagte, dank der Maßnahmen, die er ſchon ſeit 
achtzehn Monaten getroffen habe, habe man die Effektivbeſtände der Truppen in den 
franzöſiſchen Kolonien faſt überall verdoppeln können. Frankreich hat alſo ſchon ein 
Jahr, bevor der deutſch⸗polniſche Konflikt ſich infolge der engliſchen Garantie⸗Er⸗ 
klärung an Polen zuſpitzte, eine Verdoppelung ſeiner Kolonialarmee vorbereitet! 
Miniſter Mandel äußerte hierzu noch, der Anteil der Kolonien werde es Frankreich 
erlauben, „den Krieg fortzuſetzen und die ihm auferlegten Opfer zu vermindern“. 
Dies ift ein Geſtändnis darüber, wie Frankreich in feinem „Kampf für Recht und 
Freiheit“ die Intereſſen feiner Kolonialvölker interpretiert und wahrt! 

Hinſichtlich der franzöſiſchen Außenpolitik in der erſten Dezemberhälfte iſt Frank. 
reichs Verhältnis zu Italien und zu Rußland zu erwähnen. Der Tagesbefehl des 
Großen Faſchiſtiſchen Rates vom 8. Dezember, der das Feſthalten Italiens 
am deutſch⸗italieniſchen Bündnis neuerdings herausgeſtellt hat, wurde von der 
franzöſiſchen Preſſe mit größter Zurückhaltung beſprochen und möglichſt klein ge⸗ 
halten. Die von der franzöſiſchen Preſſe immer wieder gebrachten Tendenzmeldungen 
über angebliche deutſch⸗italieniſche Gegenſätze wurden eben durch den Faſchiſtiſchen 
Großrat allzu deutlich dementiert, weshalb man ſich damit möglichſt wenig be⸗ 
ſchäftigte. Um fo ausführlicher tat man dies jedoch mit dem finniſch⸗ruſſiſchen Kon⸗ 
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flikt und dem Ausſchluß Rußlands aus dem Völkerbund, wobei man einfeitig für 
Finnland und gegen Rußland Stellung nahm und Rußland als Angreifer und als 
Verbrecher hinſtellte. 

Erfuhr jo infolge des ruſſiſch⸗finniſchen Konflikts das Verhältnis unſerer Kriegs-. 
gegner zu Rußland eine bemerkenswerte Klärung im Sinne einer Verſchärfung der 
Antitheſe zur Sowjetunion, ſo hat der am 8. Dezember angenommene Tagesbefehl 
des Großen Rats des Faſchismus einer bei den Weſtmächten wiederholt betriebenen 
Stimmungsmache über die Stellung Italiens ein Ende gemacht. „Der Große 
Nat erklärt, daß die Beziehungen zwiſchen Italien und Deutſchland fo bleiben, wie 
ſie von dem Bündnispakt und bei dem wiederholten Gedankenaustauſch feſtgelegt 
worden ſind, der vorher und nachher in Mailand, Salzburg und Berlin ſtattgefunden 
hat“, ſo heißt es in dieſem Tagesbefehl. Wie die italieniſche Preſſe in ihren Mel⸗ 
dungen aus London und Paris feſtſtellte, hat der Tagesbefehl mit ſeiner Bekräfti⸗ 
gung des deutſch⸗italieniſchen Bündniſſes in der öffentlichen Meinung Englands 
und Frankreichs einen nachhaltigen Eindruck gemacht, was ſich beſonders durch die 
recht verlegenen und vorſichtig gehaltenen Kommentare der Preſſe äußerte. 

Die Preſſe Italiens unterſtrich die einzelnen im Tagesbefehl des faſchiſtiſchen 
Großrates erwähnten Elemente der italieniſchen Außenpolitik, nämlich Nichtbeteili⸗ 
gung Italiens am Krieg, Fortdauer des deutſch⸗italieniſchen Bündniſſes, vitales 
Intereſſe Italiens als große Balkanmacht an allen Ereigniſſen auf dem Balkan, 
Aufrechterhaltung und Sicherheit des italienifchen Handelsverkehrs zur See, und 
betonte den Willen und die Kraft Italiens, dieſe außenpolitiſchen Grundſätze zur 
Durchſetzung zu bringen. Der bekannte Offizioſus der italieniſchen Regierung in 
außenpolitiſchen Fragen, Gayda, brachte im „Giornale d'Italia“ am 8. Dezember 
hierzu bemerkenswerte Ausführungen: Der Tagesbefehl räume mit allen jenen aus- 
ländiſchen Stimmen und Manövern auf, die der italieniſchen Regierung unzutreffende 
Tendenzen zuſchreiben oder Aufgaben anvertrauen wollten. Er beſtätige die Stetig- 
keit und Beſtimmtheit der Intereſſen und außenpolitiſchen Richtlinien Italiens. Die 
bewaffnete Nichtkriegführung Italiens bedeute, daß Italien Gewehr bei Fuß den 
Gang der Ereigniſſe aufmerkſam beobachte und ihre Entwicklung nach Maßgabe der 
italieniſchen Intereſſen verfolge. Die Haltung Italiens ſei mit einem Wort keine 
Neutralität, Italien behalte ſich volle Entſcheidungs⸗ und Handlungsfreiheit vor. 
Auf dem Balkan habe in den letzten Wochen ein ſtarkes Intrigenſpiel des Auslandes 
eingeſetzt. Man könne nicht oft genug wiederholen, daß die italieniſche Politik eine 
ihr lebenswichtige Grundlage außer im Mittelmeer und in anderen Gebieten auch 
im Balkan habe. Durch die Vereinigung mit Albanien ſei Italien die größte Balkan⸗ 
macht geworden. : R 

Eine ähnlich realiſtiſche Haltung hat Italien auch gegenüber dem finnifch-ruf- 
ſiſchen Konflikt eingenommen im Sinne der Ausführungen des „Tevere“ vom 4. De- 
zember, der ſeine Leſer vor jeder falſchen Sentimentalität warnte, daran erinnerte, 
daß die nordiſchen Staaten von den Weſtmächten ſtets in deren eigenem Intereſſe 
eingeſetzt worden und von England als Glieder eines Sicherheitsgürtels gegen Ruß⸗ 
land gedacht geweſen ſeien. Der beſte Beweis für den Einſatz dieſer Staaten im 
Dienſte fremder Intereſſen habe ihre Teilnahme an den Sanktionen gegen Italien 
während des Athiopienkrieges gebildet, wo ſie ſich durch eine beſonders anti⸗ 
italieniſche Haltung hervorgetan hätten. Italiens Haltung in bezug auf Sympathie 
werde Finnland gegenüber auf den Millimeter genau die gleiche ſein, die Finnland 
ſeinerzeit Italien gegenüber bewieſen habe. Am 6. Dezember wies Gayda im 
„Giornale d'Italia“ mit Entſchiedenheit alle Verſuche zurück, die darauf abzielten, 
Italien irgendeine Rolle im ruſſiſch⸗finniſchen Konflikt übertragen zu wollen. Man 
nenne Italien ſeit zwei Monaten in Verbindung mit einem ſogenannten Balkan⸗ 
block, und jetzt wolle man ihm eine Rolle gegen Rußland im Völkerbund zuſchieben. 
Aber Italiens Austritt aus dem Völkerbund ſei unwiderruflich. Tatſächlich iſt 
Italien am 11. Dezember auch formell aus dem Völkerbund ausgeſchieden, d. h. zwei 
Jahre nach ſeiner Austrittserklärung, wie es Artikel 1 Abſatz 3 der Bundesſatzung 
vorſieht. Die italieniſche Preſſe begleitete dieſes Ereignis mit entſprechenden Kom⸗ 
mentaren, und das „Giornale d'Italia“ charakteriſierte gleichzeitig die „Aktion“ der 
Genfer Liga im ruſſiſch⸗finniſchen Konflikt mit dem Satz, der endgültige Abbruch 
der letzten Beziehungen zwiſchen Italien und Genf erfolge im gleichen Augenblick, 
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da der Völkerbund der Welt ein neues Schaufpiel empörender egoiſtiſcher Intrigen 
gegenüber einem ernſten europäiſchen Ereignis biete. 


Italien iſt Großmacht und kann Großmachtpolitik treiben. Die anderen neutralen 
Staaten Europas, die vom Krieg der Weſtmächte gegen Deutſchland unmittelbar 
berührt werden, ſind nicht in dieſer Lage und deshalb gegenüber den Übergriffen 
Englands weniger ſtark, freilich auch nicht von einem genügend ſtarken Wider 
ſtandswillen beſeelt. Sie werden durch Englands völkerrechtswidrige Blockade 
gegen Deutſchland immer mehr geſchädigt. Steigende Arbeitsloſenziffern, abſinkende 
Außenhandelszahlen, Verſchlechterung der Wirtſchafts⸗, Finanz, und Währungslage, 
anſteigende Verluſte an Schiffen und Menſchenleben durch die Auswirkungen des 
Seekrieges, Proteſte der Regierungen, der Preſſe und von Einzelperſönlichkeiten 
gegen dieſe Schädigungen einerſeits und fortwährende Bemühungen, auf dem Ver⸗ 
handlungswege mit den kriegführenden Staaten dieſe Schädigungen abzuſchwächen 
oder zu bermeiden, dazu eine geſteigerte Einſicht in die Notwendigkeit der Neutrali⸗ 
tät und in deren Erforderniſſe kann man als die Kennzeichen der Lage in der 
Schweiz, Belgien, Holland und den nordiſchen Staaten zuſammenfaſſend anſprechen. 


Im neugewählten Schweizer Nationalrat wurde die Eröffnungsſitzung am 
4. Dezember mit einer Rede eröffnet, in der es u. a. hieß: „Die Neutralität, wie ſie 
ſich in der Schweiz herausgebildet hat, iſt ein völkerrechtlicher Begriff, beruhend 
auf völkerrechtlichen Verträgen. Sie iſt aber auch eine innere ſtaatsrechtliche Maxime, 
die auf dem einheitlichen Willen des Schweizer Volkes beruht. Dieſem inneren und 
äußeren Neutralitätsgeſetz muß auch unſere Neutralitätspolitik dienen. Regierung 
und Volk müſſen in ihrem ganzen Verhalten die Nichtbeteiligung am Kriege doku⸗ 
mentieren, jo daß ſich unſere Neutralitätspolitik ſowohl als ein äußerer völkerrecht · 
licher wie ein innerer ſtaatsrechtlicher Akt darſtellt.“ Dieſe Definition eignet ſich 
ſehr wohl auch als Mahnung an gewiſſe Teile der ſchweizeriſchen „öffentlichen 
Meinung“, die es öfter an der Neutralität der Geſinnung Deutſchland gegenüber 
hat fehlen laſſen! 


Aus Belgien ſind in letzter Zeit wieder ſehr ſcharfe Klagen und Proteſte gegen 
die völkerrechtswidrige engliſche Blockade und ihre Auswirkungen laut geworden, 
nicht zuletzt weil England ſich ſogar anmaßt, den Handel zwiſchen Belgien und 
ſeiner Kongo⸗Kolonie zu kontrollieren und zu ſtören. Die belgiſche Preſſe, beſonders 
die „Libre Belgique“ vom 14. Dezember, forderte die belgiſche Regierung auf, viel 
energiſcher als bisher gegen England vorzugehen. Am 6. Dezember wurde von offi⸗ 
zieller belgiſcher Seite mitgeteilt, daß mit Frankreich und England Teilabkommen 
bezüglich der belgiſchen Einfuhren in Vorbereitung ſeien, über deren Umfang im 
einzelnen freilich bisher nichts bekannt wurde. 


In Schweden wurde nach langen Verhandlungen am 13. Dezember eine Re- 
gierungsumbildung vollzogen, wobei u. a. der bisherige einſeitig weſtmächtlich und 
ſtark völkerbündleriſch orientierte Außenminiſter Sandler durch einen Berufs- 
diplomaten erſetzt wurde. In ihrer Regierungserklärung bezeichnete ſich die neue 
Regierung als eine Sammlungsregierung, die dem Willen des ſchwediſchen Volkes 
nach Selbſtändigkeit und Neutralität Vertrauen und Reſpekt verſchaffen wolle. Ein 
Beiſeiteſchieben innerpolitiſcher Meinungsverſchiedenheiten ſei notwendig, und es 
ſei eine nationale Pflicht für jeden, in ſeinen Außerungen und Handlungen die 
Zurückhaltung zu wahren, die notwendig ſei, um nicht die verantwortungsvolle 
Arbeit der Staatsführung zu erſchweren und in Gefahr zu bringen. Die Stockholmer 
Zeitung „Aftonbladet“ unterſtrich am 13. Dezember die Notwendigkeit der Neu⸗ 
tralität und zugleich die Schickſalsgemeinſchaft zwiſchen Deutſchland und dem ger- 
maniſchen Norden. Leider ſeien die Beſtrebungen der außenpolitiſchen Führung nach 
ehrlicher Neutralität oft durch eine Preſſekampagne ſabotiert worden, die gegen den 
Nationalſozialismus gerichtet geweſen ſei und die politiſche Atmoſphäre vergiftet 
habe. Das ganze nordiſche Schickſal ruhe vielleicht gegenwärtig darauf, daß die 
gegenſeitige Freundſchaft und das Vertrauen, das jahrhundertelang das Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Schweden geprägt habe, wieder angeknüpft werde. Das 
werde die nächſte und wichtigſte Aufgabe der außenpolitiſchen Führung Schwedens 
ſein. Es ſcheint demnach, daß ſich in Schweden eine realiſtiſchere Auffaſſung der 
europäiſchen Lage durchſetzt. 
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In Dänemark wurde von Staatsminiſter Stauning im Folketing am 5. De- 
zember eine Erklärung über die Haltung Dänemarks gegenüber dem finniſch⸗ ruſſi 
ſchen Konflikt im Sinne des Feſthaltens an der Politik einer unbedingten Neutrali- 
tät abgegeben. Ihr entſpricht auch die Haltung der anderen nordiſchen Staaten. Sie 
wird uns im Zuſammenhang des finniſch⸗ruſſiſchen Konfliktes noch beſchäftigen. 

Die baltiſchen Staaten haben ſich noch eindringlicher bemüht, dieſem Konflikt 
fernzubleiben und außerdem alles zu vermeiden, was ihr neues Verhältnis zu Ruß⸗ 
land ſchädigen könnte. Im übrigen hat in Reval am 7. und 8. Dezember die zehnte 
Konferenz der Außenminiſter der baltiſchen Staaten ſtattgefunden. Die amtliche 
Verlautbarung über dieſe Konferenz unterſtrich die Feſtſtellung der Neutralitäts⸗ 
politik und des Willens zu ihr auch für die Zukunft. Die Konferenz hat außerdem 
beſchloſſen, die Tätigkeit der drei Staaten bei der Löſung der ſich aus dem Wirt⸗ 
ſchaftskrieg ergebenden Probleme zu koordinieren, d. h. die drei Staaten wollen die 
Störungen ihres Wirtſchaftslebens infolge des Krieges möglichſt weitgehend durch 
Zuſammenarbeit zu vermindern ſuchen, z. B. auch durch gemeinſame Einkäufe und 
gemeinſame Transportorganiſationen. Die nächſte Konferenz der Außenminiſter der 
baltiſchen Staaten ſoll im März 1940 in Riga ſtattfinden. 

Die nordiſchen und die baltiſchen Staaten als Nachbarländer Finnlands fühlen 
ſich naturgemäß durch den finniſch⸗ruſſiſchen Konflikt ſtark in Mitleidenſchaft 
gezogen. In den nordiſchen Staaten ſtellte man ſich trotz Innehaltung der ſtaatlichen 
Neutralität moraliſch und ſtimmungsmäßig gans auf die Seite Finnlands, während 
die baltiſchen Staaten auch hinſichtlich der öffentlichen Meinung ſich eine neutrale 
Haltung angelegen ſein ließen. Hinſichtlich der Urſachen des Konfliktes erfuhr man 
durch eine am 12. Dezember aus Helſinki gemeldete Veröffentlichung von Doku⸗ 
menten über die finniſch⸗ruſſiſchen Verhandlungen, die dem Konflikt vorausgegangen 
waren, Genaueres über die von der Sowjetregierung Finnland gegenüber geäußer⸗ 
ten Wünſche. Sie bezogen ſich auf Verpachtung von Hangö zwecks Schaffung eines 
ruſſiſchen Flottenſtützpunktes, Überlaſſung einer Anzahl von Inſeln im Finniſchen 
Meerbuſen, eines Teiles der Fiſchereihalbinſel im Eismeer, Desarmierung der be⸗ 
feſtigten Zonen auf der Kareliſchen Landenge, Verſtärkung des finniſch⸗ruſſiſchen 
Nichtangriffspaktes im Sinne gegenſeitiger Verpflichtung, keine Bindung einzu- 
gehen, die ſich gegen einen der Vertragspartner richten, wofür ruſſiſcherſeits gewiſſe 
Gebietsübertragungen an Finnland erfolgen ſollten. Finnland war bereit, einem 
Teil dieſer Wünſche zu entſprechen, lehnte jedoch die Überlaffung Hangös als ruſſiſche 
Flottenbaſis und die Aufgabe der finniſchen befeſtigten Zone auf der Kareliſchen 
Landenge ab. Es ergibt ſich demnach, daß der beiderſeitige Standpunkt ſich bereits 
genähert hatte. Offenbar hat die finniſche Regierung jedoch, vermutlich nicht ohne 
Einfluß der Weſtmächte, den Ernſt des ruſſiſchen Willens, die militäriſche und 
politiſche Sicherung der als lebenswichtig angeſehenen Finniſchen Bucht durchzu⸗ 
ſetzen, unterſchätzt, desgleichen daß Finnland beim Ausbruch eines bewaffneten 
Konfliktes auf ſich ſelbſt angewieſen ſein würde, und daß die weſentliche Veränderung 
der politiſchen Lage in Oſteuropa ſeit Anfang September auch für Finnland Aus- 
wirkungen haben müſſe. 

Nachdem Rußland am 30. November zur militäriſchen Aktion geſchritten war, 
erſchien am 1. Dezember ein Aufruf des „Zentralkomitees der kommuniſtiſchen 
Partei Finnlands“ in der Moskauer „Prawda“, der zum Kampf für eine böllige 
Neugeſtaltung Finnlands unter engſtem Anſchluß an Rußland, jedoch unter Er⸗ 
haltung der ſtaatlichen Selbſtändigkeit aufrief. Gleichzeitig wurde die Bildung einer 
„Volksregierung der demokratiſchen Republik Finnland“ in Terijoki, einem finni⸗ 
ſchen Ort unweit der ruſſiſchen Grenze auf der Kareliſchen Landenge, unter Führung 
von Kuuſinnen mitgeteilt. Die Regierung Kuuſinnen wurde fofort von der Sowjet⸗ 
regierung anerkannt. Gleichzeitig ward in Helſinki unter Führung des Direktors 
der Finniſchen Bank, Ryti, eine neue Regierung gebildet, die offenbar zu einer Ver⸗ 
ſtändigung mit der Sowjetregierung gelangen wollte. Am 2. Dezember erfolgte in 
Moskau jedoch der Abſchluß eines Beiſtands⸗ und Freundſchaftsvertrages der Somjet- 
union mit der „finniſchen demokratiſchen Republik“, der eine Erfüllung der bei den 
finniſch⸗ruſſiſchen Verhandlungen im November von der ruſſiſchen Regierung an- 
gemeldeten Wünſche mit gewiſſen Erweiterungen, auch hinſichtlich der territorialen 
und ſonſtigen Gegenleiſtungen Rußlands, und die Begründung eines den Beiſtands⸗ 
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pakten zwiſchen Rußland und den baltiſchen Staaten entſprechenden politiſchen Ver · 
hältniſſes zwiſchen Rußland und Finnland zum Gegenſtand hatte. Am 4. Dezember 
erfuhr man aus Moskau, daß der ſchwediſche Geſandte den Wunſch der neuen finni⸗ 
ſchen Regierung in Helſingfors, mit der Sowjetregierung in neue Verhandlungen 
einzutreten, dieſer mitgeteilt habe, Außenkommiſſar Molotow habe dem ſchwediſchen 
Geſandten geantwortet, die Sowjetregterung erkenne die Regierung Ryti nicht an, 
fondern nur die Regierung Kuuſinnen. Am 6. Dezember teilte das Moskauer Außen ⸗ 
kommiſſariat allen in Moskau beglaubigten fremden diplomatiſchen Vertretungen 
die Blockierung der finniſchen Küſte mit, deren Rechtsverbindlichkeit von der Re ⸗ 
gierung Ryti jedoch beſtritten wurde. . 

Inzwiſchen hatten die ruſſiſchen Truppen an der ganzen langen ruſſiſch⸗finniſchen 
Grenze den Vormarſch angetreten und fanden überall heftige Kämpfe ſtatt. . 

Vor dem Ausbruch des Konfliktes gab es ein diplomatiſches Zwiſchenſpiel zwiſchen 
der Regierung der Vereinigten Staaten und der der Sowjetunion. Regierung 
und öffentliche Meinung in den Vereinigten Staaten ftellte fi unter reichlicher Ver · 
wendung moraliſcher Phraſeologie auf die finniſche Seite und gegen den ruſſiſchen 
„Angreifer“, wobei es an Seitenhieben auf Deutſchland, das angeblich „an allem 
ſchuld ſei“, nicht fehlte. Am 1. Dezember richtete Präſident Rooſevelt eine Botſchaft 
an Rußland und Finnland, fie ſollten öffentlich ihren Entſchluß bekunden, keines- 
falls Luftbombardements auf offene Städte und auf die Zivilbevölkerung auszu- 
führen, nachdem ſchon am 30. November der amerikaniſche Geſchäftsträger in 
Moskau der Sowjetregierung ein Angebot Waſhingtons zur Vermittlung im 
finniſch-ruſſiſchen Konflikt überbracht hatte. Am 2. Dezember wurde in Moskau die 
Ablehnung beider Initiativen der amerikaniſchen rung durch Moskau befannt- 
gegeben, unter beſonderem Hinweis darauf, die ruſſiſche Flugwaffe habe nur mili⸗ 
täriſche Ziele in Finnland angegriffen. . 
„Die Initiative Rooſevelts hinſichtlich Luftbombardements erfährt im 
übrigen eine beſondere Beleuchtung durch die zahlreichen Meldungen über die ge- 
plante Lieferung von großen Mengen von Bombenflugzeugen an England und 
Frankreich durch die Vereinigten Staaten auf Grund der gerade von Rooſevelt ſo 
eifrig propagierten Anderung des amerikaniſchen Neutralitätsgeſetzes! Glaubt man 
in USW, daß dieſe Bombenflugzeuge von den Engländern gegebenenfalls nicht gegen 
deutſche Frauen und Kinder zur Auswirkung kommen, deren Aushungerung ſowieſo 
das Hauptziel der engliſchen Blockade iſt? 

In den Vereinigten Staaten wurde auch lebhaft die Frage des Abbruchs der diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen mit Rußland erörtert. Rooſevelt teilte am 5. Dezember je- 
doch mit, ein ſolcher Abbruch ſei nicht beabſichtigt. Jedoch erfuhr man, daß die 
amerikaniſchen Flugzeugfabriken von der Negierung die Aufforderung erhalten 
hätten, an Sowjetrußland keinesfalls mehr Flugzeuge zu liefern. 

Die Genfer Liga, Völkerbund genannt, obwohl nie ein Bund der Völker, 
ſondern von je ein Zweckverband von Regierungen für die Sicherung der Kriegs⸗ 
beute des Weltkrieges, wurde von der finniſchen Regierung zum Eingreifen in den 
finniſch⸗ruſſiſchen Konflikt unter Berufung auf Artikel 11 und 15 des Liga⸗Paktes 
veranlaßt. Der Rat der Liga trat am 9. Dezember, die Verſammlung am 11. Dezem- 
ber in Genf zuſammen. Das Ergebnis war am 14. Dezember die Annahme einer 
Entſchließung, durch die die Aktion Rußlands gegen Finnland „verurteilt“ und der 
Ausſchluß Sowjetrußlands aus der Genfer Liga ausgeſprochen wurde. Moskau 
hatte es abgelehnt, einen Vertreter nach Genf zu ſchicken und der von der Liga an 
Rußland gerichteten Aufforderung, die militäriſche Aktion einzuſtellen und die 
Truppen aus Finnland zurückzuziehen, Folge zu leiſten. Am 16. Dezember erſchien 
eine amtliche Verlautbarung der Somwjettelegraphen⸗Agentur TA S8, die beſagte, 
der Ausſchluß aus der Liga könne „in maßgeblichen Moskauer Kreiſen nur ein 
ironiſches Lächeln hervorrufen und ſei dazu angetan, ſeine unglückſeligen Autoren 
“eroglhiry’yahlauzineeen. erer Roe dor riiſe WAI Gr N yterrinhe, arte 

deren Diktat der Beſchluß des Völkerbundsrates angenommen wurde, hätten weder 
moraliſch noch formell das Recht, von ‚Aggreſſion“ zu ſprechen bzw. einen Akt der 
Aggreſſion“ zu verurteilen. England und Frankreich hielten ſchon lange die von 
ihnen eroberten ungeheuren Territorien Aſiens und Afrikas unter ihrer Herrſchaft. 
Sie hätten erſt kürzlich noch kategoriſch die Friedensvorſchläge Deutſchlands ab- 
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gelehnt, die auf eine raſche Beendigung des Krieges hinausgelaufen wären“. Im 
weiteren wurde von einer traurigen Entwicklung des Völkerbundes zu einem In ⸗ 
ſtrument des engliſch⸗franzöſiſchen Kriegsblocks und zu einer Waffe der Kriegs- 
intereſſen der herrſchenden Imperialiſten geſprochen und betont, letzten Endes könne 
die Sowjetunion von dem Ausſchluß aus der Liga nur gewinnen. 

Aus den Verhandlungen der Genfer Liga über den finniſch⸗ruſſiſchen Kon- 
flikt iſt noch zu erwähnen, daß ſie den Verfall der Liga z. B. durch die ſehr vor⸗ 
ſichtige Haltung einer größeren Anzahl von europäiſchen Staaten und durch den 
völligen Verzicht auf jeden Verſuch der Aktivierung des gerade von Frankreich immer 
als Kern und Prüfſtein der Satzung behandelten Artikel 16 über die Sanktionen 
erneut herausſtellten. Nach dem Ausſchluß Rußlands find nunmehr von den Groß ⸗ 
mächten der Erde nur noch zwei, England und Frankreich, Mitglieder der Genfer 
Liga, deren Vertreter ſich denn auch eifrig bemühten, die Genfer Plattform zu Hetz ⸗ 
reden gegen Deutſchland auszunutzen. Die Gefühle der kleinen neutralen Staaten 
gab die Kopenhagener Zeitung „National⸗Tidende“ am 15. Dezember mit der Frage 
wieder: „Iſt dieſer Torſo einer zwiſchenſtaatlichen Organiſation nicht nach und nach 
für ſeine Mitglieder gefährlicher geworden als für die Außenſtehenden, die ſein 
Bannſtrahl trifft?“ ERROR 

Der franzöſiſche Miniſterrat vom 16. Dezember „beglückwünſchte einſtimmig die 
franzöſiſche Abordnung in Genf, die zuſammen mit der britiſchen Abordnung an 
der allgemeinen Verurteilung des ruſſiſchen Angriffs gegen Finnland teilgenommen 


at. 
Die ruſſiſche lieu iſt auf anderem Gebiet eine Antwort an Frankreich und 
England nicht ſchuldig geblieben, nämlich auf dem des Seekrieges. Am 10. Dezember 
überreichte ſie der britiſchen Botſchaft in Moskau eine ſcharfe Proteſtnote gegen die 
engliſche Verordnung vom 28. November über die Ausdehnung der Blockade auf die 
deutſche Ausfuhr, die eine Verletzung des Völkerrechts ohne Präzedenzfall in der 
Geſchichte der internationalen Beziehungen genannt und in der das Recht der 
Sowjetregierung auf Schadenserſatz für den Fall von Schädigungen des Sowjet⸗ 
handels vorbehalten wurde. Die ſowjetamtliche „Isweſtija“ ſchrieb dazu am 11. De- 
zember, die engliſche Verordnung vom 28. November „ſetze die Linie der direkten 
Verletzungen der Normen des Völkerrechtes fort, die die engliſche Regierung ſchon 
ſeit den erſten Kriegstagen unabänderlich befolge“. f Sr 5 

Auch die Regierung der Vereinigten Staaten entſchloß ſich nach einigem Zögern 
am 9. Dezember zu einer Proteſtnote gegen die engliſche Verordnung vom 28. No- 
vember und behielt ſich ebenfalls alle Rechte und etwaigen Anſprüche vor. 

Im fernen Oſten iſt Japan einerſeits beftrebt, ſeine Ziele in China militäriſch 
und politiſch konſequent weiter zu verfolgen. Gleichzeitig bemüht es ſich um eine 
Verſtändigung nach allen Seiten. Am 13. Dezember gab das Auswärtige Amt in 
Tokio bekannt, daß Verhandlungen über den Abſchluß eines Handelsvertrages 
zwiſchen Japan und der Sowjetunion gegen den 10. Januar 1940 in Moskau be- 
ginnen würden, daß Japan andererſeits ſein möglichſtes tue, um alle ſchwebenden 
Fragen, die zwiſchen Japan und den Vereinigten Staaten in der Vergangenheit 
aufgetaucht ſeien, durch aufbauende Maßnahmen für das Ordnen der Beziehungen 
zwiſchen den beiden Ländern zu regeln. Eine Einigung über die Fiſcherei⸗Frage 
ſcheint mit Rußland erfolgt zu ſein. Die in letzter Zeit beobachtete Verſteifung der 
Beziehungen zwiſchen Japan und den Vereinigten Staaten ſcheint beiderſeits auch 
in der Abſicht erfolgt zu ſein, die eigene Poſition bei zukünftigen Verhandlungen 
über eine Regelung der Streitfragen zu verbeſſern. Solche Verhandlungen haben 
inzwiſchen eingeſetzt. Japan möchte einen Handelskrieg mit den Vereinigten Staaten 
vermeiden, ebenſo wie dieſe letzteren wohl ſelbſt. Dies ergibt ſich u. a. aus einer 
offiziellen Verlautbarung vom 4. Dezember über Beſprechungen zwiſchen dem japa⸗ 
niſchen Außenminiſter Nomura und dem amerikaniſchen Botſchafter in Tokio, Grew. 
die „in konſtruktivem Geiſte“ geführt worden ſeien und auch einen freimütigen Ge⸗ 
dankenaustauſch zwecks Herbeiführung einer günftigen Atmoſphäre für Verhand- 
lungen über die Frage der Erneuerung des amerikaniſch⸗japaniſchen Handels⸗ und 
Schiffahrtsvertrages von 1911 umfaßt hätten. Dr. S. 
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Dokumente zur Vorgefchichte 
des Krieges 


Wir beginnen in dieſem Band mit der Wiedergabe des Inhaltes 
des zweiten deutſchen Weißbuches, das die Vorgeſchichte des gegen ⸗ 
wärtigen Krieges veranſchaulicht (ſiehe auch S. 5). 


überſicht 


Die nachfolgenden Dokumente ſollen ein Bild von der Vorgeſchichte des gegen · 
wärtigen Krieges geben. Sie beſchränken ſich nicht auf die dem Kriegsausbruch un⸗ 
mittelbar vorausgehenden Wochen, ſondern ermöglichen darüber hinaus die Bildung 
eines unabhängigen Urteils über die weiter zurückliegenden Urſachen des Konflikts. 
Die Dokumente begleiten zunächſt die Entwicklung der deutſch⸗polniſchen Beziehun⸗ 
gen von Verſailles bis zur Ablehnung des deutſchen Angebots zur gütlichen Löſung 
der Danzig⸗ und Korridorfrage durch Polen. Hierbei ſind die Ereigniſſe von 1933 
bis zur Gegenwart eingehend belegt, während für die voraufgegangenen Jahre 
lediglich die Lage der deutſchen Volksgruppe in Polen und Polens Vorgehen in 
Danzig an einigen beſonderen Beiſpielen in Erinnerung gerufen werden. Die 
Dokumente folgen ſodann dem Gang der britiſchen Kriegs politik feit der gemein- 
ſamen deutſch⸗engliſchen Erklärung von München. Eine Darſtellung der Bemühungen 
des Reichs um Sicherung friedlicher Beziehungen zu ſeinen Nachbarländern ſchließt 
ſich an. Damit find die Grundlagen für das Verſtändnis der Schlußphaſe gewonnen. 
in der die britiſche Politik zur Auslöſung des Konflikts führt. 


Erſtes Kapitel 
Entwicklung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen 


A. Der Kampf Polens gegen das Deutſchtum in Polen und gegen Danzig 
von 1919 bis 1933 


J. Zur Lage der deutſchen Volksgruppe in Polen 


Die deutſch⸗polniſchen Beziehungen haben ſeit dem Augenblick der Wiederauf⸗ 
richtung eines ſelbſtändigen polniſchen Staates in Verſailles unter einem mehr⸗ 
fachen Verhängnis geſtanden. Erſtens erklärte ſich Polen unter Berufung auf eine 
angeblich tauſendjährige Miſſion zum Erbfeind der Deutſchen. Es begründete damit 
nicht nur ſeine Anſprüche auf deutſches Reichsgebiet, ſondern geradezu ſeine Exiſtenz⸗ 
berechtigung und empfahl ſich fo den Siegermächten als zuverläſſigen, jederzeit 
einſatzfähigen Alliierten zur Niederhaltung Deutſchlands. Zweitens: Es wurde in 
dieſer Funktion von den Weſtmächten beſtätigt und durch Einbeziehung zunächſt 
in das franzöſiſche Bündnisſyſtem beauftragt, den öſtlichen Sektor der permanenten 
Einkreiſung zu übernehmen und die Tradition der Zweifrontenlage für Deutſchland 
fortzuſetzen. Das deutſch⸗polniſche Verhältnis wurde drittens von Anfang an durch 
die Überlaſſung einer ſtarken deutſchen Volksgruppe vergiftet, die ſofort dem ſchärfſten 
Poloniſierungszwang unterworfen war. Viertens ſtellten die Abtretungen deutſchen 
Reichsgebiets im Oſten die größten Ungerechtigkeiten des Friedensdiktates dar. Sie 
wurden nicht nur vom deutſchen Volk, ſondern auch von maßgebenden alliierten 
Staatsmännern als ſo unhaltbar empfunden, daß ſich jedermann darin einig war, 
daß an dieſer Stelle die erſte Wiedergutmachung einſetzen mußte, wenn nicht hier 
der nächſte kriegeriſche Konflikt in Europa ausbrechen ſollte. 

Lloyd George hat in einer Denkſchrift für die Konferenz von Verſailles am 
25. März 1919 (Dokument Nr. 1) auf dieſe künftige Kriegsurſache ebenſo aufmerkſam 
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gemacht wie die Deutſche Friedensdelegation (Nr. 2). Selbſt der Vorſitzende des 
Oberſten Rates Clemenceau hat in dem bekannten Brief an Paderewſki vom 24. Juni 
1919 (Nr. 3) Polen auf die Bedeutung einer ſolchen Volkstumshypothek hingewieſen 
und den Abſchluß und die Einhaltung eines entſprechenden Minderheitenſchutzver⸗ 
trages (Nr. 4) zur Vorausſetzung dafür gemacht, daß Polen die deutſchen Gebiete 
erhielt. Damit war zugleich die feierliche Verpflichtung der Alliierten Mächte feſt⸗ 
gelegt, die Einhaltung dieſes Grundgeſetzes der deutſchen und übrigen Volksgruppen 
in Polen ſicherzuſtellen. Der Wortlaut des Vertrages läßt keinen Zweifel darüber, 
wozu ſich Polen gegenüber dem mehr als 40 v. H. nichtpolniſchen Einwohnern des 
neuen Staates verpflichtet hat. Die Geſchichte der deutſch⸗polniſchen Beziehungen 
von 1919 bis 1930 iſt aber, wie die hier vorgelegten Urkunden zeigen, zur Geſchichte 
einer permanenten Verletzung dieſes Vertrages durch Polen und zur Geſchichte einer 
ſtillſchweigenden Mittäterſchaft des Völkerbundes und der Garantiemächte geworden. 
Schon am 20. November 1920 ſah ſich die Deutſche Regierung genötigt, aus ihrer 
Zurückhaltung herauszutreten und der Polniſchen Regierung eine umfaſſende Be⸗ 
ſchwerde zu überreichen (Nr. 5). Sie mußte feſtſtellen, daß „der Deutſche in Polen 
vogelfrei“ ſei. Die Rede des volksdeutſchen Abgeordneten Spickermann im Pol⸗ 
niſchen Seim vom 23. Januar 1923 (Nr. 6) beſtätigt den Eindruck, daß der Minder. 
heitenſchutzvertrag, „die Magna Charta unſerer Exiſtenz“, vom erſten Tag an ge- 
brochen wurde. Einige Monate ſpäter kündigte der damalige Miniſterpräſident 
General Sikorſki in öffentlicher Rede als Regierungsprogramm „die Liquidation 
deutſcher Güter und die Entdeutſchung der weſtlichen Provinzen“ an und erging 
ſich in ſcharfen Außerungen gegen Danzig (Nr. 7). Mitte 1923 hatte die Austreibung 
der Deutſchen bereits einen außerordentlichen Umfang angenommen (Nr. 8). Pol⸗ 
niſche Maßnahmen gegen den deutſchen Grundbeſitz, wie ſie z. B. der Ständige 
Internationale Gerichtshof in ſeinem Gutachten vom 10. September 1923 als „nicht 
im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der Polniſchen Regierung 
ſtehend“ bezeichnete (Nr. 9), verſtärkten den Zwang zur Abwanderung. Im Sep- 
tember 1931 wurde von polniſcher Seite zugegeben, daß bereits rund eine Million 
Deutſche aus Polen verdrängt waren (Nr. 10). Weder die Garantiemächte noch der 
Völkerbund, der inzwiſchen nicht nur von der deutſchen, ſondern auch von der ukrai⸗ 
niſchen Volksgruppe immer wieder um Schutz gegen die ſtändige Verletzung der 
Minderheitenbeſtimmungen durch Polen angerufen worden war (Nr. 9, Anm.), ſind 
indeſſen ihrer Pflicht nachgekommen. Aus einer Debatte im Britiſchen Oberhaus — 
einer von vielen im Britiſchen Parlament — vom 15. Juni 1932 (Nr. 11) geht 
hervor, daß man in England die Mißhandlung der Volksgruppen in Polen und 
die Gefahr für den europäiſchen Frieden kannte, daß aber nichts geſchah, um recht 
zeitig eine Anderung herbeizuführen. Bereits im März 1933 hatte der Vernichtungs⸗ 
kampf Polens gegen die wirtſchaftliche Exiſtenzbaſis und den kulturellen Beſitzſtand 
der deutſchen Volksgruppe einen erſchreckenden Umfang angenommen (Nr. 12). 


Il. Zum Vorgehen Polens in Danzig 


Die Poloniſierungspolitik ſetzte ſofort auch gegen die Freie Stadt Danzig ein. Die 
deutſche Friedensdelegation hatte unter Berufung auf die Erklärungen des Präfi- 
denten Wilſon vergebens gegen die Abtrennung Danzigs proteſtiert (Nr. 13). Polen 
betrachtete den neuen status in Danzig von Anfang an nur als Aus gangsſtellung 
für die endgültige Poloniſierung. Es zog mit 24 Behörden (Nr. 14) in Danzig ein 
und ſah in jeder von ihnen eine polniſche Zelle und Wachstumsſpitze. Aus einer 
Feſtſtellung des Oberkommandos der Wehrmacht nach Abſchluß des polniſchen Kriegs 
(Nr. 437) geht hervor, daß die wichtigſten dieſer Behörden zu militäriſchen Stüß- 
punkten ausgebaut worden waren. Die Freie Stadt Danzig hat unabläſſig den 
Völkerbundskommiſſar bzw. den Völkerbundsrat gegen polniſche Aktionen anrufen 
müſſen. Unter Mißbrauch polniſcher Privilegien im Poſt- und Eiſenbahnweſen 
(Nr. 15 und 16), geſtützt auf chauviniſtiſche polniſche Studentenvereinigungen ſowie 
auf militäriſche Organiſationen (Nr. 17 und 18), vor allem aber auch durch An ⸗ 
wendung ſchärfſten wirtſchaftlichen Druckes (Nr. 19) hat Polen unabläſſig verſucht, 
Danzig zur Unterwerfung unter polniſche Intereſſen zu zwingen. Eigenmächtige 
Eingriffe Polens in die Hoheitsrechte Danzigs betrafen die verſchiedenſten Seiten 
des politiſchen und wirtſchaftlichen Lebens der Freien Stadt (Nr. 20). Als ein be⸗ 
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ſonders gefährliches Element des polniſchen Vordringens erwieſen ſich die polniſchen 
militäriſchen Anlagen auf der Weſterplatte. Sie wurde von Polen ſtets als militäri- 
ſcher Stützpunkt angeſehen und entſprechend ausgebaut (Nr. 21). Die Verſtärkung 
der polniſchen Garniſon auf der Weſterplatte (Nr. 21, 22) und das unangemeldete 
Verbleiben eines polniſchen Munitionsdampfers im Munitionsbecken der Weſter⸗ 
platte (Nr. 23) im März 1933 ſtellten ſo eindeutige polniſche Rechtsverletzungen dar, 
daß ſich auch unter den Diplomaten in Warſchau kaum jemand fand, der nicht die 
polniſche Handlungsweiſe ſcharf verurteilt hätte (Nr. 24). Während Polen ſo ſeine 
Stellung in Danzig mit allen Mitteln zu erweitern ſuchte, wurde gleichzeitig durch 
die Errichtung und einſeitige Begünſtigung des polniſchen Konkurrenzhafens 
Gdingen dem Danziger Hafen von Polen ſchwerſter Schaden zugefügt (Nr. 25). 


B. Deutſchlands Bemühen um eine Verſtändigung mit Polen, 1933 bis 1939 


J. Verhandlungen über ein deutſch⸗polniſches Verftändigung3- 
abkommen 
(Mai 1933 bis Januar 1934) 


Im Intereſſe des nachbarlichen wie des europäiſchen Friedens entſchloß ſich der 
Führer ſofort nach der Machtübernahme, die deutſch⸗polniſchen Beziehungen auf eine 
ganz neue Grundlage zu ſtellen und zu dieſem Zwecke eine Verſtändigung mit Polen 
herbeizuführen. Die deutſchen Verſtändigungsbemühungen ſetzten im Mai 1933 ein 
und dauerten bis 1939 fort. Am 17. Mai 1933 deutete der Führer im Reichstag zum 
erſten Male öffentlich an, daß eine Löſung im Oſten e werden müſſe (Nr. 29), 
nachdem er ſchon in ſeiner Unterredung mit dem Polniſchen Geſandten am 2. Mai 
dieſe Notwendigkeit ſehr deutlich unterſtrichen hatte (Nr. 26). Man leitete die Ver⸗ 
ſtändigungspolitik zunächſt durch Verhandlungen über die Wiederherſtellung des 
Zollfriedens ein (Nr. 80, 31). Nachdem der Führer im Oktober 1933 erneut öffent» 
lich ſeiner Verſtändigungsbereitſchaft Ausdruck gegeben hatte, kam es am 15. No- 
vember 1933 zu der Unterredung zwiſchen dem Führer und Botſchafter Lipſki, in 
der der Entſchluß des Führers und des Marſchalls Pilſudſki für beide Staaten feit- 
gelegt wurde, „in ihrem Verhältnis zueinander auf jede Anwendung von Gewalt zu 
verzichten“ (Nr. 32). Unmittelbar darauf beauftragte der Führer den Deutſchen Bot⸗ 
ſchafter in Warſchau, Marſchall Pilſudſki perſönlich den Abſchluß einer ſchriftliche 
Abmachung vorzuſchlagen und einen Entwurf hierfür zu überreichen (Nr. 33). Es 
ſtand jedoch von vornherein feſt, daß für Deutſchland die geplante Abmachung „in 
keiner Weiſe die Anerkennung der heutigen deutſchen Oſtgrenzen in ſich ſchließt“, 
ſondern daß mit der ins Auge gefaßten Erklärung eine Grundlage für die Löſung 
aller Probleme, alſo auch der territorialen, geſchaffen „werden ſollte“ (Nr. 33). 
Deutſchland hat ſomit das Abkommen von 1934 ſtets als jenen freundſchaftlichen 
Rahmen angeſehen, innerhalb deſſen im Intereſſe des ungeſtörten Zuſammenlebens 
der beiden Völker eine friedliche Löſung auch der territorialen Fragen erzielt werden 
konnte. Marſchall Pilſudſki äußerte ſich ſofort zuſtimmend zu dem deutſchen Vor⸗ 
ſchlag einer ſchriftlichen Abmachung. Wie ſteptiſch allerdings ſelbſt er die Möglich⸗ 
keit einer wirklich grundlegenden Umſtellung des deutſch-polniſchen Verhältniſſes 
beurteilte, zeigt feine Außerung, „daß ſich aus der tauſend Jahre alten Deutſch⸗ 
feindlichkeit des polniſchen Volkes große Schwierigkeiten ergeben würden“ (Nr. 34). 
Während nach deutſcher Anſicht das geplante Abkommen eine Möglichkeit ſchaffen 
ſollte, um alle die deutſch⸗polniſchen Beziehungen belaſtenden Fragen allmählich 
einer Regelung zuzuführen, machten die polniſchen Verhandlungsführer ſofort den 
bezeichnenden Verſuch, die Fragen der deutſchen Volksgruppe vom Geltungsbereich 
des Abkommens auszuſchließen (Nr. 35, 36). Am 26. Januar 1934 wurde das Ver⸗ 
ſtändigungsdokument unterzeichnet und bekanntgegeben (Nr. 37). Von deutſcher Seite 
war man ehrlich gewillt einen Strich unter die Vergangenheit zu ziehen. Nur der 
Führer ſelbſt beſaß die Autorität im deutſchen Volk, nicht nur vergeſſen zu machen, 
was geweſen war, ſondern auch die öffentliche Meinung zu einer poſitiven Ein ⸗ 
ſtellung gegenüber Polen zu veranlaſſen. Selbſtverſtändlich erwartete Deutſchland, 
a Don un an auch die Lage der deutſchen Volksgruppe in Polen grundlegend ge- 

eſſert würde. 
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II. Keine Beſſerung der Lage der deutſchen Volksgruppe durch die 
deutſch⸗polniſche Verſtändigungspolitik 
(November 1933 bis Auguſt 1934) 


Die Erwartung wurde enttäuſcht. Wenige Tage nach der hiſtoriſchen Unterredung 
zwiſchen dem Führer und Botſchafter Lipſki meldete das Konſulat Thorn, daß es 
bei ſchweren Ausſchreitungen gegen Volksdeutſche in Graudenz mehr als zwölf Ver⸗ 
letzte und einen Toten gegeben hatte (Nr. 39, 40), Der Präſident der Gemiſchten 
Kommiſſion für Oberſchleſien, der Schweizer Calonder, mußte Ende 1933 hinſichtlich 
der Behandlung der deutſchen Minderheit in Polniſch⸗Oberſchleſien „zu ſeinem 
großen Bedauern feſtſtellen, daß die Politik der Verſtändigung noch keinerlei Beſſe⸗ 
rung gebracht hatte“, während im deutſchen Teil ſeines Bezirks kaum Anlaß zu 
einer Beanſtandung beſtehe (Nr. 41). Auch die Unterzeichnung des Verſtändigungs⸗ 
abkommens wurde mit neuen antideutſchen Aktionen quittiert (Nr. 42 bis 47). Die 
deutſchen Vertretungen in Polen kamen Mitte 1934 zu dem Urteil: Es iſt keine 
Wendung zum Beſſeren, ſondern eine Verſchärfung der Lage der deutſchen Volks 
gruppe zu ſpüren. 


III. Polen entzieht ſich der Minderheitenkontrolle des Völkerbundes 
(September bis November 1934) 


Wir wiſſen heute, daß Polen in dem Abkommen mit Deutſchland ein willkommenes 
Mittel erblickte, um die deutſche Volksgruppe binnen 10 Jahren auf kaltem Wege 
endgültig zu liquidieren, in der Annahme, daß Deutſchland und die deutſche Preſſe 
im Sinne des Verſtändigungsabkommens ſtillhalten würden (vgl. auch Nr. 54 
und 145). Auch die läſtige Kontrolle des Minderheitenſchutzvertrages durch den 
Völkerbund mußte beſeitigt werden. Am 13. September 1934 kündigte Polen vor der 
Völkerbundsverſammlung die Zuſammenarbeit mit dem Völkerbund bei der Durch⸗ 
führung des Minderheitenſchutzvertrages auf (Nr. 48, 49). Praktiſch lief das polniſche 
Vorgehen auf die Außerkraftſetzung des Minderheitenſchutzvertrages hinaus. Die 
weſtlichen Garantiemächte England und Frankreich haben es bei einer formalen 
Rüge in der Völkerbundsverſammlung bewenden laſſen, obwohl ſie ſich über den 
Ernſt und die Tragweite der polniſchen Aktion klar ſein mußten. Von deutſcher 
Seite konnte der polniſche Schritt nur mit ausdrücklichen Vorbehalten aufgenommen 
werden, da die Polen auferlegten Minderheitenſchutzverpflichtungen das „Gegenſtück 
zu der beſonders ungünſtigen Grenzziehung der Pariſer Friedenskonferenz“ dar- 
ſtellten (Nr. 50, 51). Der Reichsaußenminiſter beauftragte deshalb den Deutſchen 
Botſchafter in Warſchau, der Polniſchen Regierung ausdrücklich mitzuteilen, daß ſich 
Deutſchland am Schickſal des Deutſchtums nicht desintereſſieren könne, zumal die 
Minderheitenrechte ein integrierender Beſtandteil der Geſamtregelung von 1919 
ſeien (Nr. 52). Der polniſche Außenminiſter gab darauf die ausdrückliche Erklärung 
ab, daß die Minderheitenrechte auch weiterhin durch die polniſche Verfaſfung geſchützt 
85 Gr. 5) und erklärte ſich bereit, etwaige Beanſtandungen Deutſchlands zu 
prüfen (Nr. 53). 


IV. Weitere Verſchlechterung in der Lage der deutſchen Volksgruppe 
(November 1934 bis Oktober 1937) 


Trotz der polniſchen Zuſicherungen blieb die Lage unverändert. Während die 
deutſche Preſſe im Intereſſe des nachbarlichen Friedens ſchweigt, ſetzt die polniſche 
Verwaltung ihren Ausrottungskampf unter der Hand zielbewußt fort. Die Berichte 
der Deutſchen Botſchaft, der Generalkonſulate und Konſulate in Polen (Nr. 54 
bis 80) können auch in der Zeit vom November 1934 bis Oktober 1937 immer wieder 
nur von neuen Aktionen gegen das Deutſchtum berichten. Auf allen Lebensgebieten 
wächſt die Verluſtliſte des Deutſchtums an. Agrarreform, Arbeiterentlaſſungen, 
Schädigung von Hab und Gut der Deutſchen, körperliche Angriffe und Terrorakte, 
die Hetzaktionen des berüchtigten Weſtverbandes ſteigern ſich immer mehr, die Poloni⸗ 
ſierung der Schwerinduſtrie, des Grundbeſitzes, des Arbeitsmarktes wird ergänzt 
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durch einheitlich geleitete Boykottaktionen. Die erſten Anſprüche auf weiteres deut⸗ 
ſches Reichsgebiet tauchen auf. Deutſche Proteſte bei der Polniſchen Regierung wer⸗ 
den gelegentlich mit Zuſagen, meiſt aber mit Ausreden beantwortet, der deutſch⸗ 
polniſche Preſſefrieden (Nr. 62) wird mißbraucht. Auch während dieſes Zeitabſchnittes 
müſſen die deutſchen Vertretungen in Polen feſtſtellen, daß von einer Verſtändigung 
nichts zu ſpüren, ſondern eine Verſchlechterung zu beobachten iſt. 


V. Verhandlungen über eine deutſch-polniſche Minderheiten; 
erklärung 


(Januar bis November 1937) 


Im Frühjahr 1937 macht Deutſchland angeſichts des bevorſtehenden Ablaufes des 
Genfer Abkommens über Oberſchleſien einen neuen Verſuch, auf dem Weg freund» 
ſchaftlicher Verhandlungen zu einem freiwillig unterzeichneten, beiderſeitigen 
Minderheitenſchutzvertrag zu gelangen. Polen blieb auch nach dem Ablauf des 
Genfer Abkommens durch die Minderheitenſchutzbeſtimmungen vom 28. Juni 1919 
gebunden (Nr. 82). Der Deutſche Botſchafter in Warſchau muß aber ſchon bei der 
erſten Fühlungnahme feſtſtellen, daß Polen nicht für einen zweiſeitigen Minder- 
heitenſchutzvertrag zu haben iſt (Vr. 83). Auch bei einem zweiten Verſuch (Nr. 84) 
bleibt Polen bei ſeinem Nein. Beck iſt der Anſicht, ein ſolcher Vertrag beeinträchtige 
die polniſche Souveränität. Auch die Verhandlungen über Fragen, die ſich aus dem 
Ablauf des Genfer Abkommens ergeben, ſtoßen auf Schwierigkeiten, ſobald Minder⸗ 
heitenprobleme berührt werden (Nr. 85, 86 und 92). Anfang Juni 1937 unternimmt 
Deutſchland in Warſchau einen neuen Schritt, um ein Minderheitenabkommen zu⸗ 
ſtande zu bringen (Nr. 87, 88, 89). Dabei wird erneut klargelegt, daß „Polen als 
integrierender Beſtandteil der Geſamtregelung von 1919 einjeitige Minderheiten 
verpflichtungen übernommen hat“, auch wird die unhaltbare Lage des deutſchen 
Volkstums eingehend erläutert. Im Intereſſe des nachbarlichen Friedens iſt Deutſch⸗ 
land bereit, ſich ſtatt eines zweiſeitigen Vertrages mit einer öffentlichen, ſachlich 
übereinſtimmenden, gleichzeitigen Erklärung jeder Regierung zufrieden zu geben 
(Nr. 88). Mitten in dieſe Verhandlungen platzen — nicht zufällig — neue polniſche 
Geſetze hinein, die, am Tage nach Ablauf des Genfer Abkommens erlaſſen, in Ober- 
ſchleſien vollendete Tatſachen und Ausgangsſtellungen für den weiteren Liquidations⸗ 
prozeß gegen das deutſche Volkstum ſchaffen ſollen (Nr. 93 und 94). Schließlich 
gelingt es trotzdem, eine Einigung über den Wortlaut der Minderheitenerklärung 
zu erzielen, und der Termin der Veröffentlichung wird feſtgeſetzt (Nr. 95). Da — am 
Tage vor der geplanten Veröffentlichung — wird in Oſtoberſchleſien ein neues, 
äußerſt minderheitenfeindliches Schulgeſetz erlaſſen, ſo daß an die Publikation der 
Minderheitenerklärung nicht zu denken iſt (Nr. 96 und 97). Neue Verhandlungen 
werden notwendig, um die Auswirkung dieſes Sabotageverſuches des oberſchleſiſchen 
Woiwoden Grakynſki auszugleichen (Nr. 98 und 99). Am 5. November 1937 kommt 
es endlich doch zur Veröffentlichung der Minderheitenerklärung der beiden Regierun⸗ 
gen (Nr. 101). Der Führer empfängt polniſche Volksgruppenvertreter. Seinen herz 
lichen Worten (Nr. 102) ſteht eine kühlere Geſte des Polniſchen Staatspräſidenten 
gegenüber (Nr. 103). Immerhin ſpricht Außenminiſter Beck von dem ernſthaften 
Willen der Polniſchen Regierung, die Minderheitenerklärung zum Ausgangspunkt 
einer Aktion für die Beſſerung der Lage zu machen (Nr. 100). Was Deutſchland 
nach dieſem neuen Verſtändigungsverſuch von Polen erwartet, wird in einem Aide⸗ 
Meémoire für den Polniſchen Botſchafter zuſammengeſtellt (Nr. 104). 


VI. Nichtbeachtung der deutſch-polniſchen Minderheitenerklärung 
durch Polen 
(November 1937 bis November 1938) 
Wieder folgt der Erwartung die Enttäuſchung auf dem Fuße. Schon am 22. No- 
vember 1937 meldet das Generalkonſulat Kattowitz eine neue Bedrohungs⸗ und 


Entlaſſungswelle (Nr. 105). Krakau berichtet von deutſchfeindlichen Kundgebungen 
(Nr. 106). Der Deutſche Botſchafter muß am 11. Dezember gegenüber dem Pol - 
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niſchen Außenminiſter darauf hinweiſen, daß ſich in Oberſchleſien nichts geändert 
habe, daß dort der Kampf gegen die evangeliſche Kirche noch ſchärfer geworden ſei, 
daß die Aktionen des Weſtmarkenverbandes weitergehen und daß daher in Berlin 
ſchon das Gefühl einer gewiſſen Enttäuſchung vorhanden ſei (Nr. 109). Am 
25. Januar 1938 muß der Bruch eines Gentlemen⸗Agreements in Schulangelegen- 
heiten (Nr. 111), am 8. Februar ein Zweifel gegenüber polniſchen Zuſagen feſt⸗ 
geſtellt werden (Nr. 112). Der deutſche Senator Wiesner kann im März 1938 vor 
dem Parlament geltend machen, daß in Oberſchleſien für deutſche Arbeiter eine Ar⸗ 
beitsloſigkeit von 60 bis 80 v. H. und für deutſche Jugendliche totale Arbeitsloſigkeit 
beſtehe (Nr. 113). Auch auf dem Schulgebiet tritt keine Erleichterung ein (Nr. 114). 
Weſtverband, Preſſe und andere Faktoren der öffentlichen Meinung in Polen gehen 
nicht nur über die Minderheitenerklärung, ſondern auch über den deutſch⸗polniſchen 
Frieden hinweg. Immer neue Kundgebungen, Demonſtrationen, Hetzartikel und 
Reden (Nr. 116 und 117) beweiſen, daß das polniſche Volk nicht daran denkt, 
Deutſchland gegenüber moraliſch abzurüſten. 


VII. Der deutſch⸗polniſche Notenaustauſch über das Olſagebiet und 
das polniſche Vorgehen gegen die dortige deutſche Volksgruppe 


(Oktober 1938 bis März 1939) 


Die gleichen Erfahrungen macht Deutſchland im Olſagebiet. Dieſes Gebiet fiel 
Polen in der Auseinanderſetzung mit der Tſchecho⸗Slowakei durch die deutſche 
Freundſchaft zu. Polen quittiert unmittelbar nach der Beſetzung mit ſchärfſtem 
Terror gegen das dortige Deutſchtum wie gegen die tſchechiſche Bevölkerung (Nr. 118). 
Ein deutſcher Proteſt führt zu einer Ausdehnung der Minderheitenerklärung auf das 
Olſagebiet (Nr. 119). Trotzdem geht die Verdrängung und Entdeutſchung auf allen 
Lebensgebieten weiter; die Zahl der Flüchtlinge geht in die Tauſende (Nr. 120 
und 121). Neue Vorſtellungen (Nr. 122 und 125) bleiben erfolglos. Die deutſche 
Verluſtliſte an Arbeitsplätzen, Schulen, Grundbeſitz und Kultureinrichtungen ſteigt 
rapide an. Der Deutſche Konſul in Teſchen ſpricht von einer „groß angelegten 
schaft (r. 12. 0 die geſamte deutſche und tſchechiſche Arbeiter- und Angeſtellten⸗ 

aft“ 8 8 


VIII. Zunehmende Verſchärfung des polniſchen Vorgehens gegen die 
deutſche Volksgruppe 


(Oktober 1938 bis März 1939) 


Nach dem Übergang des Olſagebiets an Polen verſchärft ſich auch in den übrigen 
Deutſchtumsgebieten der polniſche Druck von Monat zu Monat. Der Erfolg von 
Olſa führt zu Überheblichkeit (Nr. 128) und erweckt Appetit auf weiteren, diesmal 
deutſchen Gebietszuwachs. Annexioniſtiſche Forderungen der polniſchen Verbände 
und Zeitungen werden laut (Nr. 129 und 130), die Entlaſſungen in Oberſchleſien 
ſetzen ſich in raſchem Tempo fort (Nr. 131 und 134), in den deutſchen Schulen werden 
Bücher wie Goethes „Dichtung und Wahrheit“ verboten (Nr. 133). Im Januar 1939 
ſetzen Verhaftungen ein, es kommt zu Enteignungen, die Boykottaktionen gehen 
weiter (Nr. 137, 138 und 140). Der deutſchen Bevölkerung bemächtigt ſich eine ber- 
zweifelte Stimmung (Nr. 142). Der Beſuch des Reichsaußenminiſters v. Ribbentrop 
in Warſchau und ſeine neuen Bemühungen um die deutſch⸗polniſche Verſtändigung 
blieben wirkungslos. Die Polniſche Regierung läßt die Zügel ſchleifen und iſt ſomit 
verantwortlich dafür, daß die antideutſche Welle am 24. und 25. Februar 1939 mit 
beleidigenden Demonſtrationen vor dem deutſchen Botſchaftsgebäude (Nr. 146 
und 147), mit Ausſchreitungen in Poſen (Nr. 148 und 150), in Krakau (Nr. 149) 
und anderen Städten ihren einſtweiligen Höhepunkt erreicht. Die Rufe nach Er⸗ 
oberung Danzigs und anderer deutſcher Gebiete werden immer häufiger (Nr. 151); 
Deutſchland warnt Warſchau (Nr. 152) unter Hinweis auf die Verantwortung, die 
Polen auf ſich nimmt. Der Deutſche Botſchafter v. Moltke muß feſtſtellen, daß die 
= 550 deutſch⸗polniſchen Verſtändigungsarbeit in Polen immer ſchmaler wird 
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IX. Fortſetzung der Enteignung deutſchen Grundbeſitzes in 
Nichtachtung der Minderheitenerklärung 


(Februar 1938 bis Februar 1939) 


Ein beſonderes Kapitel des Kampfes gegen das Deutſchtum iſt die Enteignung 
des deutſchen Grundbeſitzes (Nr. 156 bis 168). Trotz des Verſtändigungsabkommens 
von 1934 und der Minderheitenerklärung von 1937 geht die Enteignung unter dem 
Vorwand der Agrarreform verſchärft weiter, was zu wirtſchaftlicher Schädigung der 
geſamten Volksgruppe führt und eine neue Abwanderungsbewegung hervorruft. 
Angeſichts der Geringfügigkeit der gezahlten Entſchädigung (Nr. 159) ſtellen dieſe 
Enteignungen nur verſchleierten Raub dar. Trotz deutſcher Interventionen wächſt 
mit jeder neuen Liſte des zu enteignenden Bodens der abſolute und relative deutſche 
Bodenverluſt. Im November 1938 wird noch einmal der Verſuch gemacht, eine Be⸗ 
nachteiligung der deutſchen Minderheit wenigſtens für die Zukunft zu verhindern 
(Nr. 161). Zuſagen werden gegeben (Nr. 162), aber die neue Liſte der Enteignungen 
im Februar 1939 trifft den deutſchen Grundbeſitz noch ſtärker als im vergangenen 
Jahr (Nr. 163 und 164). 


X. Weitere deutſche Verſuche zur Verbeſſerung der Lage der deutſchen 
Volksgruppe durch deutſch-polniſche Beſprechungen 
(November 1937 bis März 1939) 


Trotzdem verſucht das Reich, in einer neuen Anſtrengung auf dem Verhandlungs⸗ 
wege zu einer Verbeſſerung der Lage des Deutſchtums zu kommen. Schon im No- 
vember 1937 regt es wiederkehrende Ausſprachen zwiſchen Vertretern beider Staaten 
über Minderheitenfragen an (Nr. 169), Eine polniſche Antwort bleibt aus. Im Mai 
1938 wird der Vorſchlag wiederholt (Nr. 170), Am 9. Juli wird auf Weiſung des 
Reichsaußenminiſters (Nr. 171) zum drittenmal der Verſuch gemacht, Polen zu regel⸗ 
mäßigen Beſprechungen von Minderheitenfragen im Geiſte der Erklärung von 1937 
zu bewegen (Nr. 172). Durch dilatoriſches Verhalten (Nr. 173 und 174) zögert Polen 
die im November 1937 angeregten Beſprechungen hinaus; erſt bei dem Beſuch des 
Reichsaußenminiſters in Warſchau am 26. Januar 1939 wird der Beginn der Tagung 
endgültig zugeſagt (Nr. 202), die ſchließlich am 27. Februar ihren Anfang nimmt 
(Nr. 175). Polen führt dieſe Beſprechungen dann in einem ſo negativen Geiſt 
(Nr. 176), daß ſich die deutſche Vertretung beim Abſchluß am 29. März zu der Feſt⸗ 
ſtellung gezwungen ſieht: „Die Polen denken nicht daran, ihre Politik gegenüber 
der deutſchen Volksgruppe irgendwie zu ändern. Sie mögen auf weniger wichtigen 
Gebieten zu kleinen Zugeſtändniſſen bereit ſein, in den das Leben der deutſchen 
Volksgruppe berührenden Fragen ſind ſie jedoch beſtrebt, ihre bisherige Ent⸗ 
deutſchungspolitik mit allem Nachdruck fortzuſetzen“ (Nr. 178). Mit dieſer Sabotage 
905 ade deutſchen Verſuche ſchließt ein langes, enttäuſchendes Verſtändi⸗ 

itel ab. 


XI. Zur Lage in Danzig 
(1933 bis 1939) 


In die deutſch⸗polniſche Verſtändigung war auch Danzig einbezogen worden. Durch 
direkte Ausſprache und Bereinigung vorhandener Schwierigkeiten wollte Danzig 
ebenfalls dazu beitragen, das deutſch⸗polniſche Verhältnis von Grund auf zu beſſern. 
Am 5. Auguſt 1933 kam es auf Danziger Initiative zu verſchiedenen Übereinkommen, 
die langjährige Streitfragen regeln ſollten (Nr. 179). Trotzdem gehen die Poloni- 
ſierungsverſuche weiter (Nr. 180). Am 6. Auguſt 1934 werden Abmachungen über 
Wirtſchafts⸗ und Zollfragen unterzeichnet (Nr. 181). Polen hält jedoch an ſeinen 
Erpanfiondbeftrebungen feſt. Ihnen ſollen die Militariſierung von 17 polniſchen 
Vereinen und Verbänden in Danzig (Nr. 182) und die Maſſenkündigung deutſch⸗ 
ſtämmiger Danziger Eiſenbahner (Nr. 183, 184 und 186) dienen. Ende Juli 1935 
führt ein polniſcher Verſuch, durch eine rechtswidrige Zollverordnung die wirtſchaft⸗ 
lichen Lebensgrundlagen des Danziger Hafens anzugreifen, zu einem ernſten Kon⸗ 
flikt (Nr. 185). Im Juli 1936 finden in Warſchau große Demonſtrationen gegen 
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Danzig ſtatt, an denen ſich auch regierungsfreundliche Verbände beteiligen; in 
Maueranſchlägen wird verlangt, Polen in der deutſchen Stadt „Mit- Hausherren 
rechte“ zu verſchaffen (Nr. 187). In Danzig kommt es zu Beleidigungen des Reichs 
und ſeiner Hoheitszeichen durch Mitglieder der polniſchen Kolonie (Nr. 190). Im 
Auguſt 1938 geht eine antideutſche Propagandawelle durch ganz Polen. Danzig ge- 
hört zu ihren wichtigſten Agitationsthemen. Der Ton iſt auf aufreizende Hetze und 
annektioniſtiſche Forderungen abgeſtellt (Nr. 193). Der Senatspräſident proteſtiert 
beim Vertreter Polens in Danzig, der ſeinerſeits in einer polniſchen Kundgebung 
auf Danziger Gebiet die Polen aufgefordert hatte, in der Hoffnung zu leben, „daß 
fie in Danzig in kürzeſter Zeit auf polniſchem Boden wohnen würden“ (Nr. 192). 
Der Kampf gegen Danzig wird auf allen Lebensgebieten, vor allem auch wirtſchaft⸗ 
lich geführt (Nr. 191). Immer wieder wird die Annexion Danzigs durch Polen ge- 
fordert oder angekündigt (Nr. 194 und 195). Auseinanderſetzungen zwiſchen deut 
ſchen und polniſchen Studenten werden in Warſchauer Kreiſen als Anlaß angeſehen, 
„eine militäriſche Aktion gegen Danzig herbeizuführen“ (Nr. 196). 


XII. Deutſche Bemühungen um eine gütliche Löſung der Danzig 
und Korridorfrage 
(Oktober 1938 bis Mai 1939) 


Der zwölfte Abſchnitt des Teiles B des erſten Kapitels bietet mit den Dofumen- 
ten Nr. 197 bis 216 die wichtigſten Beweisſtücke für die Aufrichtigkeit 
und die Mäßigung, mit der Deutſchland trotz aller Rückſchläge zu 
einer endgültigen, für beide Teile ehrenvollen Löſung des deutſch— 
polniſchen Grundproblems, der Danzig⸗ und Korridorfrage zu kom⸗ 
men verſuchte. Daß beide Fragen gelöſt werden mußten, ergab ſich aus der all- 
gemeinen Zuſpitzung des deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes und des Volkstums⸗ 
problems. Es iſt von entſcheidender Bedeutung, daß Deutſchland die Löſung nicht 
gegen, ſondern mit Polen auf dem Fundament der 1934 eingeleiteten Verſtändigung 
ſuchte und ſeine Forderungen auf ein Mindeſtmaß herabſetzte. Am 24. Oktober 
1938 entwickelte Reichsaußenminiſter v. Ribbentrop dem Polniſchen Botſchafter zum 
erſtenmal die deutſchen Vorſchläge, ihren Sinn und ihre „Tragweite (Nr. 197). Sie 
haben ſich in ihrer Subſtanz niemals geändert. Für die Rückkehr Danzigs zum Reich 
und eine exterritoriale Auto- und Eiſenbahnverbindung durch den Korridor, der eine 
ähnliche Verbindung Polens auf Danziger Gebiet entſprechen ſollte, bot Deutſchland 
Polen eine endgültige Anerkennung und Garantie ſeiner Grenzen, d. h. alſo den Ver- 
zicht auf die Rückgliederung der übrigen abgetrennten Gebiete. Der Zeitpunkt war gut 
gewählt: Polen hatte mit deutſcher Hilfe das Olſagebiet gewonnen und betrieb die 
Verwirklichung einer gemeinſamen polniſch⸗ungariſchen Grenze. Botſchafter Lipfki 
bemühte ſich dabei um die Unterſtützung Deutſchlands. Am 19. November 1938 brachte 
Lipſki eine teils ausweichende, teils hinhaltende Antwort (Nr. 198), die mit inner- 
politiſchen Schwierigkeiten begründet wurde. Weder dieſe Antwort, bei deren Ent⸗ 
gegennahme der Reichsaußenminiſter zum zweitenmal die deutſchen Vorſchläge dar- 
legte, noch das Geſpräch Becks mit dem Deutſchen Botſchafter am 14. Dezember 
(Nr. 199) verriet auf polniſcher Seite ein Gefühl des Bedrohtſeins. Die dritte 
Unterredung in dieſer Angelegenheit fand am 5. Januar 1939 zwiſchen dem Führer 
und Außenminiſter Beck ſtatt (Nr. 200). Der Führer entwickelte den großen freund⸗ 
ſchaftlichen Rahmen, in dem er ſich künftig das deutſch⸗polniſche Verhältnis und die 
Regelung der Danzig⸗ und Korridorfrage dächte. Es war eine Regelung, bei der auch 
Polen gewann und die jede Bedrohung ausſchloß. Auch diesmal wich Beck aus, er- 
klärte ſich aber bereit, „das Problem gern einmal in Ruhe zu überlegen“. Am 
nächſten Tage wurde in einer Begegnung zwiſchen Beck und dem Reichsaußen⸗ 
miniſter der gleiche Gegenſtand zum viertenmal eingehend durchgeſprochen (Nr. 201); 
das Thema wurde zum fünftenmal in einer Unterhaltung in Warſchau anläßlich des 
Beſuchs des Reichsaußenminiſters am 26. Januar 1939 erörtert (Nr. 202). Beck ver⸗ 
ſprach wiederum eine reifliche Prüfung der Frage. Zwiſchen dem Geſpräch in 
Warſchau und der ſechſten Unterredung, am 21. März 1939 (Nr. 203), liegt der Zer⸗ 
fall der Tſchecho⸗Slowakei, der Polen die gewünſchte gemeinſame Grenze mit Ungarn 
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brachte und damit die Gefahr eines „ukrainiſchen Piemont“ für Polen beſeitigte. 
Der Reichsaußenminiſter konnte auch die neue polniſche Sorge wegen der Slowakei 
ſofort durch die Ausſicht auf eine Teilnahme Polens an der Garantierung des ſlo⸗ 
wakiſchen Staates beſeitigen, vorausgeſetzt, daß das deutſch⸗polniſche Verhältnis eine 
befriedigende Entwicklung nehme. Deutſchland hatte zwar Urſache, infolge neuer 
deutſchfeindlicher Demonſtrationen, ſcharfer Preſſeangriffe und neuer Maßnahmen 
gegen die deutſche Volksgruppe mißtrauiſch zu ſein. Trotzdem trug der Reichsaußen⸗ 
miniſter nur die alten, maßvollen Forderungen vor und erbat ihre Verwirklichung 
auf freundſchaftlichem Wege innerhalb einer Dauerregelung des deutſch⸗polniſchen 
Verhältniſſes. Gleichzeitig ließ er dem Polniſchen Außenminiſter ſagen, er würde 
ſich freuen, wenn Beck ihm demnächſt in Berlin einen Beſuch abſtatten würde. Polen 
war von den deutſchen Wünſchen ſeit einem halben Jahr unterrichtet. Es konnte ſich 
am 21. März weder überraſcht noch bedroht fühlen. . 

Die erſte Antwort Polens beſtand in einer Teilmobiliſierung am 23. März und 
Truppenzuſammenziehungen bei Danzig (Nr. 204, 205 und 207). Die Militärs ge- 
wannen ſteigenden Einfluß auf die Außenpolitik. England hatte ſich bereits ein- 
geſchaltet (Nr. 206). Polen konnte darauf rechnen, daß es in der engliſchen Ein- 
kreiſungspolitik, die mit dem 17. März offene Formen angenommen hatte, eine ent« 
ſcheidende Rolle ſpielen werde und feinen Preis ſtellen konnte, wie im einzelnen 
aus dem zweiten Kapitel erſichtlich iſt. Die zweite Antwort Polens, das Nein vom 
26. März 1939 (Nr. 208, Anlage) wurde alſo unter dem Eindruck der engliſchen 
Rückendeckung ausgeſprochen. Reichsaußenminiſter v. Ribbentrop mußte feſtſtellen, 
daß das Memorandum der Polniſchen Regierung keine Baſis für die deutſch⸗polniſche 
Löſung bieten konnte. Der Polniſche Botschafter drohte, jegliche weitere Verfolgung 
dieſer Pläne, vor allem hinſichtlich Danzigs, bedeute den Krieg. Der Reichsaußen⸗ 
miniſter ließ ſich bei allem Ernſt der Lage durch dieſe polniſche Herausforderung 
nicht aus der Geduld bringen, ſondern legte der Polniſchen Regierung zum ſiebenten⸗ 
mal nahe, nach Beruhigung der Situation den deutſchen Vorſchlag doch noch zu er⸗ 
wägen (Nr. 208). Die dritte Antwort Polens waren neue antideutſche Ausſchreitun⸗ 
gen in Bromberg, die Entfeſſelung der polniſchen Preſſe (Nr. 209) und die Ent⸗ 
fachung einer allgemeinen Kriegsſtimmung, durch die das polniſche Volk kriegsreif 
gemacht werden ſollte. Ein Bericht des Deutſchen Botſchafters vom 28. März 1939 
ſtellte bereits feſt, daß in Warſchau „eine Selbſtſicherheit und Überſchätzung“ um ſich 
greife, die „im Hinblick auf den polniſchen Nationalcharakter eine Gefahr ſei“. Der 
Vizekriegsminiſter ſelbſt verbreitete die Anſicht von der Überlegenheit der polniſchen 
Armee über Deutſchland (Nr. 210). Außenminiſter Beck wurde immer mehr zum 
Gefangenen des polniſchen Chauvinismus, dem er ſich unter Preisgabe ſeiner 
eigenen Politik unterwarf (Nr. 216). Er hielt es am 29. März für richtig, dem Deut⸗ 
ſchen Botſchafter mit dem casus belli zu drohen, wenn Deutſchland oder der Danziger 
Senat das Statut der Freien Stadt Danzig abändere (Nr. 211). Statt nach Berlin 
fuhr er nach London, um dort den engliſchen Garantiepakt zu akzeptieren. Damit war 
ein Kapitel langmütiger deutſcher Bemühungen um den deutſch-polniſchen Ausgleich 
abgeſchloſſen. Polen hatte endgültig für die Einkreiſungspolitik gegen Deutſchland 
optiert. Es kehrte damit auch äußerlich zu der Erbfeindpolitik des Jahres 1919 zu⸗ 
rück, die es innerlich nie aufgegeben hatte. Es hatte das Abkommen von 1934 zer- 
ſtört, das die Gewaltanwendung zwiſchen den beiden Staaten ausſchloß, und ver⸗ 
pflichtete ſich zur Gewaltanwendung gegen Deutſchland ſelbſt dann, wenn ſeine 
Intereſſen überhaupt nicht berührt waren (Nr. 213). In der Reichstagsrede vom 
28. April (Nr. 214) und im Memorandum der Deutſchen Regierung vom gleichen 
Tage (Nr. 213) zog der Führer einen Strich unter ſechs Jahre ehrlichen, geduldigen 
Bemühens um die polniſche Freundſchaft, ſtreckte jedoch ſelbſt in dieſem ernſten 
Augenblick Polen noch einmal die Hand entgegen und erklärte ſich für Deutſchland 
zu einer neuen vertraglichen Regelung bereit. Polen hat davon keinen Gebrauch ge⸗ 
macht, ſondern mit der hochfahrenden Rede Becks vom 5. Mai, mit einer Steigerung 
der antideutſchen Hetze und mit einer nicht mehr abreißenden Kette von Reden und 
Preſſeſtimmen geantwortet, in denen weiteres deutſches Volks- und Reichsgebiet für 
Polen gefordert wurde. Von maßgebender polniſcher Seite wurde beſtätigt, daß Beck 
nicht nur der Gefangene des polniſchen Chauvinismus, ſondern auch der engliſchen 
Bemühungen geworden war (Nr. 216). 
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Bweites Kapitel 
Die engliſche Kriegspolitik 


A. Britiſche Aufrüſtung und Hetze gegen Deutſchland 
(September 1938 bis Juli 1939) 


Das deutſch⸗polniſche Problem war durch die Vernachläſſigung während 20 Jahren 
und die polniſche Überheblichkeit zur kritiſchſten Frage der europäiſchen Politik ge ⸗ 
worden. Es ſtellte für denjenigen, der einen Kriegsanlaß ſuchte, jederzeit die ge⸗ 
wünſchte Möglichkeit zur Verfügung. Es war England, das im Rahmen ſeiner 
Einkreiſungspolitik den europäiſchen Horizont nach ſolchen Möglichkeiten abſuchte 
und in den Märztagen 1939 mit dem polniſchen Chauvinismus den Kontakt her ⸗ 
ſtellte. Die deutſch⸗engliſchen Beziehungen ſchienen in der gemeinſamen Erklärung 
von München (Nr. 217) eine Wendung zum beſſeren erreicht zu haben. Es waren 
ihr viele Jahre einſeitiger deutſcher Bemühungen um die engliſche Freundſchaft 
vorangegangen. Die Verſtändigung mit England gehörte zum außenpolitiſchen Pro. 
gramm des Nationalſozialismus. Der Flottenvertrag von 1985 ſollte die Sicherheit 
dafür bieten, daß die beiden Reiche unter gegenſeitiger Reſpektierung ihrer Lebens. 
intereſſen nicht wieder die Klingen kreuzen würden. Die Münchener Erklärung 
ſollte dieſe Gewißheit friedlicher deutſch-engliſcher Beziehungen zu einer endgültigen 
machen. Um ſo größer war die Enttäuſchung, als Chamberlain drei Tage nach der 
Münchener Erklärung im Unterhaus die Aufrüſtung um jeden Preis proklamierte 
(Nr. 218). Dieſe Tatſache und die Haltung der engliſchen Oppoſition zwangen den 
Führer, in der Saarbrücker Rede (Nr. 219) ſein Volk vor Vertrauensſeligkeit zu 
warnen und auf die Möglichkeit hinzuweiſen, daß jederzeit die Kriegspartei Edens, 
Churchills und Coopers zur Macht kommen könne. Die Entwicklung hat ihm recht 
gegeben. Schon lange vor der tſchecho⸗ſlowakiſchen Spannung war Deutſchland in 
England dazu mißbraucht worden, das engliſche Publikum rüſtungswillig zu machen. 
Nach München wurde dieſer Prozeß raſch vorangetrieben. Der Engliſche Kriegs⸗ 
miniſter verkündete ſchon am 10. Oktober 1938 die bevorſtehende weſentliche Ver 
ſtärkung und Moderniſierung der Territorialarmee (Nr. 220). Gleichzeitig trieb 
England den franzöſiſchen Verbündeten zu weiteren Rüſtungsanſtrengungen, vor 
allem in der Luft, an (Nr. 221). Es folgten die Vorbereitungen für die Anlegung 
eines Nationalregiſters für den freiwilligen Hilfs⸗ und Kriegsdienſt (Nr. 222). 
Churchill durfte in einer Rundfunkanſprache für die Vereinigten Staaten (Nr. 223) 
in ähnlicher Weiſe gegen Deutſchland hetzen wie Duff Cooper in Paris (Nr. 232) 
und forderte die allgemeine Wehrpflicht. Der Führer warnte in einer Rede in 
Weimar im 6. November (Nr. 224) aufs neue vor den engliſchen Kreiſen, auf deren 
Programm die „Vernichtung Deutſchlands und Italiens“ ſtehe. Auch der Reichs 
außenminiſter machte vor der ausländiſchen Preſſe auf die Weltgefahr der Kriegs⸗ 
hetzer in den weſtlichen Demokratien aufmerkſam (Nr. 225). Mitte November wurde 
die kanadiſche Induſtrie erfolgreich in das engliſche Luftrüſtungsprogramm ein⸗ 
gebaut (Nr. 226) und bei einem Beſuch von Chamberlain und Halifax in Paris 
Frankreich zur Vermehrung der offenſiven Luftwaffe gedrängt, engliſcherſeits aber 
die Entſendung eines ſtarken Expeditionskorps zugeſagt (Nr. 227 und 228). Am 
30. November 1938 folgte die handelspolitiſche Kampfanſage Englands an Deutſch⸗ 
land in Südoſt⸗ und Mitteleuropa (Nr. 229). Am 7. Dezember hielt es der Eng- 
liſche Staatsſekretär für Kolonien für notwendig, das Dokument von München 
durch ein unmotiviertes Nein in der Kolonial- und Mandatsfrage zu entwerten 
und Deutſchland auf dieſem Gebiet den Weg des Verhandelns zu verſperren 
(Nr. 231). Nebenher ging die von der Engliſchen Regierung geduldete Preſſehetze 
gegen das Reich, Beleidigungen des Führers (Nr. 233), die Vergiftung der Atmo- 
ſphäre durch Falſchmeldungen (Nr. 230) und die wachſende Bearbeitung der Öffent- 
lichkeit durch die engliſche Kriegspartei, der Chamberlain nun auch ſchon in der 
Offentlichkeit Konzeſſionen machte (Nr. 234). Wie die Anſprache des Führers beim 
Neujahrsempfang am 12. Januar 1939 (Nr. 235) beweiſt, ließ ſich Deutſchland trotz ⸗ 
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dem von der Hoffnung auf Frieden und Verſtändnis bei England und Frankreich 
nicht zurückſchrecken. England beantwortete dieſe Bereitſchaft mit der Einführung 
des „freiwilligen nationalen Dienſtes“, der es „für den Krieg bereit machen ſollte 
(Nr. 237), und mit geſteigerten Bemühungen, die engliſche Nation kriegsreif zu 
machen. Friedensanſtrengungen des Führers wurden in der engliſchen Preſſe unter ⸗ 
ſchlagen (Nr. 238). Noch ehe die tſchechiſche Ausrede vorgebracht werden konnte, 
fühlte ſich Chamberlain vor der Geſchichte berufen, gegenüber dem Deutſchland 
Adolf Hitlers die gleiche Rolle zu ſpielen wie der jüngere Pitt gegenüber Napoleon 
(Nr. 240). Der Führer ſah ſich am 30. Januar veranlaßt, im Reichstag aufs neue 
auf die Kriegspartei in England hinzuweiſen und das deutſche Volk darauf auf 
merkſam zu machen, daß dieſe „unter allen Umſtänden einen Krieg vom Zaune 
brechen wolle“ (Nr. 241). Rüſtung und Hetze gingen in England Hand in Hand. 
Man rühmte ſich der überwältigenden Zahlen der Aufrüſtung (Nr. 242). Schon 
Mitte Februar 1939 machte England völkerrechtlich das Schußfeld für den Wirt⸗ 
ſchaftskrieg frei, indem es die Genfer Generalakte kündigte, ſoweit fie für Kriegs 
zeiten verbindlich war (Nr. 244). Es entzog ſich damit in dem geplanten Krieg 
jedem Schiedsgerichtsverfahren bei Streitigkeiten mit den Neutralen. Das war eine 
ausgeſprochene Kriegsvorbereitungsmaßnahme. Die Kriegslüſternheit Englands war 
in der ganzen Welt zu ſpüren. Engliſche Vertretungen im Ausland entwickelten ſich 
zum „Herd der Kriegspſychoſe“. Eden, Churchill und Duff Cooper galten als die 
eigentlichen Vertreter und künftigen Führer der Nation (Nr. 245). Am 8. März 
rühmte der Engliſche Kriegsminiſter die Größe und Schlagkraft der Armee, die er 
auf den europäiſchen Kontinent ſchicken könne (Nr. 246). 
Die Neuordnung im tſchechiſchen Raum gab den Vorwand für eine Verdoppelung 
der engliſchen Kriegsvorbereitungen und der antideutſchen Hetze. Duff Cooper 
konnte den Führer in offener Sitzung des Unterhauſes beleidigen. Lord Halifax 
deckte dieſe Beleidigungen gegenüber dem Deutſchen Botſchafter (Nr. 247). Am 
29. März verkündete Chamberlain die Verdoppelung der auf Kriegsſtärke gebrachten 
territorialen Feldarmee (Nr. 248). Am 20. April wurde das Geſetz zur Errichtung 
des Verſorgungsminiſteriums, der wehrwirtſchaftlichen Zentrale der Kriegsvorbe 
reitungen, angekündigt (Nr. 250). Die engliſche Offentlichkeit wurde durch Reden, 
Nachrichten und amtliche Geſten (Nr. 249) in Nerboſität und Kriegsſtimmung ge 
halten. Am 26. April führte England die allgemeine Militärdienſtpflicht ein (Nr. 251) 
Die Begründung ſprach „von dem Wandel in der öffentlichen Meinung, der ſich 
ſeit ſchon erheblicher Zeit ſtetig entwickelt habe“, und von den „neuen Verpflichtun. 
gen, die Großbritannien vor kurzem in Europa eingegangen ſei“. Beide Voraus⸗ 
ſetzungen ſind von der Engliſchen Regierung planmäßig geſchaffen worden, um die 
Militärdienſtpflicht in der öffentlichen Meinung durchſetzen zu können. Ein Bericht 
des Deutſchen Botſchafters v. Dirkſen vom 10. Juli 1939 (Nr. 252) faßt zuſammen, 
was in England getan wird, um den „Begriff Krieg zum Mittelpunkt des Denkens 
und der Geſpräche“ zu machen. Am 28. Juli gab der Innenminiſter Sir Samuel 
ga De 8 55 f A e e für den Notfall 
bekannt und definierte den Ausdruck Notfall mit dem Satz: „Ich meine den tat⸗ 
ſächlichen Krieg“ (Nr. 254). N 


B. Die britiſche Haltung zur tſchechiſchen Frage 
(November 1938 bis April 1939) 


In der Begründung der britiſchen Einkreiſungspolitik hat die tſchechiſche Frage 
eine wichtige Rolle geſpielt. Deutſchland wurde der Vorwurf gemacht, die Kae 
Slowakei mit Gewalt zerſchlagen und die Konſultationspflicht gegenüber England 
verletzt zu haben. Dieſen Behauptungen ſtehen amtliche engliſche Feſtſtellungen 
entgegen, wie aus den Dokumenten Nr. 255 bis 266 hervorgeht. Chamberlain ſelbſt 
bekannte ſich in einer Erklärung im Unterhaus zur Wandelbarkeit der Grenzen von 
Verſailles (Nr. 255). Die engliſche Garantie für die Tſchecho⸗Slowakei könnte daher 
auch keine „Kriſtalliſation der Grenze“ bedeuten (Nr. 256). Am 14. März, dem Tag, 
da die Tſchecho⸗Slowakei auseinanderbrach, gab Chamberlain im Unterhaus zu, 
daß ein unprovozierter Angriff auf die Tſchecho⸗Slowakei nicht ſtattgefunden hatte 
(Nr. 257). Am 15. März, d. h. nach der Unterzeichnung des deutſch⸗tſchechiſchen Ab⸗ 
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kommens, erklärte Chamberlain im Unterhaus, daß die engliſche Garantie 
für die Tſchecho-Slowakei nicht zur Anwendung kommen könne, weil 
„der Staat, deſſen Grenzen wir zu garantieren beabſichtigen, von 
innen her zerbrach und ſo ſein Ende fand. Seiner Majeſtät Regierung 
kann ſich infolgedeſſen nicht mehr länger an dieſe Verpflichtung gebunden halten“ 
(Nr. 259). Dieſe amtliche engliſche Feſtſtellung deckt ſich nicht nur mit der deutſchen 
Auffaſſung, ſondern auch mit der hiſtoriſchen Tatſache, daß am 14. März mittags 
gegen 13 Uhr durch die Unabhängigkeitsproklamation des jlomwafifchen Landtags 
die Tſchecho⸗Slowakei bereits auseinandergebrochen war. 

In dieſem Augenblick ſetzte die engliſche Kriegspartei zum Gegenſtoß an und be⸗ 
hielt die Oberhand. Die Deutſche Botſchaft in London meldete am 17. aus amtlichen 
und parlamentariſchen Kreiſen eine plötzliche Verſteifung (Nr. 261). Chamberlain 
warf ſeine eigene Politik über Bord und kapitulierte vor der Oppoſition, die von 
nun an, im Einvernehmen mit der Bürokratie des Foreign Office, die außenpoli⸗ 
tiſche Führung übernahm (Nr. 263). So kam es zu der engliſchen Demarche in 
Berlin (Nr. 262) und zu dem Vorwurf, Deutſchland habe feine Münchener Unter- 
ſchrift verleugnet. Auch dieſer Vorwurf iſt ad hoc zu beſonderem Gebrauch kon⸗ 
ſtruiert worden. Denn aus den Dokumenten Nr. 264 und 265 geht hervor, daß 
England noch am 23. März in dem deutſchen Vorgehen keinen Verſtoß 
gegen die Konſultationsabrede von München ſah. Auf Anfrage im Un⸗ 
terhaus, welche Vorſtellungen man in Berlin wegen des Umſtandes erhoben habe, 
daß die Deutſche Regierung die in München verſprochene Konſultation mit der 
Engliſchen Regierung nicht vorgenommen habe, erwiderte Unterſtaatsſekretär Butler: 
„Meines Wiſſens enthielt das erwähnte Communiqué keine der⸗ 
artige Erklärung. Der zweite Teil der Frage erledigt ſich damit.“ Der 
Führer konnte daher mit Recht im Reichstag am 28. April den Vorwurf zurückweiſen, 
die Münchener Abreden nicht eingehalten zu haben (Nr. 266). Das Münchener Ab⸗ 
kommen, in dem ein feierlicher Kriegsverzicht niedergelegt war, iſt vielmehr in dem 
Augenblick durch England gebrochen worden, als es Deutſchland den Krieg erklärte. 


C. Die britiſche Einkreiſungspolitik ſeit Februar 1939 


Der nächſte Abſchnitt behandelt von Nr. 267 bis 324 die britiſche Einkreiſungs⸗ 
politik ſeit Februar 1989, die für die Beurteilung der Kriegsurſachen von entſchei⸗ 
dender Bedeutung iſt. Denn erſt durch die Verkoppelung des polniſchen Komplexes 
mit der britiſchen Einkreiſung wurden relativ einfache Fragen, wie Danzig und 
Korridor, mit jenem Dynamit geladen, der den Frieden zunächſt in Oſt⸗ und dann 
in Weſteuropa in die Luft ſprengen mußte. Die Engliſche Regierung, die ſich ſchon 
vorher moraliſch der Oppoſition unterworfen hatte, betrieb nunmehr auch öffentlich 
die Außenpolitik jener Männer, deren eingeſtandenes Ziel die Vernichtung des 
Großdeutſchen Reiches war. Noch ehe es den tſchechiſchen Vorwand gab, hatten Eng ⸗ 
land und Frankreich öffentliche Erklärungen abgegeben, daß ſie ſich im Falle eines 
Krieges mit allen Streitkräften zu Hilfe eilen würden (Nr. 267). Die öffentlichen 
Bekundungen der engliſch⸗franzöſiſchen Solidarität und „eine bemerkenswerte eng ⸗ 
liſche Aktivität in Polen“ beſtärkten bereits im Februar gewiſſe polniſche Abſichten 
zeiner allmählichen Verſchlechterung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen“ (Nr. 268). 
In Birmingham, zwei Tage nach Prag, blies Chamberlain die Angriffsfanfare gegen 
Deutſchland und kündigte öffentlich die Einkreiſung an: Nicht nur die Dominions 
und Frankreich, fondern auch andere Mächte würden den Wunſch haben, ſich mit Eng⸗ 
land zu konſultieren (Nr. 269). Unverantwortlich in die Welt geſetzte völlig un⸗ 
ſinnige Gerüchte über ein deutſches Ultimatum an Rumänien wurden begierig auf⸗ 
gegriffen (Nr. 270), um dieſen Staat für ſchutzbedürftig zu erklären. In den vor⸗ 
angegangenen Unterhausdebatten war von der Oppoſition wie von der Regierungs⸗ 
partei bereits die ganze Liſte der für die Einkreiſung zu gewinnenden Staaten, 
einſchließlich Polens, aufgeſtellt worden. Lord Halifax erklärte am 20. März im 
Oberhaus, daß die Regierung Erwägungen darüber anſtelle, „ob nicht zwecks gegen 
ſeitiger Unterſtützung die Übernahme ausgedehnter gegenſeitiger Verpflichtungen 
geboten erſcheine“, und teilte mit, daß England keine Zeit verſäumt habe, um „mit 
anderen Regierungen in enge und praktiſche Konſultation zu treten“ (Nr. 271). 
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Daß dazu in erfter Linie Polen gehörte, belegen die Berichte des Deutſchen Ge⸗ 
es in London vom 20. und 22. März (Nr. 272 und 274). Am 24. März 
berichtete auch der Deutſche Botſchafter in Warſchau von wiederholten Beſuchen des 
Engliſchen Botſchafters im Polniſchen Außenminiſterium während der letzten Tage 
(Nr. 206). Polen wußte demnach bereits, als es, am 21. März vom Reichsaußen -; 
miniſter noch einmal mit der Danzig- und Korridorfrage befaßt, am 
26. März ſeine ablehnende Antwort erteilte, daß es die Garantie 
Englands und der zu ſchaffenden Koalition hinter ſich haben werde. 
Das polniſche Nein iſt daher in erſter Linie von England zu verantworten. 

Zur Erzeugung der geeigneten Atmoſphäre wurden überdies Hetzmeldungen über 
deutſche Angriffsabſichten gegen kleine Staaten lanciert, z. B. auch gegen Norwegen 
(Nr. 273). Die bel Bund der Sowjetunion ſtand von Anfang an auf der Tages⸗ 
ordnung (Nr. 274). Über den Kopf Hollands und der Schweiz hinweg wurden auch 
dieſe Länder für ſchutzbedürftig erklärt (Nr. 276 und 311). Im Bewußtſein, daß 
England ſeiner bedurfte, ſteigerte dann Polen ſeine Bedingungen bis zu jenem 
Blankoſcheck vom 31. März 1989 (Nr. 206, 277 und 279). Die polniſche Antwort an 
Deutſchland vom 26. März war daher nicht nur von der polniſchen Anmaßung, jon- 
dern hauptſächlich auch von der britiſchen Abſicht diktiert, Polen zum entſcheidenden 
Faktor der Einkreiſungspolitik zu machen. Mit dieſer Garantie wurde, wie ſelbſt 
Duff Cooper damals ſchrieb, das Schickſal des engliſchen Empire, die Frage von 
Krieg und Frieden „einer Handvoll unbekannter Leute in Polen anvertraut“. Der 
Führer erteilte in Wilhelmshaven die erſte warnende Antwort: Deutſchland werde 
nicht den ſchweren Fehler wiederholen, „die Einkreiſung zu ſehen und ſich ihrer 
nicht beizeiten zu erwehren“ (Nr. 281). Daß ſich England des grundſätzlichen Wan- 
dels ſeiner Politik und des Riſikos, das es mit dem polniſchen Freibrief übernahm, 
bewußt war, ergibt ſich aus den Reden Chamberlains und Simons vom 3. April 
(Nr. 283 und 284). Die Verpflichtungen, „Krieg zu führen“, waren abſichtlich dort 
eingegangen worden, wo ſie England als Vorwand für die Kontrolle Oſt⸗ und 
Mitteleuropas und für die Auslöſung eines Präventibpkrieges brauchte. Die mili⸗ 
täriſche Ausführung und Anpaſſung ging mit der Arbeit der diplomatiſchen Ein ⸗ 
kreiſung Hand in Hand (Nr. 285). Am 6. April wurde beim Beſuch Becks in London 
die Umwandlung der einfeitigen Garantie Polens vom 31. März in eine zweiſeitige 
bekanntgegeben (Nr. 286). Noch einmal wurde in vollem Bewußtſein der Tragweite 
die Entſcheidung über Krieg und Frieden bedingungslos in die Hand Polens gelegt. 
Am 13. April wurde die Einkreiſung auch auf den italieniſchen Achſenpartner aus⸗ 
gedehnt, neben Rumänien auch Griechenland eine einſeitige Garantie gegeben und 
gleichzeitig die Verbindung mit der Türkei hergeſtellt (Nr. 288). Die Kriegspartei 
war mit dieſem Kurs zufrieden (Nr. 289). Die Bemühungen um die Sowjetunion, 
ohne die man ſich damals einen Erfolg der Einkreiſung nicht vorſtellen konnte, 
nahmen ihren Fortgang und wurden intenſiviert (Nr. 290). Das rumäniſch⸗polniſche 
Bündnis ſollte auch gegen Deutſchland ſpielen (Nr. 291). Gegenüber Deutſchland 
wurde offiziell dieſe Politik mit Friedensverſicherungen zu tarnen geſucht (Nr. 293). 
Nach der Einführung der Kriegsdienſtpflicht in England war kein Zweifel mehr 
über die Ziele dieſer Politik erlaubt. Der Führer ſah ſich daher am 28. April zu 
dem Memorandum an England (Nr. 294) und zu ſeiner Rede im Reichstag (Nr. 295) 
gezwungen, in denen er aus der engliſchen Einkreiſungspolitik die Folgerungen zog 
und feſtſtellte, daß die Engliſche Regierung „einen Krieg Englands gegen Deutſch 
land nicht mehr als eine Unmöglichkeit, ſondern im Gegenteil als ein Hauptproblem 
der engliſchen Außenpolitik anſieht“ und „einfeitig dem Flottenabkommen die Grund- 
lage entzogen und dieſes außer Kraft geſetzt hat“. Vorausſetzung des Flottenabkom 
mens war die Reſpektierung der gegenſeitigen Lebensintereſſen geweſen. Der Füh⸗ 
rer war auch jetzt noch zur Verſtändigung bereit und ließ die Tür „für neue Ver⸗ 
handlungen“ offen. In den Reihen der engliſchen Kriegspartei war man verärgert, 
„daß die Rede nicht kriegeriſchen Charakter gehabt habe“ (Nr. 296). 

England jedoch tat auch jetzt nichts, um die polniſche Frage durch Einwirkung in 
Warſchau zu entſpannen und zwiſchen Polen und Deutſchland einen Kontakt her⸗ 
zuſtellen. Im Gegenteil, die engliſche Ermutigung der polniſchen Überheblichkeit war 
ſofort zu ſpüren (Nr. 298). Man ſprach zwar davon, daß die Frage Danzig und 
Korridor bereinigt werden könnte und müßte (Nr. 299), aber man ließ volle vier 
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Monate verftreihen, ohne Polen zu veranlaſſen, das Verhandlungsangebot des 
Führers vom 28. April anzunehmen. Am 12. Mai wurde die Einkreiſungspolitik 
gegen die Achſe mit der engliſch⸗türkiſchen Garantieerklärung weiter vorwärts ge⸗ 
trieben (Nr. 301), am 19. Mai durch Chamberlain erklärt, daß die Einkreiſungs⸗ 
front durch endgültige Verträge mit den garantierten Staaten befeſtigt und durch 
neue Abmachungen mit weiteren Mächten ergänzt werden müßte (Nr. 303). Die 
ſtärkſten Bemühungen galten nun dem Einbau der Sowjetunion (Nr. 306). Das 
Schickſal dieſer Verhandlungen, die bis zur Selbſterniedrigung geführt wurden, iſt 
bekannt. Der engliſche Wille zum Präventivkrieg war allenthalben zu ſpüren 
(Nr. 304). In feiner Rede in Kaſſel (Nr. 305) warnte der Führer aufs neue, Deutſch⸗ 
land werde nicht warten, bis die Einkreiſungspolitik vollendet jei. Die Warnungen 
wurden wiederholt (Nr. 307 und 308). Die Engliſche Regierung hatte ſich mit der 
Oppoſition ſo weit gefunden, daß ſelbſt ein Churchill keinen Unterſchied entdecken 
konnte (Nr. 309). Am 23. Juni wurde die franzöſiſch⸗türkiſche Ergänzung des eng⸗ 
liſchen Einkreiſungsabkommens vom 12. Mai bekanntgegeben (Nr. 310). Den aggreſ⸗ 
ſiven Sinn der engliſchen Außenpolitik enthüllte Lord Halifax in einer Rede in 
Chatham Houſe (Nr. 312), als er erklärte, die britiſche Politik bleibe „lediglich auf 
dem unabänderlichen Weg, den die eigene Geſchichte ihr vorgezeichnet habe“. Es iſt 
die Rückkehr zur „Balance of Power“, die die jeweils ſtärkſte Kontinentalmacht mit 
Hilfe von Koalitionen niederwirft, ehe ſie ſich der engliſchen Kontrolle entziehen 
kann. Ende Juni wurde der gemeinſame Oberbefehl über die franzöſiſch-engliſchen 
Streitkräfte beſprochen (Nr. 313). Der Engliſche Kriegsminiſter bekannte ſich offen 
zum Syſtem der Europa beherrſchenden franzöſiſchen Allianzen, das nunmehr von 
England übernommen wurde (Nr. 316). Die engliſchen Einkreiſungsbemühungen in 
Südoſteuropa nahmen trotz gelegentlicher Widerſtände der zu garantierenden Staa⸗ 
ten ihren Fortgang (Nr. 317). Mit Hilfe von politiſchen Krediten ſollte der Ein⸗ 
kreiſungspolitik der Weg bereitet werden (Nr. 318). Mitte Juli tauchte in England 
zum erſten Male die „Beſorgnis“ vor einem deutſch⸗ruſſiſchen Ausgleich auf, der eine 
Beſſerung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen zur Folge haben könnte (Nr. 319). Zur 
Hebung der Kriegsſtimmung in der Heimat, in Polen und Frankreich veranſtaltete 
die engliſche Luftwaffe Demonftrations- und Propagandaflüge über Frankreich 
(Nr. 322). Ende Juli erklärte ſich England, um das ſowjetruſſiſche Bündnis um 
jeden Preis zu ſichern, dazu bereit, militäriſche Verhandlungen aufzunehmen, ehe 
die politiſchen zum Abſchluß gekommen waren (Nr. 323). Ein Vorgang, von dem 
Chamberlain im Unterhaus erklärte, daß er einzigartig ſei. Der Abſchluß des deutſch⸗ 
ruſſiſchen Nichtangriffspaktes verſetzte der Einkreiſung den tödlichen Stoß. Aber 
England hatte in voller Abſicht alle Brücken zu einer friedlichen Regelung hinter 
ſich abgebrochen und ließ dem Verhängnis ſeinen Lauf. 


Drittes Kapitel 


Deutſchlands Bemühen um Sicherung friedlicher Beziehungen zu ſeinen 
Nachbarländern 


Das dritte Kapitel (Dokumente Nr. 325 bis 348) zeigt Deutſchlands Bemühen 
um die Sicherung friedlicher Beziehungen zu feinen Nachbarſtaaten. Während Eng- 
land der Weltmeinung einzuhämmern verſuchte, daß Deutſchland mit der ganzen 
Welt in Spannung lebe und jeder feiner Nachbarn käglich eines deutſchen Angriffs 
gewärtig ſein müſſe, ſchuf Deutſchland durch feierliche Erklärungen, Verträge, 

Freundſchaften und Bündniſſe endgültig feſtgelegte Grenzen und klare Verhältniſſe, 
mit Ausnahme der tſchechiſchen und polniſchen Feindſchaften, die von beiden Völkern 
ſelbſt geſtiftet und aufrechterhalten worden waren. 

Ebenſo wie gegenüber England (Münchener Erklärung, Nr. 217) war auch gegen- 
über Frankreich der Entſchluß, es niemals wieder zu einer kriegeriſchen Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den beiden Ländern kommen zu laſſen, nach den zahlreichen ſeit 
Löſung der Saarfrage abgegebenen Erklärungen des Führers zu dieſem Thema 
(Nr. 325, 326) am 6. Dezember 1938 in Paris (Nr. 329 bis 332) feierlich feſtgelegt 
worden. In ſeiner Rede vom 30. Januar 1937 hatte der Führer bereits verſichert, 
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daß die Deutiche Regierung bereit wäre, Belgien und Holland jederzeit „als un⸗ 
antaſtbare neutrale Gebiete anzuerkennen und zu garantieren“ (Nr. 325). Die Un- 
verletzlichkeit und Integrität Belgiens wurde daraufhin zum Gegenſtand eines 
deutich-belgifchen Notenwechſels gemacht (Nr. 333, 334), während holländiſcherſeits 
die Anſicht vertreten wurde, daß die Unantaſtbarkeit des niederländiſchen Gebietes 
nicht Gegenſtand einer unter niederländiſcher Beteiligung zuſtande gekommenen Re- 
gelung ſein könne (Nr. 335, 336). 

Der Umſtand, daß Deutſchland infolge der Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Reich mit der Schweiz, Liechtenſtein, Italien, Jugoſlawien und Ungarn neue Gren⸗ 
zen erhielt, veranlaßte die Deutſche Regierung zur Abgabe einer Reihe von be⸗ 
ſonderen Erklärungen, durch die dieſe Grenzen als endgültig und unantaſtbar be⸗ 
zeichnet wurden (Nr. 337). Die Schweiz hatte vordem ſchon aus dem Munde des 
Führers die Verſicherung erhalten, daß Deutſchland jederzeit ihre Unverletzlichkeit 
und Neutralität reſpektieren werde (Nr. 339). Ungarn gegenüber wurde durch den 
Deutſchen Geſandten eine Erklärung über die Unverletzlichkeit der deutſch-ungari⸗ 
ſchen Grenze abgegeben (Nr. 341). Die Italien und Jugoſlawien erteilten Bufiche- 
rungen wurden in beſonders feierlicher Weife gelegentlich des Beſuches des Führers 
in Rom (Nr. 338) ſowie des Beſuches des Prinzregenten von Jugoſlawien in Berlin 
(Nr. 340) erneuert. 

Im Norden wurde zunächſt mit Litauen am 22. März 1939 ein Vertrag abge 
ſchloſſen, der unter anderem die Verpflichtung enthält, nicht zur Anwendung von 
Gewalt gegeneinander zu ſchreiten (Nr. 342). Sodann ſprach der Führer in der 
Reichstagsrede vom 28. April 1939 feine Bereitſchaft aus, allen von Rooſevelt in 
deſſen Telegramm erwähnten Staaten Nichtangriffszuſicherungen unter der Voraus⸗ 
ſetzung der unbedingten Gegenſeitigkeit zu geben (Nr. 343). Der Gedankenaustauſch, 
der hierauf mit Schweden, Norwegen und Finnland erfolgte, wurde mit dem Er⸗ 
gebnis beendet, daß die genannten drei Staaten der Deutſchen Regierung aufs neue 
erklärten, daß fie fi) von Deutſchland nicht bedroht fühlten und im übrigen die Ab- 
ſicht hätten, mit keinem Lande Nichtangriffspakte abzuſchließen (Nr. 344). Dagegen 
wurden zwiſchen Deutſchland und Dänemark am 31. Mai 1939 (Nr. 345), zwiſchen 
Deutſchland und Eſtland am 7. Juni 1939 (Nr. 346) und zwiſchen Deutſchland und 
Lettland am gleichen Tage (Nr. 347) Nichtangriffsverträge abgeſchloſſen. Schließlich 
kam es am 23. Auguſt 1939 zu dem Abſchluß des Nichtangriffsvertrages zwiſchen 
Deutſchland und der Union der Sozialiſtiſchen Sowjet⸗Republiken (Nr. 348). 


Viertes Kapitel 
Polen als Werkzeug des engliſchen Kriegswillens 


A. Die Auswirkung der britiſchen Einkreiſungspolitik auf die Haltung Polens 
J. Vernichtungsfeldzug gegen die deutſche Volksgruppe 


Das vierte Kapitel bringt den Nachweis für den Mißbrauch Polens als Werkzeug 
des engliſchen Kriegswillens (Nr. 349 bis 482). Die Auswirkung der britiſchen 
Blankovollmacht war ſofort zu ſpüren. Polen ſetzte zum Vernichtungsfeldzug gegen 
die deutſche Volksgruppe an. Einen Tag nach dem polniſchen Nein, am 27. März 
1939, kommt es in Bromberg unter Rufen wie „Weg mit Hitler“, „Wir wollen 
Danzig“, „Wir wollen Königsberg“ zu deutſchfeindlichen Demonſtrationen (Nr. 349). 
An anderer Stelle werden bei einem Kameradſchaftsabend der Reichsdeutſchen von 
eindringenden Polen Führerbild und Reichsflagge vernichtet (Nr. 350), wogegen 
ſchärfſter Proteſt eingelegt wird (Nr. 351 und 352). Thorn und Poſen müſſen Ende 
März von neuerlicher Verſchärfung der Hetze, Demonſtrationen, tätlichen Angriffen 
und annexioniſtiſchen Forderung berichten (Nr. 353, 354 und 355). In Poſen halten 
die Ausſchreitungen eine volle Woche an. Es kommt immer öfters zu Überfällen auf 
Volksdeutſche, wobei es Schwerverletzte gibt (Nr. 355 und 357). Deutſche Proteſte 
ſind erfolglos (Nr. 360). Anfang April wird ein öffentlicher Aufruf in ganz Polen 
verbreitet, der das Generalprogramm für die Entdeutſchung des Landes enthält 
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(Nr. 358). Mitte April überſchreiten die erſten deutſchen Flüchtlinge die Grenze 
(Nr. 359). Den Konſulaten iſt es faſt unmöglich, alle Fälle einzeln aufzuführen 
Mr. 361). Auch in Oberſchleſien tobt die Hetze ohne Maßen (Nr. 362). Terrorakte 
füllen die Berichte der deutſchen Konſulate (Nr. 363). Der Aufſtändiſchenverband 
gibt die Terrorbefehle aus (Nr. 364). Am 6. Mai meldet Generalkonſulat Kattowitz 
200 Terrorfälle (Nr. 365), am 19. Mai weitere hundert (Nr. 372) allein aus Ober- 
ſchleſien. Kein Deutſcher iſt ſeines Lebens und ſeines Eigentums mehr ſicher. Der 
Terror greift auch auf das kongreßpolniſche Gebiet über und wird durch planmäßige 
Brandſtiftung verſchärft (Nr. 366). Die letzten kulturpolitiſchen Stützpunkte des 
Deutſchtums werden zerſtört (Nr. 369, 373, 374, 377, 379, 383, 385, 390, 391, 399 uſw.). 
Die deutſche Volksgruppe wendet ſich in ihrer Verzweiflung an den Polniſchen 
Staatspräſidenten (Nr. 369). Die Engliſche Regierung wird durch die Deutſche Bot⸗ 
ſchaft über dieſe friedensgefährliche Entwicklung auf dem laufenden gehalten 
(Nr. 368), ohne daß etwas geſchieht. Mitte Mai ſteigert ſich die Hetze zu Deutſchen⸗ 
progromen, bei denen Tauſende von Deutſchen „wie Freiwild“ gejagt werden (Nr. 370 
und 371). Die Flüchtlingsbewegung nimmt zu (Nr. 374), desgleichen das polniſche 
Säbelraſſeln, die Verkündung annexioniſtiſcher Kriegsziele (Nr. 367, 378) und die 
öffentlichen Verunglimpfungen und Beleidigungen des Führers, die erneut zu ſchar⸗ 
fen Protéſten zwingen Oer. 382). Auf dem wirtſchafklichen Séktor werden planmäßig 
deutſche Genoſſenſchaften, Molkereien und Apotheken liquidiert (Nr. 380, 395). Lodz 
meldet am 7. Juni: „Die Bedrohungen der Volksdeutſchen mit Totſchlag, Folterun⸗ 
gen uſw. ſind zu täglichen Selbſtverſtändlichkeiten geworden.“ Ganze Familien brin⸗ 
gen wegen der ſtändigen Morddrohungen ihre Nächte in den Wäldern zu (Nr. 381). 

Proteſte im Polniſchen Außenminiſterium werden mit Achſelzucken und ſtillſchwei⸗ 
gendem Eingeſtändnis beantwortet, daß man gegenüber den Militärs machtlos und 
der Gefangene des polniſchen Chauvinismus geworden iſt (Nr. 382 und 385). Nach 
9% Monaten engliſcher Garantie faßt der Deutſche Botſchafter in Warſchau feine 
Eindrücke dahin zuſammen, „daß die Verhetzung Ausmaße angenommen hat, wie er 
ſie während ſeiner langjährigen Tätigkeit nicht habe beobachten können“ (Nr. 385). 
Nach den Apotheken, Krankenhäuſern und konfeſſionellen Vereinshäuſern werden 
die Deutſchen Heime in Poſen, Bromberg, Lodz, Tarnowitz, Karwin und Oderberg 
geſchloſſen und enteignet (Nr. 377, 379, 385, 390). Dann geht man zum Angriff 
gegen das religiöſe und kirchliche Leben der deutſchen Volksgruppe, vor allem gegen 
die evangeliſche Kirche, über. Ein Bethaus der Brüdergemeinde wird demoliert 
(Nr. 388). Polniſche Biſchöfe werden von einem Generalſtabsoberſt aufgefordert, 
dafür zu beten, daß den „polniſchen Brüdern jenſeits der Grenze ihre Probezeit ver⸗ 
kürzt und ſie durch ein zweites Grunwald aus der Unfreiheit erlöſt würden“ (Nr. 392). 
Ein Bericht der Deutſchen Botſchaft vom 5. Juli ſchildert die Verfolgung der evan- 
geliſchen Kirche und ihrer Diener, er zeigt, daß die Anſchläge gegen Kirchen und 
Pfarrer zu einem Syſtem geworden ſind (Nr. 394). Die theologiſche Hochſchule des 
deutſchen Proteſtantismus in Poſen wird geſchloſſen (Nr. 411). Das engliſche Chri- 
ſtentum, dem dieſe Dinge bekanntgegeben wurden, ſchwieg dazu. Immer mehr ſtellt 
ſich heraus, daß die Behörden ſelbſt die Träger des Liquidationsprozeſſes ſind 
(Nr. 396). Die engliſche Mitverantwortung dafür ſtellt der Deutſche Botſchafter in 
Warſchau feſt, indem er ſchreibt, „die Polniſche Regierung fühlt ſich offenſichtlich 
durch die engliſche Blankovollmacht ſo ſtark, daß ſie es nicht mehr für nötig hält, bei 
der Behandlung der Minderheit irgendeine Rückſicht auf die deutſchen Intereſſen 
zu nehmen“ (Nr. 397). Konſulat Lemberg berichtet Mitte Juli, daß in feinem Amts⸗ 
bezirk gegen das Deutſchtum mit den Methoden vorgegangen wird, die bei den 
berüchtigten Pazifikationen 1930 gegen die Ukrainer angewandt worden waren 
(Nr. 400). Nun beteiligt ſich auch das Militär an den Ausſchreitungen (Nr. 403). 
Das Deutſchtum in Galizien ſteht vor der Vernichtung. Es ſieht keine Zukunft mehr 
und wird mit Brandſtiftung und Gefahr an Leib und Leben bedroht (Nr. 407). 
Was der offene Terror überſieht, wird durch Steuerterror und Behördenſchikane 
nachgeholt (Nr. 408). 

Im Auguſt 1939 nähert ſich die Verfolgung des Deutſchtums in allen Woiwod⸗ 
ſchaften ihrem Höhepunkt. Hausſuchungen und Verhaftungen find an der Tages- 
ordnung (Nr. 410, 412). Die letzten deutſchen Vereine werden geſchloſſen (Nr. 414). 
Eine Aufzeichnung des Auswärtigen Amts zeigt aus einer unüberſehbaren Fülle 
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von Terrorakten 38 typiſche und ſchwerwiegende Fälle (Nr. 415). Es iſt eine Liſte 
des Schreckens, die nur noch durch die Scheußlichkeit der Bromberger Mordnacht 
und die Hinſchlachtungen der Deutſchen in ganz Polen übertroffen wird, deren 
traurige Spuren die deutſche Armee verfolgen konnte. Die Volksdeutſchen der Grenz ⸗ 
gebiete werden ins Innere verſchleppt oder in Konzentrationslager geworfen 
(Nr. 417). Die Zahl der Flüchtlinge überſchreite 70 000 (Nr. 416). 


II. Polniſche Maßnahmen gegen Danzig 


Nachdem Polen jede Anderung des Statuts von Danzig als casus belli erklärt 
und dafür die engliſche Deckung gefunden hatte, mußte ſich Danzig nach der Er⸗ 
teilung der britiſchen Blankovollmacht an Polen auf alles gefaßt machen. Polniſche 
Flugzeuge und polniſches Militär verübten ſchon im Mai 1939 Grenzverletzungen 
r. 418). Die Beſatzung der Weſterplatte wurde unter Verletzung der geltenden 
Verträge verſtärkt, rings um die Danziger Grenzen wurden Truppen zuſammen. 
gezogen (Nr. 419). Am 20. Mai wurde ein Danziger Staatsangehöriger in Kalthof 
durch Schüſſe aus dem Auto der Polniſchen Diplomatiſchen Vertretung in Danzig 
niedergeſtreckt (Nr. 55 und dieſer Mord dann von polniſcher Seite noch zum Ge⸗ 
genſtand eines herausfordernden Notenwechſels gemacht (Nr. 421). Der 23. Mai 
brachte einen weiteren Grenzzwiſchenfall (Nr. 422). Gleichzeitig erhöhte Polen plan- 
mäßig die Zahl der polniſchen Zollinſpektoren (Nr. 423), was den Danziger Senat 
zu Proteſtſchritten zwang. Polen antwortete mit der Androhung einer weiteren Ver⸗ 
ſtärkung des polniſchen Zollperſonals (Nr. 425). Dieſe polniſchen Zollinſpektoren 
wurden vor allem auch für Spionage eingeſetzt (Nr. 424 und 426). Im Juli ging 
Polen gegen Danzig mit wirtſchaftlichen Druckmitteln vor. Die Einfuhr von Lebens⸗ 
mitteln aus Polen (Nr. 429) und die Ausfuhr von Produkten der Danziger Lebens ⸗ 
mittelinduftrie nach Polen (Nr. 431) wurden verhindert. Danzig ſollte wirtſchaftlich 
blockiert werden. Polen traf Vorbereitungen zur Provozierung von Zwiſchenfällen 
in Danzig (Nr. 428); der Vertreter der polniſchen Minderheit im Danziger Volkstag 
erklärte bei einer Kundgebung in Gdingen, „daß die polniſche Bevölkerung Danzigs 
die Vereinigung Danzigs mit dem Mutterlande Polen mit Hilfe der polniſchen 
Armee erreichen werde“ (Nr. 430). Einen Höhepunkt erreichte die Spannung durch 
ein polniſches Ultimatum in der Nacht vom 4. auf den 5. Auguſt (Nr. 432, 433 
und 434). Eine niemals erlaſſene angebliche Anordnung des Danziger Senats wurde 
zum Vorwand für dieſes Ultimatum und für Drohungen mit „unverzüglichen Ver⸗ 
geltungsmaßnahmen“ genommen. Seit dem 23. Auguſt wurden deutſche Verkehrs 
flugzeuge in ſehr zahlreichen Fällen von polniſchen Streitkräften auf der Halbinſel 
Hela beſchoſſen (Nr. 435 und 436). Inzwiſchen war die vertragswidrige Militari- 
ſierung der polniſchen Stützpunkte in Danzig fortgeſetzt worden. Wie das Ober⸗ 
kommando der Wehrmacht nach der Niederwerfung der Weſterplatte feſtſtellte, betrug 
hier die polniſche Beſatzung, die vertragsmäßig auf 88 Mann feſtgeſetzt war (vgl. 
Nr. 22), in Wahrheit 240 Mann; das Gelände war zu einem mit Artillerie und 
Maſchinengewehren verteidigten Befeſtigungsſyſtem ausgebaut worden (Anhang). 


B. Die letzte Phaſe der deutſch⸗polniſchen Kriſe “) 


Die immer wiederholten engliſchen Zuſicherungen hatten Anfang Juli in Polen 
zu einer ausgeſprochenen Kriegsſtimmung geführt. Die polniſche Kriegsluſt konnte 
durch die Ausführungen, mit denen der Leiter der britiſchen Politik am 10. Juli im 
Unterhaus zu dem deutſch⸗polniſchen Streitpunkt Stellung nahm, nur verſtärkt wer⸗ 
den. Chamberlain wiederholte und bekräftigte die britiſchen Zuſagen an Polen, vor 
allem in der Danziger Frage (Nr. 438). Es geht aus dieſer Erklärung hervor, daß 
England die polniſche Lesart kritiklos übernommen und bei aller Beteuerung, man 
würde eine freundſchaftliche Löſung begrüßen, nichts getan hat, um Polen zu einem 
Entgegenkommen zu bewegen. Im Gegenteil, die Rede Chamberlains vom 10. Juli 
1939 zeigt, daß England durch die Einkreiſungspolitik erſt die Frage Danzig und 
Korridor mit jener Hochſpannung geladen hat, die zur Exploſion führen mußte. 


*) Die in dieſem Abſchnitt enthaltenen Dokumente find zum Teil bereits in dem Weißbuch 
„Urkunden zur letzten Phaſe der deutſch⸗polniſchen Kriſe“ veröffentlicht worden. 
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Wir wiſſen heute, daß die engliſche Garantie in Wahrheit ausſchließlich gegen 
Deutſchland gerichtet war (vgl. S. 295, Anm.) und daß Polen ſpäter die größere 
Hälfte ſeines Staatsgebiets an Sowjetrußland verloren hat, ohne daß England 
irgend etwas unternahm. Dieſe Tatſachen beleuchten erſt vollends die bezeichnende 
engliſche Verantwortungsloſigkeit, mit der in der Erklärung Chamberlains die 
nationale Exiſtenz und Unabhängigkeit Polens als durch die beſcheidenen deutſchen 
Vorſchläge zur Danzig⸗ und Korridorfrage bedroht hingeſtellt wurde. Die gleiche 
Rede enthält auch das durchſichtige Spiel mit den Daten der deutſchen Vorſchläge 
vom 21. März, der polniſchen Ablehnung vom 26. und der engliſchen Garantie- 
erklärung vom 31. März. Vorſtehend iſt an Hand der Dokumente Nr. 269 bis 279 
bereits der Nachweis geführt worden, daß man es hier mit einem bewußt gefälſchten 
Arrangement der Zeitpunkte und ihrer Hintergründe zu tun hat. Eine Aufzeichnung 
des Staatsſekretärs Freiherrn von Weizſäcker vom 13. Juli (Nr. 439) nagelt den 
Engliſchen Premierminiſter, der behauptet hatte, Deutſchland habe den Status quo 
in Danzig bis zum Jahre 1944 garantiert, auf einen zweiten Irrtum feſt. Der Eng⸗ 
liſche Botſchafter in Berlin konnte nicht widerſprechen, als ihm Staatsſekretär Frei 
herr von Weizſäcker vorhielt, daß öffentliche Erklärungen dieſer Art Polen lediglich 
„den Rücken ſtärken“ müßten, „ſtatt es zur Beſinnung zu bringen“ (Nr. 440). In⸗ 
deſſen wurden gegenüber Polen die Demonſtrationen des britiſchen Kriegswillens 
wiederholt. Der Beſuch des engliſchen Generals Fronſide in Warſchau diente dieſem 
Zweck (Nr. 443). Die britiſche Kriegsentſchloſſenheit begegnete ſich in Warſchau mit 
der polniſchen. Marſchall Rydz⸗Smigly legte ſich in feinem erſten öffentlichen Inter⸗ 
view, das zugleich einen unmittelbaren Eingriff in die Außenpolitik darſtellte, vor 
dem engliſchen Beſuch abſichtlich auf ein „Niemals“ in der Danziger Frage feſt 
(Nr. 441, 442) und verſperrte damit aufs neue die Möglichkeiten einer direkten 
Fühlungnahme. Die Propaganda des polniſchen Chauvinismus und das engliſche 
Antreiben hatten es Ende Juli ſo weit gebracht, daß das polniſche Volk in allen 
feinen Schichten kriegsbereit war und der ſicher erwarteten bewaffneten Aus- 
einanderſetzung mit Vertrauen und Zuverſicht entgegenſah (Nr. 444). Am 9. Auguſt 
teilte Deutſchland der Polniſchen Regierung mit, daß eine Wiederholung der ulti⸗ 
mativen Forderungen an Danzig eine Verſchärfung in den deutſch⸗polniſchen Be⸗ 
ziehungen herbeiführen würde, für deren Folgen allein die Polniſche Regierung 
verantwortlich fein werde. Zugleich wurde die Polniſche Regierung darauf aufmerf- 
ſam gemacht, daß die Aufrechterhaltung der von Polen gegen Danzig getroffenen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen die Freie Stadt zwingen würde, ſich nach anderen Ein⸗ 
und Ausfuhrmöglichkeiten umzuſehen (Nr. 445). Die Polniſche Regierung antwortete 
mit einem Aide⸗Mémoire, das in der Feſtſtellung gipfelte, Polen werde jede Inter 
vention der Reichsregierung in Danziger Angelegenheiten, die die dortigen polniſchen 
Rechte und Intereſſen ſchädige, als Angriffshandlung anſehen (Nr. 446). Die pol⸗ 
niſche Antwort war mit Zuſtimmung Englands und Frankreichs erfolgt (Nr. 447). 

England wurde vorbeugend auf den Ernſt der Entwicklung hingewieſen (Nr. 448). 
Auch Frankreich kann nicht behaupten, daß es von Deutſchland nicht vor dem Weg 
gewarnt wurde, den Polen eingeſchlagen hatte. In der Unterredung des Staats- 
ſekretärs Freiherr von Weizſäcker mit dem Franzöſiſchen Botſchafter (Nr. 449) am 
15. Auguſt wurde eine „ſehr ernſte, warnende Sprache“ geführt und nachdrücklichſt 
auf die ultimativen Drohungen gegen Danzig und andere Exzeſſe aufmerkſam ge- 
macht. Polen zöge damit ſein Schickſal über ſich zuſammen und brächte ſeine Freunde 
dazu, ihre Exiſtenz aufs Spiel zu ſetzen. Der Botſchafter lehnte es indeſſen für Frank⸗ 
reich ab, einen Druck auf Warſchau auszuüben. Dieſelbe ernſte Sprache führte 
Staatsſekretär Freiherr von Weizſäcker am gleichen Tag gegenüber dem Britiſchen 
Botſchafter, der aufs neue auf die Ermutigung der polniſchen Überheblichkeit durch 
die britiſche Garantie und auf das Londoner Einverſtändnis mit der Drohnote an 
Danzig hingewieſen wurde (Nr. 450). Henderſon wußte dagegen nichts Überzeugen ⸗ 
des vorzubringen. Den Rat, Polen in der Frage Danzig und in ſeinem Verhalten 
zum Reich zur Vernunft zu bringen, ſchlug England auch diesmal in den Wind. 
England hatte ſich nicht nur kritiklos den polniſchen Standpunkt zu eigen gemacht 
(Nr. 451), ſondern ſich auch bewußt auf die kriegeriſche Auseinanderſetzung eingeſtellt. 
Die Überzeugung davon war über Europa hinaus fühlbar (Nr. 452). England ließ 
fi) auch durch die hiſtoriſche Warnung davon nicht abbringen, die in der Ankündi⸗ 
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ung eines Nichtangriffspaktes zwiſchen Deutſchland und der Sowjetunion ent 
halten war (Nr. 453). Chamberlain beantwortete fie öffentlich (Nr. 453) und in einem 
Schreiben an den Führer (Nr. 454) mit der erneuten Wiederholung, daß man Polen 
im Genuß der Blankovollmacht laſſen werde. Aus dieſem Schreiben und den Er- 
läuterungen, die der Britiſche Botſchafter am 23. Auguſt in einer Unterredung mit 
dem Führer in Berchtesgaden dazu gab (Nr. 455), geht hervor, daß England nicht 
bereit war, über unverbindliche Worte hinaus in Warſchau diejenigen Voraus- 
ſetzungen zu ſchaffen, die für eine Wiederaufnahme der direkten Verhandlungen mit 
Deutſchland unerläßlich waren. Man hatte nahezu fünf Monate verſtreichen laſſen, 
Polen in ſeiner Anmaßung beſtärkt und ſchob nun Deutſchland die Aufgabe zu, dem 
polniſchen Übermut goldene Brücken zu bauen. Über die ganze Verantwortung Eng⸗ 
lands für die Zuſpitzung der polniſchen Frage ließ der Führer in dieſer Unterredung 
keinen Zweifel. Der Führer wies darauf hin, daß England die Hand Deutſchlands 
immer zurückgeſtoßen habe und „lieber den a als etwas zum Vorteil Deutſch⸗ 
lands“ geſchehen laſſen würde. Der deutſche Standpunkt iſt in der ſchriftlichen Ant 
wort des Führers an Chamberlain vom 23. Auguſt 1939 zuſammenfaſſend nieder ⸗ 
gelegt (Nr. 456): Das Fehlen der direkten Streitpunkte mit England, die Beicheiden- 
heit und Billigkeit der deutſchen Forderungen an Polen, die Auswirkung der briti» 
ſchen Garantie, die Zuſpitzung der Lage in Danzig und die Verfolgung der deutſchen 
Volksgruppe in Polen, die Kenntnisnahme von der Entſchloſſenheit Englands zum 
Krieg, aber auch die deutſche Entſchloſſenheit, die Intereſſen des Reichs wahrzuneh⸗ 
men und engliſche militäriſche Vorbereitungen mit der deutſchen Mobilmachung zu 
beantworten. Das Schreiben ſchließt mit der Verſicherung, niemand würde glücklicher 
5 0 eine Anderung der britiſchen Haltung gegenüber Deutſchland ſein als der 

ührer. 


Obwohl das Schreiben des Britiſchen Miniſterpräſidenten vom 22. Auguſt und die 
am folgenden Tage von den britiſchen Staatsmännern gehaltenen Reden jedes Ver⸗ 
ſtändnis für den deutſchen Standpunkt vermiſſen ließen, machte der Führer am 
25. Auguſt 13.30 Uhr einen neuen Verſuch, ſich mit Großbritannien zu verſtändigen 
(Nr. 457). Er wolle, ſo eröffnete er dem Britiſchen Botſchafter, „heute England 
gegenüber einen Schritt unternehmen, der genau ſo entſcheidend ſei wie der Schritt 
Rußland gegenüber, der zu der kürzlichen Vereinbarung geführt habe“. Nach Zurück ⸗ 
weiſung der Unterſtellung von Weltherrſchaftsplänen entwickelte er das polniſche 
Problem in feiner ganzen Gefährlichkeit und Dringlichkeit. Deutſchland ſei ent ⸗ 
ſchloſſen, die mazedoniſchen Zuſtände an feiner Oſtgrenze zu beſeitigen. Einen Zwei⸗ 
frontenkrieg werde es nicht geben, das Abkommen mit Rußland ſei bedingungslos 
und eine Wende auf längſte Zeit. Er ſei bereit, nach der Löſung des deutſch⸗polni⸗ 
ſchen Problems England noch einmal ein umfaſſendes Angebot zu machen. Er bejahe 
das Britiſche Imperium und ſei bereit, die Kraft des Deutſchen Reiches für deſſen 
Beſtand einzuſetzen, ſofern ſeine begrenzten kolonialen Forderungen, die auf fried- 
lichem Wege ausgehandelt werden könnten, erfüllt, ſeine Verpflichtungen gegenüber 
Italien und Sowjetrußland nicht berührt würden. Er ſei ferner bereit, eine ver⸗ 
nünftige Begrenzung der Rüſtungen zu akzeptieren. Im Weiten ſtehe jede Grenz⸗ 
korrektur außer Erwägung. Sofort nach Löfung der deutſch⸗polniſchen Frage werde 
er mit einem Angebot an die Britiſche Regierung herantreten. Es war ein Angebot 
bon europäiſchem, ja weltweitem Ausmaß. Seine Ablehnung durch England er- 
ſcheint im Lichte der ſpäteren kriegeriſchen Ereigniſſe und der Laſten, die auf der 
neutralen Welt nunmehr liegen, um ſo verantwortungsloſer. Englands Antwort au 
die großzügigen Vorſchläge ließ auf ſich warten. Vordem vollzog England die für die 
weitere Entwicklung folgenſchwerſte Handlung: Der nunmehr ſchriftlich nieder⸗ 
gelegte britiſch⸗polniſche Beiſtandspakt, mit dem England ſein Schickſal endgültig 
mit dem Polens verband, wurde an dem gleichen 25. Auguſt in London vom Briti⸗ 
ſchen Außenminiſter und vom Polniſchen Botſchafter gezeichnet (Nr. 459). — Die 
britiſche Stellungnahme zu den Vorſchlägen des Führers vom 25. Auguſt war in 
dem Memorandum enthalten, das dem Führer vom Britiſchen Botſchafter erſt am 
28. Auguſt, nach Verluſt von 3 koſtbaren Tagen, abends 22.30 Uhr überreicht wurde 
(Nr. 463). Die Britiſche Regierung lehnt es darin ab, die deutſch-engliſche Zukunft 
und die europäiſche Befriedung von der polniſchen Intranſigenz zu trennen. Sie 
zeigt ſich aber aller Gefahren bewußt, die der augenblickliche Zuſtand an der Oſt⸗ 
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grenze in fich ſchließt, und ſtimmt mit Deutſchland in der Notwendigkeit einer raſchen 
Löſung überein. Sie ſchlägt daher als nächſten Schritt direkte Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Polen vor und fügt hinzu, daß fie von der Polniſchen Re- 
gierung beſtimmte Zuſicherungen erhalten habe, mit der Reichsregierung in direkte 
Verhandlungen über die deutſch⸗polniſchen Fragen einzutreten, deren Ergebniſſe von 
anderen Mächten garantiert werden müſſen. Wir wiſſen heute, daß die Engliſche 
Regierung hierbei nicht vor einer bewußten Irreführung der Reichsregierung zurück 
geſchreckt iſt. Aus dem inzwiſchen veröffentlichten Schriftwechſel des Britiſchen 
Außenminiſters mit dem Britiſchen Botſchafter in Warſchau ergibt ſich nämlich, daß 
die in der britiſchen Stellungnahme vom 28. Auguſt enthaltene Behauptung, eine 
definitive Zuſicherung der Bereitſchaft Polens zu direkten Beſprechungen in Händen 
zu haben, nicht dem Sachverhalt entſpricht. In ſeiner Antwort, dem Britiſchen Bot ⸗ 
ſchafter am 29. Auguſt 18.45 Uhr überreicht (Nr. 464), nimmt der Führer den briti⸗ 
ſchen Vorſchlag an. Er macht aber England darauf aufmerkſam, daß die Zuſtände im 
Oſten für eine Großmacht unerträglich ſind und ein Zuſtand erreicht iſt, der ein 
weiteres Hinnehmen oder auch nur Zuſehen ausſchließe. Der Führer weiſt weiter 
darauf hin, daß vielleicht nur noch Stunden zur Verfügung ſtehen, um die Spannung 
zu beſeitigen. Deutſchland habe lange verſucht, auf dem Weg friedlicher Verhand- 
lungen weiterzukommen, ohne von der Polniſchen Regierung unterſtützt zu werden. 
Trotz ihrer ſkeptiſchen Beurteilung der vorgeſchlagenen direkten Beſprechungen nehme 
die Reichsregierung den britiſchen Vorſchlag an und erkläre ſich damit einverſtanden, 
daß durch Vermittlung der Engliſchen Regierung eine mit allen Vollmachten ver⸗ 
ſehene polniſche Perſönlichkeit nach Berlin komme, mit deren Eintreffen die Reichs⸗ 
regierung für Mittwoch, den 30. Auguſt, rechne. Sie werde ſofort Vorſchläge einer 
für ſie akzeptablen Löſung ausarbeiten und dieſe, wenn möglich, bis zur Ankunft 
des polniſchen Unterhändlers auch der Britiſchen Regierung zur Verfügung ſtellen. 
Die Antwort Polens war die Anordnung der allgemeinen Mobil- 
machung (Nr. 465). 


Während die Britiſche Regierung noch über die Mitteilung des Führers vom 
25. Auguſt beriet, fand ein Briefaustauſch zwiſchen dem Franzöſiſchen Minifter- 
präfidenten Daladier und dem Führer ſtatt (Nr. 460 und 461). Der Führer be- 
gründete in ſeiner Antwort wiederum ausführlich den deutſchen Standpunkt in der 
deutſch-polniſchen Frage und wiederholte noch einmal ſeinen feſten Entſchluß, die 
gegenwärtige deutſch⸗franzöſiſche Grenze als endgültig anzuerkennen. 


Die Britiſche Regierung ließ ſich mit ihrer Antwort auf die deutſche Anregung 
der Entſendung einer bevollmächtigten polniſchen Perſönlichkeit wiederum Zeit. Erſt 
um Mitternacht des 30. Auguſt überbrachte Henderſon ein Antwortmemorandum der 
Britiſchen Regierung (Nr. 466 Anlage J) und erklärte gleichzeitig, daß die Britiſche 
Regierung nicht in der Lage ſei, der Polniſchen zu empfehlen, einen bevollmächtigten 
Vertreter zu entſenden. Sie ſchlage vielmehr vor, Deutſchland möge ſich auf dem 
normalen diplomatiſchen Weg an Polen wenden. Im Memorandum beſtätigt die 
Engliſche Regierung, daß Deutſchland ſeine Vorſchläge angenommen hat. Obwohl 
ſie ſich der Gefahr bewußt ſei, daß zwei mobiliſierte Armeen einander in nächſter 
Nähe gegenüberſtänden, halte ſie es doch für untunlich, ſchon heute (30. Auguſt) die 
Fühlungnahme herzuſtellen. England hat demnach mehr als 24 Stunden verſtreichen 
laſſen, ohne den direkten Kontakt herzuſtellen. 


Dem Reichsaußenminiſter blieb unter dieſen Umſtänden nichts anderes übrig, als 
feſtzuſtellen (Nr. 466), daß Polens Antwort die Generalmobilmachung geweſen ſei 
und daß man umſonſt auf das Erſcheinen eines polniſchen Vertreters gewartet habe. 
Um zu zeigen, was Deutſchland dem polniſchen Vertreter vorzuſchlagen beabſichtigt 
hatte, verlas der Reichsaußenminiſter die inzwiſchen ausgearbeiteten deutſchen Vor. 
ſchläge, die, in 16 Punkten zuſammengefaßt, die fairſte Löſung der Streitfragen dar. 
ſtellten (Nr. 466 Anlage II), und erläuterte ſie im einzelnen. Die amtliche deutſche 
Mitteilung (Nr. 468) ſtellt feſt, daß Deutſchland weitere 24 Stunden umſonſt auf 
eine bevollmächtigte polniſche Perſönlichkeit gewartet habe und daß auch der Polniſche 
Botſchafter, der am 31. Auguſt 18.30 Uhr im Auswärtigen Amt erſchien, keine Voll⸗ 
macht zum Verhandeln beſeſſen, ſondern nur erklärt habe, Polen erwäge die britiſche 
Anregung im günſtigen Sinne. Der polniſche Rundfunk (Nr. 469) und die geſamte 
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polnische Preſſe haben die deutſchen Vorſchläge ſofort als unannehmbar und „under 
schämt) Al — Von engliſcher wie von polnischer Seite find zu dieſen Vor⸗ 
gängen unrichtige Darſtellungen verbreitet worden. Insbeſondere wird engliſcher⸗ 
wie polniſcherſeits behauptet, Polen habe die Vorſchläge, die es angeblich abgelehnt 
habe, zur Stunde der Ablehnung noch gar nicht gekannt. Der Engliſche Botſchafter, 
dem ſie vom Reichsaußenminiſter „at top speed“ vorgeleſen worden ſeien, habe ſie 
nicht verſtanden und nicht weiterleiten können, weil man fie ihm nicht ausgehändigt 
hätte. Demgegenüber iſt daran zu erinnern, daß der Hauptinhalt der deutſchen Vor⸗ 
ſchläge ſchon in der Antwort des Führers dom 29. Auguſt (Nr. 464) enthalten war, 
die England im Laufe des 30. dem Britiſchen Botſchafter in Warſchau zur Über⸗ 
mittlung an die Polniſche Regierung zugeſandt hatte. Im übrigen geht aus den in- 
zwiſchen veröffentlichten amtlichen britiſchen Dokumenten e hervor, daß 
Henderſon die im einzelnen ausgearbeiteten deutſchen Vorſchläge der ſogenannten 
16 Punkte ſehr wohl verſtanden und in der gleichen Nacht unmittelbar im Anſchluß 
an ſeine Unterredung mit dem Reichsaußenminiſter deren Hauptinhalt zutreffend 
ſowohl nach England als auch an ſeinen engliſchen Kollegen in Warſchau weiter⸗ 
geleitet hat. Am Morgen des 31. Auguſt hat Henderſon, wie er in feinem Abſchluß⸗ 
bericht vom 20. September ſelbſt zugibt, den Polniſchen Botſchafter in Berlin über 
die Einzelheiten der deutſchen Vorſchläge (16 Punkte) unterrichten laſſen, die er in- 
zwiſchen von einem Vertrauensmann auch ſchriftlich erhalten hatte. Dem gleichen 
Henderſonſchen Schlußbericht zufolge verbrachte der Polniſche Botſchafter im An⸗ 
ſchluß an dieſe Mitteilung der 16 Punkte den Vormittag in Telephongeſprächen mit 
Warſchau. Die Polniſche Regierung hat die Vorſchläge demnach gekannt. Wenn Eng⸗ 
land den guten Willen zur Herſtellung eines Kontaktes in letzter Stunde gehabt 
hätte, wäre dies zeitlich und techniſch auch in dieſem Stadium noch möglich geweſen. 
Aber nicht nur England hat es abgelehnt, Warſchau die Annahme des deutſchen Vor⸗ 
ſchlags zu raten, ſondern, wie aus den veröffentlichten engliſchen Dokumenten her⸗ 
vorgeht, auch Beck hat erklärt, er werde einer deutſchen Einladung 
ſelbſtverſtändlich nicht folgen und Lipffi nicht einmal ermächtigen, 
die deutſchen Vorſchläge entgegenzunehmen. Im übrigen war es, nachdem 
England fünf Monate darauf verzichtet hatte, trotz wachſender Spannungen Polen 
zu einem direkten Kontakt mit dem Reich zu bewegen, von vornherein klar, daß ſein 
letzter Vorſchlag nur ein Verſuch war, die Kuliſſen ſo zu arrangieren, daß es mit 
ſeinem polniſchen Verbündeten nicht bei der Herbeiführung des Krieges in flagranti 
ertappt wurde. Die zeigen die gleichfalls von England ſelbſt veröffentlichten mehr⸗ 
fachen Ermahnungen des Engliſchen Außenminiſters an Warſchau, „im Hinblick auf 
die Weltmeinung“ äußerſt vorſichtig zu fein. Es ging nicht um die friedliche Be⸗ 
reinigung der Spannung, ſondern darum, der Weltöffentlichkeit gegenüber das 
„friedliche“ Geſicht zu wahren. 

Nachdem ſomit alle Möglichkeiten zu einer friedlichen Regelung der deutſch⸗-polni⸗ 
ſchen Kriſe erſchöpft waren, ſah ſich der Führer genötigt, die von Polen ſchon ſeit 
langem gegenüber Danzig, dem Deutſchtum in Polen und ſchließlich gegenüber 
Deutſchland durch zahlreiche Grenzverletzungen (Nr. 470) angewandte Gewalt mit 
Gewalt abzuwehren. In der Rede des Führers vor dem Reichstag am 1. September 
(Nr. 471) iſt der deutſche Standpunkt abſchließend zuſammengefaßt. Die polniſche 
Herausforderung im Oſten duldete kein weiteres Zögern. Es kam nun darauf an, 
ob die Weſtmächte frivol genug waren, auch Weſteuropa in die Auseinanderſetzung 
zu verwickeln. Großbritannien war dazu entſchloſſen, wie endgültig durch die Note 
beſtätigt wurde, die Sir Nevile Henderſon am 1. September 1939 21 Uhr im Aus⸗ 
wärtigen Amt überreichte, Darin werden die Einſtellung „jeglicher Angriffshand⸗ 
lung gegen Polen und Zuſicherungen gefordert, daß Deutſchland bereit ift, feine 
Truppen „unverzüglich aus polniſchem Gebiet zurückzuziehen“, andernfalls würde 
Großbritannien ohne Zögern ſeine vertraglichen Pflichten gegenüber Polen erfüllen 
(Nr. 472). Um 22 Uhr überbrachte der Franzöſiſche Botſchafter eine Note gleichen 
Wortlauts (Nr. 473). Der Reichsaußenminiſter wies den Vorwurf, Polen angegriffen 
zu haben, ſcharf zurück, erklärte ſich aber bereit, den Inhalt der Noten dem Führer 
weiterzuleiten. 

In dieſem Augenblick ſetzte ein Vermittlungsverſuch des Duce ein, wie 
aus Dokument Nr. 474 hervorgeht. Er enthielt den Vorſchlag eines Waffenſtill⸗ 


5 Deutſchland im Kampf 57 


ftandes und der Einberufung einer Konferenz in 2 bis 3 Tagen. Die Reichsregie⸗ 
rung erklärte ſich bereit, auf den Vorſchlag einzugehen; auch die Franzöſiſche Re⸗ 
gierung hatte eine poſitive Antwort erteilt. Das Dokument Nr. 475, eine Mitteilung 
der Havasagentur vom 2. September 1939, iſt in dieſem Zuſammenhang von hiſtori⸗ 
ſcher Bedeutung. Dieſe Mitteilung wurde nämlich, wie ſich herausſtellte unter eng⸗ 
liſchem Druck, ſpäter zurückgezogen. England hatte inzwiſchen die Franzöſiſche Re⸗ 
gierung gezwungen, ſich der engliſchen Auffaſſung anzuſchließen, die auf der Zurück ⸗ 
ziehung der deutſchen Truppen beſtand (Nr. 476). Damit war die Aktion des Duce in 
einem Augenblick torpediert, in dem ſie kurz vor dem Erfolg ſtand. Statt deſſen 
ſandte England am 3. September vormittags 9 Uhr ein auf 11 Uhr befriſtetes 
Ultimatum, in dem es die Forderungen auf Einſtellung der Kampfhandlungen und 
Zurückziehung der deutſchen Truppen wiederholte und ſich für den Fall der Ab⸗ 
lehnung nach Ablauf dieſer Zeit als im Kriege mit Deutſchland befindlich erklärte 
(Nr. 477). 11.15 Uhr desſelben Tages unterrichtete Lord Halifax den Deutſchen Ge⸗ 
ſchäftsträger in London davon, daß ſich England vom 3. September 1933 11 Uhr 
vormittags ab als im Kriegszuſtand mit Deutſchland befindlich anſehe (Nr. 478). Es 
war ſelbſtverſtändlich, daß die Reichsregierung es ablehnen mußte, die ultimativen 
Forderungen Englands „entgegenzunehmen, anzunehmen oder gar zu erfüllen“. In 
einem Memorandum, vom Reichsaußenminiſter dem Britiſchen Botſchafter am 
3. September 11.30 Uhr überreicht, wies Deutſchland dieſe Forderungen unter noch 
maliger Entwicklung des deutſchen Standpunktes und der engliſchen Verantwortung 
für eine kriegeriſche Auseinanderſetzung zurück und erklärte, „jede Angriffshand⸗ 
lung Englands mit den gleichen Waffen und in der gleichen Form zu beantworten“ 
(Nr. 479). 12.30 Uhr desſelben Tages erſchien der Franzöſiſche Botſchafter im Aus⸗ 
wärtigen Amt und überreichte eine Note des Inhalts, daß Frankreich ſich verpflichtet 
ſehe, vom 3. September 17 Uhr ab, die „vertraglichen Bindungen zu erfüllen, die 
Frankreich gegenüber Polen eingegangen ſei“, eine Mitteilung, die ſich nicht nur 
zeitlich von der engliſchen unterſcheidet (Nr. 480). Der Reichsaußenminiſter verwies 
auf die Zerſchlagung des italieniſchen Vermittlungsverſuchs durch England ſowie 
auf die auf zwei Stunden befriſtete ultimative Forderung Englands und ſprach ſein 
Bedauern aus, wenn es trotz des geſuchten Ausgleichs mit Frankreich zu einem durch 
nichts gerechtfertigten Angriffskrieg Frankreichs gegen Deutſchland kommen würde. 
Die heutige Franzöſiſche Regierung trage die Verantwortung für das Leid, das dann 
den Ländern zugefügt werde (Nr. 481). 


In einem Rundtelegramm des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amts an die 
deutſchen diplomatiſchen Miſſionen wird die Verantwortung Englands für den 
Kriegsausbruch abſchließend feſtgeſtellt (Nr. 482). Dieſes Urteil wird vor der Ge⸗ 
ſchichte Beſtand haben. 


Es wäre eine der vornehmſten Aufgaben europäiſcher Friedensarbeit geweſen, 
den ſeit Verſailles an der deutſch⸗polniſchen Grenze aufgehäuften Zündſtoff recht» 
zeitig zu beſeitigen. England, als einer der Hauptverantwortlichen für den Gefahren⸗ 
herd, hat in 20 Jahren nichts unternommen, um hier den von ihm ſo oft geprieſenen 
Grundſatz des „peaceful change” in die Tat umzuſetzen. England hat hingegen 
eine Entgiftung des deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes bewußt hintertrieben, indem es 
Polen mit ſeiner Garantie im gleichen Augenblick in die anti⸗deutſche Front lockte, 
als der Führer ſich in Fortſetzung ſeiner mühſeligen ſechsjährigen Verſtändigungs⸗ 
arbeit um eine gütliche Regelung der zwiſchen Deutſchland und Polen ſtehenden 
Fragen auf dem Verhandlungswege bemühte. England hat die deutſchen Beſtrebun 
gen, noch in letzter Minute einen friedlichen Ausgleich herbeizuführen, ſabotiert und 
Polen in ſeiner aggreſſiven Haltung ermutigt. England hat ſchließlich, nachdem die 
deutſche Selbſthilfe gegen die polniſchen Provokationen unabweislich geworden war, 
den Vermittlungsvorſchlag des Duce allein durch ſein Verhalten zum Scheitern ge⸗ 
bracht und damit endgültig zu erkennen gegeben, daß ihm die polniſche Frage ledig⸗ 
lich als Vorwand diente, um den Vernichtungskrieg gegen die ſtärkſte Macht des 
Kontinents zu entfeſſeln. 


In der klaren Erkenntnis dieſer Tatſache hat das deutſche Volk, ſeiner gerechten 
Sache und feiner Stärke bewußt, den ihm von England aufgezwungenen Krieg ent- 
ſchloſſen aufgenommen. 
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Sinn und Ziel des Kampfes ergeben ſich aus feinen Urſachen von ſelbſt. Sie ſind 
vom Reichsminiſter des Auswärtigen noch einmal in ſeiner Rede in Danzig am 
24. Oktober kurz zuſammengefaßt worden, als er ausführte, das deutſche Volk werde 
znicht eher die Waffen niederlegen, als bis die Sicherheit des Deutſchen Reiches in 
Europa gewährleiftet und die Garantie dafür geſchaffen wird, daß ein ſolcher An- 
griff auf das deutſche Volk für alle Zeiten ausgeſchloſſen iſt“. 
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Die Verwaltung 


Von den Verwaltungsmaßnahmen in der erften Dezemberhälfte find in erfter 
Linie einige auf dem Gebiet der Rechtspflege erlaſſenen Geſetze und Verordnungen 
hervorzuheben. Der Schutz der Volksgemeinſchaft gegen verbrecheriſche und unlautere 
Elemente erfordert naturgemäß in Kriegszeiten eine dieſen Erforderniſſen beſonders 
angepaßte Rechtſprechung. In erſter Linie auf dem Gebiete des Strafrechts war es 
daher möglich, bereits wichtige Grundſätze der Rechtserneuerung in das geltende 
Recht einzuführen. 


Als eine weitgehende Ergänzung des Strafrechts iſt die am 5. Dezember vom 
Miniſterrat für die Reichsverteidigung erlaſſene Verordnung gegen Gewaltver⸗ 
brecher (RGBl. I, S. 2378) anzusehen, die dem Gangſterverbrecher, der mit 
Gangſtermethoden bei oder nach ſeiner Tat arbeitet, ſchärfſten Kampf anſagt. Da⸗ 
nach wird künftig, der bei einer Notzucht, einem Straßenraub, Bankraub oder 
einer anderen ſchweren Gewalttat Schuß⸗, Hieb⸗ oder Stoßwaffen oder andere 
gleichgefährliche Mittel anwendet, z. B. ſeinem Opfer Salzſäure oder Vitriol ins 
Geſicht gießt, oder wer mit einer Waffe einen anderen an Leib oder Leben bedroht, 
mit dem Tode beſtraft werden. Ebenſo ſoll der Verbrecher beſtraft werden, der Ver⸗ 
folger mit Waffengewalt angreift oder abwehrt. Ferner ſichert dieſe Verordnung dem 
Volksgenoſſen, der ſich bei der Verfolgung eines Verbrechers für deſſen Ergreifung 
perſönlich einſetzt, denſelben ſtrafrechtlichen Schutz zu, den die Rechtsordnung den 
Polizei⸗ und Juſtizbeamten zuteil werden läßt. Damit wird der Volksgenoſſe, der 
ſich bei der Verfolgung von Verbrechern auf Aufforderung der Polizei oder aus 
eigenem Antrieb in den Dienſt der Polizei ſtellt, ſtrafrechtlich ebenſo geſichert wie 
der Polizeibeamte. Im Intereſſe größtmöglicher Beſchleunigung der Aburteilung 
von Straftaten, für die dieſe Vorſchriften in Betracht kommen, wurde das Sonder ⸗ 
gericht für zuſtändig erklärt. Als eine Folgerung aus den Grundſätzen der Straf⸗ 
rechtserneuerung iſt die Verhängung derſelben Strafe für den Fall des Verſuchs 
und der Beihilfe anzuſehen, die für die vollendete Tat vorgeſehen iſt. Wer mit 
Tötungsvorſatz auf einen anderen ſchießt, kann ebenſo ſtrafwürdig ſein, wenn er 
ſein Opfer trifft, wie wenn er ſein Ziel verfehlt; der Einbrecher, der geſtört wird, 
bevor er begehrte Beute findet, iſt ebenſo ſtrafwürdig wie der Einbrecher, der ſeine 
Tat ungehindert durchführen kann. Die Verordnung ermöglicht es den Gerichten, die 
Strafe des Verſuchs und der Beihilfe je nach dem Maß der Willensſchuld des Ver⸗ 
brechers zu beſtimmen, und befreit damit den Richter von einem Zwang zur Milde; 
rung von Strafe, der ihn in ſolchen Fällen hinderte, gegen den Rechtsbrecher die 
Strafe zu verhängen, die ihm nach ſeiner Schuld und Gefährlichkeit gebührt. 

Einen beſonders von dem neutralen Ausland vielbeachteten Einblick in die Objek⸗ 
tivität und die Einhaltung völkerrechtlicher Grundſätze der deutſchen Rechtſprechung 
gewährte die erſte öffentliche Sitzung des deutſchen Priſenhofes in 
Hamburg, die ſich am 14. Dezember mit der Aufbringung mehrerer ausländiſcher 
Schiffe beſchäftigte. Vor Eintritt in die Verhandlung machte der Präſident des 
Priſenhofes, Oberlandesgerichtspräſident Senator Dr. Rothenberger, der zu⸗ 
gleich deutſches Mitglied des Ständigen Internationalen Schiedshofes im Haag iſt, 
grundſätzliche Ausführungen über die deutſche Priſengerichtsbarkeit. Präſident 
Dr. Rothenberger führte dabei u. a. folgendes aus: 

„Eine deutſche Priſenrechtſprechung hat es in den letzten zwanzig Jahren nach Be⸗ 
endigung des Weltkrieges nicht mehr gegeben. Das freie Meer iſt nicht nur eine 
allen Mitgliedern der Völkergemeinſchaft zugängliche Verkehrsſtraße, ſondern ebenſo 
ein allgemeiner, allen zugänglicher Kriegsschauplatz, ja, zur Zeit der Kriegsſchau⸗ 
platz. Durch priſenrechtliche Maßnahmen auf dem Meer wird daher ebenſo wie der 
Feind auch der Neutrale betroffen. Gegenſtand der Priſengerichtsbarkeit iſt nun die 
Nachprüfung der Rechtmäßigkeit dieſer Maßnahmen. In Deutſchland liegt dieſe Auf⸗ 
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gabe nicht wie in vielen anderen Ländern politiſchen Verwaltungsbehörden ob, fon- 
dern einem mit allen Garantien eines Gerichts ausgeſtatteten Priſenhof. Der 
Priſenhof hat vier Mitglieder. Drei Priſenrichter — darunter der Vorſitzende — 
müſſen die Befähigung zum Richteramt haben, ein Priſenrichter iſt Seeoffizier. Alle 
haben die Rechte und Pflichten richterlicher Beamter. Sie urteilen unabhängig und 
genießen den beſonderen Schutz der Mitglieder des Reichsgerichts. Zu jeder Ent 
ſcheidung, die dem beteiligten Eigentümer des Schiffes oder der Ladung nachteilig 
iſt, iſt ein Spruch des Priſenhofs erforderlich. . 

Die Vertretung des Reichs vor dem Priſenhof liegt in den Händen des Reichs 
kommiſſars. Dieſer leitet auch das ſogenannte vorbereitende Verfahren. Schiff 
und Ladung durchlaufen nämlich, bevor über ſie in einer öffentlichen Verhandlung 
— wie heute — verhandelt wird, folgende Stationen: Sie werden von einem deut⸗ 
ſchen Kriegsſchiff auf hoher See angehalten, durchſucht und in einen deutſchen 
Hafen eingebracht. Der Reichskommiſſar ſorgt dann ſelbſt oder durch ſeine Hilfs⸗ 
organe, wie Kriegsmarine⸗Dienſtſtellen, für ſachgemäße Aufbewahrung der Priſe 
und für Unterkunft und Verpflegung der zurückbehaltenen Perſonen, die zur 
Klärung des Sachverhalts erforderlich ſind. Er ſorgt ferner für die Entſiegelung der 
Papiere, für die Beſichtigung der Priſe und für die Vernehmung der in Betracht 
kommenden Zeugen. Ergibt ſich hierbei, daß die Beſchlagnahme der Priſe nicht den 
Vorausetzungen der Priſenordnung entſpricht, fo kann der Reichskommiſſar ſie 
freigeben. Er kann auch mit den Beteiligten Vergleiche abſchließen und berechtigte 
Anſprüche von ſich aus befriedigen. Er kann aber keine Maßnahmen gegen einen 
Beteiligten treffen. Zu dieſem Zweck muß er Anträge beim Priſenhof ſtellen. Der 
Vorſitzende des Priſenhofes macht die Einleitung des Verfahrens durch eine Ver⸗ 
öffentlichung im , Deutſchen Reichsanzeiger“ bekannt, die bezweckt, daß die Be- 
teiligten ihre Anträge beim Priſenhof einreichen. Zur Sicherung ihrer Rechte müſſen 
ſie durch einen Rechtsanwalt vertreten ſein, der auch das Recht auf Akteneinſicht hat. 
Das Urteil des Priſenhofes wird im Anſchluß an die Verhandlung in öffentlicher 
Sitzung verkündet. Sowohl der Reichskommiſſar als auch die Beteiligten können 
gegen das Urteil des Priſenhofes Berufung an den Oberpriſenhof in Berlin 
einlegen. 

Die deutſche Priſengerichtsbarkeit iſt alſo nach Form und Weſen kein Stück der 
Kriegführung, ſondern eine wahre Gerichtsbarkeit. Die Ausübung einer 
ſolchen Gerichtsbarkeit inmitten einer überall von Kriegsleidenſchaft erfüllten Zeit 
mit kühlem, klarem Kopf und doch mit heißem Herzen iſt keine leichte Aufgabe. 
Wir find uns bewußt, daß eine Priſenrechtſprechung anders als jede andere Recht- 
ſprechung weit über die deutſchen Grenzen hinaus insbeſondere in die Rechte der 
Neutralen eingreift. Wir befinden uns aber in der glücklichen Lage, in der deutſchen 
Priſenordnung eine Grundlage unſerer Rechtſprechung vor uns zu haben, die in 
einer klaren überſichtlichen und ſicheren Form die internationale Vertrags⸗ und 

Staatenpraxis zuſammenfaßt. Die deutſche Priſenordnung ſtellt nichts anderes dar 
als eine Kodifikation des völkerrechtlich allgemein anerkannten See ⸗ 
kriegsrechts. 

Zu dieſer Erkenntnis verpflichtet uns hier in Hamburg überdies nachdrücklich die 
beſondere Tradition unſeres hanſeatiſchen Oberlandesgerichts, bei dem der deutſche 
Priſenhof —nicht zuletzt aus dieſem Grunde — errichtet worden iſt. Stets waren 
Blick und Rechtſprechung dieſes Gerichts die die Weite, aufs Meer und nach Überſee 
gerichtet. Sein Ruf und fein Anſehen im In⸗ und Auslande beruhen in erſter Linie 
auf feiner Rechtſprechung, auf Gebieten, die auch für den Priſenhof von maßgeb⸗ 
licher Bedeutung fein werden, auf den Gebieten des Handels-, See⸗, Seeverſiche⸗ 
rungsrechts und des internationalen Privatrechts. Ich erinnere nur an die Perſön⸗ 
lichkeit jenes Mannes, der drei Jahrzehnte lang Präſident dieſes Gerichts war und 
als ſolcher in der internationalen Juriſtenwelt weite Anerkennung fand, an den 
Präſidenten Sieveking. Noch zwei Monate vor feinem Ableben prägte er als un- 
erſchrockener Vorkämpfer für eine vernünftige Rechtsangleichung der am inter⸗ 
nationalen Rechtsverkehr beteiligten Völker untereinander im September 1909 den 
bekannt gewordenen Satz: „The law of the ocean can be one.“ Zwanzig Jahre bor- 
her war auf der Waſhingtoner Konferenz nur die mehr theoretiſche Forderung er- 
hoben „The law of the ocean must be one“, 
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Möge die Rechtſprechung des Priſenhofes Hamburg ſpäter einmal ein kleiner 
1 zur Schaffung eines wahren einheitlichen Völkerrechts werden!“ 

Von den übrigen Maßnahmen auf dem Gebiet der Rechtspflege iſt ein Gnaden ⸗ 
erlaß des Führers für Rechtsanwälte und Notare vom 30. November 
1989 (RG Bl. J, S. 2342) nachzutragen, nach dem die Vorſchriften des Gnadenerlaſſes 
des Führers für Beamte vom 21. Oktober 1939 auf Rechtsanwälte und Anwalts- 
aſſeſſoren ſinngemäß anzuwenden find. Für die Oſtmark wurden einige Sonder- 
beſtimmungen verfügt. 

Für den Aufbau der Verwaltung in den befreiten Oſtgebieten war die am 8. De⸗ 
zember vom Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung erlaſſene Verord⸗ 
nung über die Zuerkennung der Fähigkeit zum Richteramt an Volks- 
deutſche (RGBl. I, S. 2390) von beſonderer Bedeutung. Danach kann der Reichs⸗ 
juſtizminiſter Volksdeutſchen, die in einem anderen Lande nach den dort geltenden 
Vorſchriften die Fähigkeit zum Richteramt, zum Notaramt oder zum Beruf des 
Rechtsanwalts erworben haben, die Fähigkeit zum Richteramt zuerkennen. Gleich⸗ 
zeitig wird durch die Verordnung die Regelung der Ausbildung der Volksdeutſchen, 
die ſich in einem anderen Lande in der Vorbereitung oder Ausbildung für das Amt 
des Richters oder Staatsanwalts, das Amt des Notars oder den Beruf des Rechts- 
anwalts befanden, dem Reichsjuſtizminiſter übertragen. 

Die Patentanwaltsprüfung für zur Wehrmacht einberufene Anwärter wurde 
durch eine Verordnung des Generalbevollmächtigten für die Reichs verwaltung vom 
11. Dezember (RGBl. I, S. 2398) vereinfacht. Im Falle der Einberufung zur 
Wehrmacht können danach Anwärter auf die Patentanwaltſchaft zur vereinfachten 
Prüfung zugelaſſen werden, wenn ſie nach Ablegung der ſtaatlichen oder akademi⸗ 
ſchen Abſchlußprüfung und nach mindeſtens einjähriger praktiſcher Tätigkeit min- 
deſtens zwei Jahre hindurch mit Erfolg eine praktiſche Tätigkeit auf on Gebiet 
des gewerblichen Rechtsſchutzes ausgeübt haben. Dr. N. 


Die Sozialpolitik 
Von 
Dr. Karſtedt, Miniſterialrat im Reichsarbeitsminiſterium 


England hat bei rund 46 Millionen Einwohnern 1,4 Millionen Arbeitsloſe. Das 
würde, auf die 80 Millionen Großdeutſchlands bezogen, einer deutſchen Arbeits⸗ 
loſenziffer von rund 2,5 Millionen entſprechen. Tatſächlich betrugen die Arbeits⸗ 
loſen in Deutſchland aber Ende November 1938 bereits nur 161 000. Nachdem das 
Reichsarbeitsminiſterium in der letzten Zeit die Arbeitsloſenziffern nicht mehr ver⸗ 
öffentlicht hatte, hat es in der Berichtszeit mit dieſer Zurückhaltung gebrochen und 
mitgeteilt, daß Ende November 1939 bei ſämtlichen großdeutſchen Arbeitsämtern 
(alſo ohne das Protektorat Böhmen und Mähren und die nach dem Polenfeldzug 
neu hinzugetretenen Oſtgebiete) nur 126000 Arbeitsloſe gezählt wurden, von denen 
obendrein nur 18000 voll einſatzfähig und ausgleichsfähig waren. 

Die Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ veröffentlicht in ihrer am 7. Dezember 1939 
herausgegebenen letzten Nummer eine Unterſuchung über das deutſche Volksein - 
kommen im Jahre 1938. Es verlohnt ſich, auf die darin genannten Zahlen um ſo 
mehr einzugehen, als die weſtlichen Demokratien ſich nicht genug darin tun können, 
die Lage des deutſchen Arbeiters als die eines neuzeitlichen willenloſen Sklaven 
darzustellen. Das Volkseinkommen lag nach dieſer Unterſuchung in den Konjunktur⸗ 
jahren 1928/29 bei rund 75,5 Milliarden RM, was einem Kopfeinkommen von 
1185 RM entſprach. In dem Elendsjahr 1932 war das Volkseinkommen auf 
45,2 Milliarden = einem Kopfeinkommen von 696 AM abgefunfen, um dann rapide 
anzuſteigen. 1935 lag es bereits bei 58,7 Milliarden bzw. 877 RM und ſchließlich 
1938 bei 79,7 Milliarden RM bzw. einem Kopfeinkommen von 1166 RM. 

Nicht genug hiermit, hat die dankenswerte Unterſuchung auch das Volkseinkommen 
in Kaufkraft umgerechnet. Danach ergibt ſich, daß, gemeſſen an der Kaufkraft von 
1928, das Volkseinkommen für 1938 96,3 Milliarden RM betrug oder, auf den Kopf 
gerechnet, 1408 RM gegenüber 56,8 Milliarden RM und 875 RM im Jahre 1932. 
Es iſt vielleicht nicht ohne Wert, im einzelnen dazu noch feſtzuſtellen, daß in der 
Land- und Forſtwirtſchaft das Volkseinkommen in den Jahren 1932 bis 1938 von 
3,7 Milliarden RM auf 5,8 Milliarden RM ftieg, in Handel und Gewerbe von 
6 auf 14,8 Milliarden RM und im Sektor Lohn und Gehalt von 25,7 auf 42,7 Mil- 
liarden RM. . 

Durch Zufall wird mir gleichzeitig und als eine Ergänzung aus der Praxis der 
Geſchäftsbericht des Mülheimer Bergwerkvereins in Mülheim / Ruhr für 1988 be- 
kannt. Das Unternehmen beſchäftigte am 31. Dezember 1938 rund 4000 Mann. Bei 
dem Bergwerksverein hat das Durchſchnittsmonatseinkommen je Kopf der Beſchäf⸗ 
tigten im Jahre 1929 noch 202 betragen. Seinen Tiefſtſtand erreichte es 1933 mit 134, 
um 1938 auf 196 geſtiegen zu ſein. Dieſe Zahlen beſtätigen alſo voll das oben Geſagte. 

An wichtigeren geſetzgeberiſchen Maßnahmen iſt aus der Berichtszeit die Ver⸗ 
ordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 12. Dezember 1939 (RGBl. I, S. 2403) zu 
erwähnen. Sie mildert weiterhin die einſchränkenden Beſtimmungen der Kriegs⸗ 
wirtſchaftsverordnung vom 4. September 1939, die den Gefolgſchaften weitgehende 
Opfer zumutete, ab. Die neue Verordnung ſtellt in ihren einleitenden Teilen aus⸗ 
drücklich feſt, daß die Sorge für die Geſundheit aller Schaffenden auch in Kriegs⸗ 
zeiten eine vordringliche Aufgabe des Arbeitsſchutzes bleibe. Trotz der Notwendigkeit 
erhöhter Leiſtungen müſſe jede übergroße Beanſpruchung der Arbeitskraft vermieden 
werden. Die bei Kriegsbeginn angeordnete Lockerung des Arbeitsſchutzes habe des⸗ 
halb nur für die erſte Zeit der Umſtellung auf die neuen Aufgaben gelten können. 
Nachdem dieſe nunmehr vollzogen ſei, habe die Staatsführung wieder die Pflicht 
zum vollen Schutz der Arbeitskraft. Deshalb müßten übermäßige Arbeits- 
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zeiten verhindert werden und der Schutz der Frauen und Jugendlichen ſei wieder 
zu verſtärken. Die Verordnung beſtimmt deshalb, daß, inſoweit die Kriegsverhält⸗ 
niſſe eine Verlängerung der Arbeitszeit erforderlich machen, ſie grundſätzlich 
10 Stunden täglich für den erwachſenen männlichen Arbeiter nicht überſchreiten 
darf. Dabei wird an dem Grundſatz feſtgehalten, daß die regelmäßige Arbeitszeit 
8 Stunden im Durchſchnitt nicht ohne zwingende Gründe überſteigen ſoll, Mehr 
arbeit alſo nur in ſolchen Fällen zuläſſig iſt, in denen ſie nicht durch Einſtellung 
neuer Arbeitskräfte oder in anderer Weiſe vermieden werden kann. 

Für Frauen und Jugendliche können Ausnahmen vom Achtſtundentag nur 
unter ſtrengen Vorausſetzungen zugelaſſen werden. Auch in dringenden Fällen ſoll 
aber die Wochenarbeitszeit von Frauen und Jugendlichen 56 Stunden nicht über⸗ 
ſchreiten (aus Frankreich liegen Meldungen vor, in denen von elfſtündigen Arbeits⸗ 
ſchichten von Frauen berichtet wird). Nachtarbeit ſoll von Frauen und Jugendlichen 
nur im Rahmen der friedensmäßigen Vorſchriften ſowie nach einer Anordnung des 
Reichsarbeitsminiſters vom 11. September 1939 geleiſtet werden. Das bedeutet, daß 
Arbeiterinnen und Jugendliche in der Regel nicht zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr 
morgens beſchäftigt werden dürfen. Die neue Verordnung verbietet die Beſchäftigung 
von Jugendlichen und Frauen in voller Nachtſchicht. 5 : 

Abweichungen von den neuen Vorſchriften find nur in außergewöhnlichen Fällen 
und nur auf Grund beſonderer Genehmigung zuläſſig, für deren Erteilung grund⸗ 
ſätzlich der Arbeitsminiſter zuſtändig iſt. Für die über 10 Stunden geleiſtete Arbeits⸗ 
zeit iſt den e e ralseheen ausdrücklich ein Anſpruch auf angemeſſenen 
Zuſchlag für die Mehrarbeit neben dem Lohn für die Arbeitszeit eingeräumt. 
Dieſer Zuſchlag wird in der Regel 25 v. H. betragen. 

Zum Schluß des diesmaligen Berichts über Deutſchland darf ein Ereignis er- 
wähnt werden, das zwar nicht unmittelbar das Gebiet der Sozialpolitik berührt, 
das aber gleichwohl als Ausdruck des durch den Krieg nicht gelähmten Willens zum 
Schaffen von Neuem charakteriſiert iſt: ich meine die Einweihung des Adolf 
Hitler⸗Kanals und den erſten Spatenſtich zum Oder⸗Donau⸗Kanal. In den 
erſten Tagen des Dezember wurde der Gleiwitz mit der Oder verbindende leiſtungs⸗ 
fähige Adolf Hitler⸗Kanal feinem Zweck übergeben. Damit hat das durch Verſailles 
ſchwer betroffene Oberſchleſien eine Verbindung erhalten, die es aus ſeiner langen 
Aſchenbrödelrolle heraushebt. Der jetzige Endhafen Gleiwitz wird vorausſichtlich 
nicht Endhafen bleiben, da ſchon die Pläne in Arbeit ſind, den Kanal zunächſt nach 
Oſtoberſchleſien weiter zu bauen, vom Tor des oberichlefiihen Induſtriegebiets, 
Gleiwitz, in deſſen Mitte vorzuſtoßen und ſpäter eine Verbindung mit der Weichſel 
zu ſchaffen. Von ebenſo großer Bedeutung iſt die nunmehr endlich erfolgte In⸗ 
angriffnahme des Oder⸗Donau⸗Kanals, eines Planes, der bereits in das 17. Jahr 
hundert zurückgreift und zu Beginn dieſes Jahrhunderts endlich ſeiner Verwirk 
lichung nahe ſchien, als der Ausbruch des Weltkrieges alles weitere verhinderte. 
Weil alle dieſe Arbeiten vor allem dem deutſchen ſchaffenden Menſchen zugute 
kommen, dürfen ſie an dieſer Stelle nicht übergangen werden (ſiehe S. 69). 

In Großbritannien geht der ewige circulus vitiosus: Preisſteigerungen — 
Streikdrohungen — Lohnerhöhungen — Preisſteigerungen ungeſtört weiter. Nach 
den vorliegenden Unterlagen iſt es allerdings nicht möglich, ein völlig einwand⸗ 
freies Bild über die Preisbewegungen in Großbritannien zu erlangen. Kürzlich hat 
die Finanz⸗ und Handelszeitſchrift „The Statiſt“ eine eigene angeblich mit Hilfe 
des Leiters der ſtatiſtiſchen Abteilung im britiſchen Handelsminiſterium zufammen- 
geſtellte Statiſtik über die Anderungen in den Preiſen veröffentlicht. Danach ſollen 
pflanzliche Nahrungsmittel während der beiden Kriegsmonate September und Ok⸗ 
tober im Vergleich zum Auguſt um 37,5 b. H. und Textilwaren in demſelben Zeit⸗ 
punkt um 24 v. H. im Preis geſtiegen ſein. Vom 30. September bis 31. Oktober 
haben ſich die Preiſe für pflanzliche Nahrungsmittel um 19 v. H. erhöht, die für 
Textilwaren um 6,3 v. H. und die für Kurzwaren um 8,7 v. H. Ob es ſich bei dieſen 
Zahlen um Groß⸗ oder Kleinhandelspreiſe handelt, iſt allerdings nicht ohne weiteres 
erkennbar. Daß die Welle der Preisſteigerungen aber noch immer nicht kulminiert, 
beweiſen die in der Berichtszeit erfolgten neuen Lohnforderungen. So ver⸗ 
langen die Gewerkſchaften der Bauarbeiter wie auch die der Textilarbeiter neue 
Lohnzuſchläge mit dem Hinweis, daß die bisherigen Lohnaufbeſſerungen unzu⸗ 
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reichend geweſen ſeien. Die Maſchinenbauarbeiter, die bisher angeblich nur in 
Einzelfällen Lohnaufbeſſerungen erhalten haben, fordern jetzt Lohnerhöhungen um 
10 s die Woche. Im Vordergrund ſtanden in den letzten Tagen die Maſchinenbau⸗ 
arbeiter der Flugzeuginduſtrie, die bereits Verſammlungen zur Durchſetzung ihrer 
Forderungen abhalten und Streikdrohungen vorbringen. Die Landarbeiter gingen 
denſelben Weg. Anfang Dezember kam es in Oxford zu weitgehenden Betriebs- 
einſchränkungen bei der Automobilfabrik Morris Motors und in den Werken der 
Preſſed Steel Company. Die Folge davon waren große Arbeitsloſendemonſtrationen 
in Oxford. Von Intereſſe iſt, daß die Gewerkſchaft der Eiſenbahner am 1. Dezember 
1939 eine Erklärung herausgab, wonach die Eiſenbahngeſellſchaften bis dahin noch 
keine Stellung zur Entſcheidung des Eiſenbahnlohnamts über die Einführung eines 
Mindeſtlohnes getroffen hatten, die beiſpielsweiſe für London 50 s die Woche vor⸗ 
ſieht. In der Erklärung wird kennzeichnenderweiſe darauf hingewieſen, daß das 
Arbeitsminiſterium die Kennziffer für die Lebenshaltungskoſten mit 55 v. H. über 
dem Stand vom Juli 1914 angeſetzt habe, tatſächlich liege fie aber bereits bei 69 v. H. 

Die Arbeitsloſigkeit hat in England bis zum 13. November 1989 eine 
leichte Senkung um 28050 erfahren und lag an dieſem Tag auf 1402 588. Es iſt 
allerdings darauf hinzuweiſen, daß dieſe Zahl, die eine Verſchlechterung der Ar⸗ 
beitsmarktlage um 170 000 gegenüber dem Zeitpunkt des Kriegsausbruches be- 
deutet, um 425 500 gegenüber der Arbeitsloſenziffer vom November 1938 niedriger 
liegt. England hat ſich kürzlich entſchloſſen, die Arbeitsloſenunterſtützungsſätze zu 
erhöhen. Genau wie im Falle der Erhöhung der Sätze für den Unterhalt der Fa⸗ 
milien der zum Heer Einberufenen handelt es ſich aber um eine ganz geringfügige 
Verbeſſerung, die praktiſch kaum zu Buch ſchlagen dürfte. 

In Frankreich ſind neuerdings Sonderfeſtſetzungen hinſichtlich der Lohn⸗ und 
Arbeitsbedingungen für den Bergbau erlaſſen. Die Kollektivverträge bleiben auch 
hier grundſätzlich für die Dauer des Krieges in Kraft. Einzelheiten können auf 
Grund von Vereinbarungen zwiſchen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganiſationen 
abgeändert werden. Die endgültige Zuſtimmung liegt beim Arbeitsminiſter, gegen 
deſſen Votum ein Einſpruch nicht möglich iſt. Andererſeits iſt der Miniſter von 
Amts wegen berechtigt, beſtehende Konventionen abzuändern, wenn ſie nach ſeiner 
Anſicht nicht mit den Notwendigkeiten der Erzeugung oder des Arbeitsertrages im 
Einklang ſtehen. Im Zuſammenhang mit dieſen Anordnungen wird den Berg⸗ 
arbeitern ihr Mandat entzogen, ſoweit ſie dem Arbeitsausſchuß für Sicherheits⸗ 
weſen in den einzelnen Bergbaugebieten angehörten. Die Ernennung der Mit⸗ 
glieder erfolgt in Zukunft durch den Arbeitsminiſter und den Miniſter für öffent⸗ 
liche Arbeiten, die ſich dabei an die Vorſchläge der größten Arbeitervertretungen 
halten. Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt offenbar der, auch im Bergbau die Ver⸗ 
treter der kommuniſtiſchen Organiſationen auszuſchalten. 

Die Bemühungen der franzöſiſchen Regierung, die Preiſe nach Möglichkeit auf 
dem Stand vom Kriegsbeginn zu halten, erleiden mindeſtens auf vielen Gebieten 
offenbar Schiffbruch. So hat die Erhöhung der Kohlengroßhandelspreiſe inzwiſchen 
auch den Kleinhandel in ſeinen Bereich gezogen; für Paris und ſeine Vororte wurde 
mit Wirkung vom 25. November 1939 eine erhebliche Steigerung der Kohlenpreiſe 
und ſonſtiger Brennſtoffe genehmigt. 

Die Arbeitsloſigkeit hat ſich offenbar auf der gleichen Höhe gehalten. Sie beträgt 
noch immer 325 000. 

In Belgien iſt eine Vereinbarung dahin zuſtande gekommen, daß im Stein- 
kohlenbergbau in Zukunft ſtatt 71/2 8 Stunden gearbeitet werden ſoll, wobei alle 
drei Wochen ein Sonderurlaubstag einzuschalten iſt. Auf Grund dieſer Regelung 
wird ein Mehranfall der belgiſchen Steinkohlenförderung von jährlich 800 000 t 
erwartet. Ungefähr gleichzeitig ſind aber die Löhne der Grubenarbeiter nach heftigen 
Kämpfen vom 3. Dezember 1939 ab um 2% v. H. erhöht worden. Insgeſamt find 
die Kohlenpreiſe inzwiſchen um rund 12 v. H. geſtiegen. Bei der Bedeutung des 
Steinkohlenbergbaues nicht nur für Belgien ſelbſt, ſondern auch für Frankreich, 
ſcheint hierin eine erhebliche Gefahrenquelle zu liegen. 

Bis zu den erſten Tagen des Dezember hatte die Arbeitsloſigkeit erneut zuge 
nommen. Bei einer Bevölkerung von rund 8 Millionen wurden nicht weniger als 
213 977 Arbeitsloſe gezählt. 


65 


In Luxemburg find die Gemeinden aufs neue vor das Problem der Fürſorge 
für die Arbeitsloſen geſtellt. Nach einer belgiſchen Meldung vom Anfang Dezember 
ſoll die Erzeugung im Eſcher Induſtriegebiet im Dezember um ein Drittel geringer 
ſein als im Vormonat; wahrſcheinlich werde nur an 21 Tagen gearbeitet werden. 
Als Grund für die ſchlechte Lage wird der Mangel an Rohſtoffen angegeben. Ein 
Stahlwerk in der Stadt Luxemburg ſelbſt habe aus Mangel an Aufträgen rund 
100 Arbeiter und Angeſtellte entlaſſen müſſen. 

Auch in Dänemark iſt die Arbeitsloſigkeit erneut ſcharf angeſtiegen und betrug 
Ende November 118212 gegen 90 537 Ende Oktober. Von Intereſſe iſt, daß in 
Dänemark eine Vereinbarung zwiſchen den däniſchen Gewerkſchaften und dem 
däniſchen Reedereiverein zuſtande gekommen iſt, nach der ein großer Teil der See⸗ 
leute automatiſch gleitende Lohnerhöhungen mit Steigen der Lebenshaltungsricht⸗ 
zahl erhält. So bekommen Heizer und Kohlentrimmer eine Teuerungszulage von 
2,15 Kronen monatlich, Matroſen, Bootsleute uſw. von 2,25 Kronen und Schiffs- 
jungen eine ſolche von einer Krone für jeden Punkt, um den die Richtzahl ſteigt. 

Aus den Vereinigten Staaten liegen, allerdings nicht zahlenmäßig, Angaben 
vor, die darauf ſchließen laſſen, daß der Anfang November gemeldete Rückgang 
der rieſigen Arbeitsloſenziffer ſich nicht fortgeſetzt hat. Andererſeits ſcheinen ſchon 
der kleine Rückgang und die Hoffnung auf die von dem Krieg zu erwartenden Ge⸗ 
winne die beiden Gewerkſchaftsgruppen, nämlich die American Federation of Labour 
unter Green und das Committee of Induſtrial Organization unter Lewis veranlaßt 
zu haben, wieder erneut ihre Machtgelüſte geltend zu machen. 
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Die Wirtfchaft 


England hatte ſich von Beginn des von ihm ſelbſt gewollten und veranlaßten 
Krieges darauf eingeſtellt, den Kampf gegen das aufſtrebende Deutſchland am 
wenigſten mit den Waffen, ſondern vielmehr in der bereits zur Tradition geworde⸗ 
nen Art des Wirtſchaftskrieges zu führen. Auf die Einhaltung völkerrechtlicher Be 
ſtimmungen wurde auch jetzt ebenſo wie im Weltkriege keine Rückſicht genommen. 
Man hatte jedoch diesmal überſehen, daß die Lage des Großdeutſchen Reiches in 
jeder Weiſe eine andere war als zu Beginn des Weltkrieges, und mußte ſich des⸗ 
halb bald von der Wirkungsloſigkeit der bisherigen Maßnahmen überzeugen Die 
brutalen engliſchen Methoden des Handelskrieges trafen in immer ſtärkerem Maße 
die neutralen Staaten, wobei die Intenſität des engliſchen Vorgehens ſich mit der 
zunehmenden Größe und Bedeutung der neutralen Staaten in auffallender Weiſe 
verringerte. Ein Eingeſtändnis der Erfolgloſigkeit des bisherigen Wirtſchaftskrieges 
gegen Deutſchland war ſchließlich auch darin zu erblicken, daß Ende November eine 
Erportblodade gegen deutſche Waren mit einer fadenſcheinigen und ſehr frag- 
würdigen Begründung in Szene geſetzt wurde. 

Dieſe jedes Völkerrecht verletzende britiſche Maßnahme richtete ſich erſt recht 
gegen die Neutralen, die ſofort in London und Paris energiſch Proteſt einlegten. 
Am 4. Dezember trat nun die allen Abmachungen des internationalen Seerechts 
widerſprechende britiſche Verordnung in Kraft. Die japaniſche Regierung ließ 
durch ihren Botſchafter in London ſofort nach dem Inkrafttreten nochmals ſchärfſten 
Proteſt einlegen und eine Sonderbehandlung ihrer Importe deutſcher Herkunft 
fordern. Auch der ſpaniſche Botſchafter ſprach am 5. Dezember im engliſchen 
Außenamt vor, proteſtierte gegen die rechtswidrige Ausfuhrblockade und brachte 
zum Ausdruck, daß ſich feine Regierung alle Rechte vorbehalte. Die Regierung der 
Vereinigten Staaten erhob am 8. Dezember ebenfalls Vorſtellungen gegen 
den engliſchen Beſchluß, alle Schiffe mit Waren aus Deutſchland nach dem 4. De 
zember anzuhalten. In der amerikaniſchen Note kam zum Ausdruck, daß ſie eine 
Blockade nur anerkennen könne, wenn ſie effektiv ſei, nicht aber einen derartigen 
Beſchluß, der ſich auf Schiffe beziehe, die weit außerhalb des Kriegsgebiets fahren, 
und der legitime Intereſſen amerikaniſcher Bürger verletze. 

Neben dem ſcharfen japaniſchen Proteſt, der in einer Androhung von ſofortigen 
Gegenmaßnahmen gipfelte, kommt der Proteſtnote beſondere Bedeutung zu, die das 
Außenkommiſſariat der Sowjetunion am 10. Dezember der britiſchen Botſchaft 
in Moskau überreichte. In der Note wird feſtgeſtellt, daß die britiſchen Maßnahmen 
das Völkerrecht verletzen und insbeſondere den Handel und die Intereſſen der 
neutralen Staaten auf das ſchwerſte beeinträchtigen. Die neue „präzedenzloſe“ 
Methode der britiſchen Regierung im Handelskrieg gegen Deutſchland werde 
deshalb von der Sowjetregierung auf das ſchärfſte abgelehnt, wobei ſich die Sowjet⸗ 
regierung das Recht vorbehält, für alle ihr daraus eventuell entſtehenden Schäden 
Erſatz zu fordern. 

Die Schäden des völkerrechtswidrigen britiſchen Vorgehens abzuwehren, wird 
nunmehr Sache der einzelnen neutralen Staaten ſein. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
ihr Verhalten von deutſcher Seite aufmerkſam verfolgt wird, da der Standpunkt 
Deutſchlands eindeutig dahingehend feſtſteht, daß ein neutrales Land zu echter Neu⸗ 
tralität nach beiden Seiten verpflichtet iſt. ; 

Das rigoroſe Vorgehen der britiſchen Wirtſchaftskriegsführung wurde in Deutſch⸗ 
land, wie nicht anders zu erwarten, aufmerkſam geprüft, aber mit der Ruhe und 
Zuverſicht aufgenommen, die aus dem Vertrauen in die Sicherheit ſeiner Verſor⸗ 
gungslage und den entſcheidenden Vorſprung ſeiner Kriegswirtſchaft vor den unter 
ſchweren Mängeln leidenden Wirtſchaftskräften ſeiner Gegner entſpringt. Einen 
überaus eindrucksvollen Einblick in die kriegswirtſchaftlichen Vorbereitungen 
Deutſchlands und ihre Bewährung in den erſten drei Kriegsmonaten ſowie über 
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die nicht zu erſchütternde kriegswirtſchaftliche Überlegenheit des Reiches vermittelte 
eine Rede des Reichswirtſchaftsminiſters Funk am 10. Dezember im Rahmen der 
Hochſchulwoche der Techniſchen Hochſchule München. Der Miniſter wies in ſeiner 
Rede auf die gewiſſe Genugtuung hin, die wir empfinden, wenn wir ſehen, wie 
unſere Gegner, die ſich immer ſo ſehr ihrer freiheitlichen Methoden gerühmt haben, 
nun unter dem Zwange der Not verſuchen, einen nach dem anderen der oft ver⸗ 
läſterten nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsgrundſätze anzuwenden, aber mangels 
Autorität und entſprechender geiſtiger Vorausſetzungen mehr Verwirrung als Nutzen 
Kin, Deutſchland beſaß bei Kriegsbeginn eine gut eingeſpielte Organiſation, in 
ie ſich die Maßnahmen der wirtſchaftlichen Mobilmachung leicht eingefügt haben. 
Hierbei kommen uns die großen Vorzüge einer autoritären Staatsführung zugute. 

Beſonders wichtig waren die Ausführungen Funks über die Aufrechterhaltung 
des größten Teils des deutſchen Außenhandels und die Probleme der Kriegs 
finanzierung. Reichsminiſter Funk nahm zu dieſen Fragen wie folgt Stellung: 

„Unfere ganze Wirtſchafts⸗ und Außenhandelspolitik ift ſeit Jahren darauf ge⸗ 
richtet, uns von ſolchen Zufuhren unabhängig zu machen, die uns im Ernſtfall 
unterbunden werden können, und das iſt auch in hohem Maße gelungen. Wir haben 
gewiß auf den Überſeehandel gezählt, weil wir hier ein willkommenes Betätigungs- 
feld für unſeren Wagemut und unſeren Unternehmungsgeiſt erblicken und weil ein 
vielſeitiger Güteraustauſch den Lebensſtandard aller Beteiligten zu heben und die 
Anknüpfung kultureller Beziehungen zu fördern geeignet iſt. Aber die Zeiten, da 
wir weitgehend vom Welthandel abhängig waren, ſind glücklicherweiſe vorbei. Es 
iſt eine merkwürdige Ironie der Geſchichte, daß ausgerechnet England, das Welt⸗ 
handelsland par excellence, ſeit 25 Jahren alles tut, dieſen Welthandel ſo gründlich 
wie nur möglich zu ſtören. Erſt die Blockade des Weltkrieges, der Raub der deut- 
ſchen Kolonien, der Raub des deutſchen Privateigentums, ſpäter, als es galt, einen 
neuen Welthandel aufzubauen, die Errichtung hoher Zollmauern, die Abſchließung 
des Empires durch die Ottawa⸗Verträge, die Währungsabwertung und das jahre⸗ 
lange Spiel mit dem ſchwankenden Pfundkurs. Jetzt ſoll anſcheinend mit der aber- 
maligen Blockade in ſchärfſter Form der freie Welthandel endgültig ruiniert werden, 
damit in Zukunft die Diktatur des britiſchen Kapitaliſten durch den fairen Wett⸗ 
bewerb junger, tüchtiger Nationen nicht mehr geſtört wird. Aber über ſolche Me⸗ 
thoden iſt das 20. Jahrhundert doch ſchon hinausgewachſen. Wir haben jedenfalls für 
unſeren Handel bereits Wege gefunden, die von England nicht geſtört werden 
11 nm haben diefen Handel auf der Grundlage der Gegenſeitigkeit nachhaltig 
ausgebaut. 

Zu den natürlichen Austauſchbeziehungen mit dem Südoſten kommt nun auch 
nach dem Vertragswerk mit der Sowjetunion das rieſige ruſſiſche Reich mit 
feinen unermeßlichen Rohſtoffvorräten und ſeinem großen Fertigwarenbedarf. Für 
das, was uns der Überſeehandel nicht mehr zu geben vermag, werden wir zum 
guten Teil in Rußland Erſatz finden. Die Verhandlungen, im Geiſte der Verſtändi⸗ 
gung und des Entgegenkommens geführt, haben ſich gut angelaſſen. Der große 
Futtergetreideabſchluß iſt bereits bekanntgegeben worden. Namhafte Poſten an Erzen, 
Metallen, Erdöl, Baumwolle und Wolle ſind uns zugeſagt. Auch hier arbeitet die 
Zeit für uns. Die ruſſiſche Erzeugung iſt außerordentlich ſteigerungsfähig, und wenn 
ſich der Austauſch erſt einmal eingeſpielt hat, iſt mit regelmäßig zunehmenden Lie⸗ 
ferungen zu rechnen. Während wir im Weltkrieg von drei Seiten eingeſchloſſen 
waren, ſtehen uns heute für unſere Verſorgung der geſamte europäiſche Kontinent 
öſtlich Frankreichs und weite Teile Aſiens zur Verfügung. Mag England getroſt 
an den Eingängen der Nordſee auf der Lauer liegen, in dem weiten mittel- und 
oſteuropäiſchen Raum wird ſich ein reger und vielſeitiger Güteraustauſch vollziehen, 
bei dem jeder auf ſeine Koſten kommt und jeder das erhält, was er braucht. 

So hat ſich der deutſche Außenhandel in den erſten Kriegsmonaten noch recht zu- 
friedenſtellend entwickelt. Gleichwohl blieben noch erhebliche Umſtellungsſchwierig⸗ 
keiten zu meiſtern. Beſondere Aufmerkſamkeit verdient die Rohſtoffverſorgung 
der Ausfuhrinduſtrie, die zur Aufrechterhaltung unſerer Lieferfähigkeit geſichert 
werden muß. Da Deutſchland mit ſeinen Rohſtoffvorräten haushälteriſch umgehen 
muß, iſt auch auf dem Gebiete der induſtriellen Rohſtoffe eine Bewirtſchaftung er- 
forderlich, die in den Händen der Reichsſtellen liegt. Mit der Rohſtoffbewirtſchaftung 
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muß auch eine ſinnvolle Lenkung des Arbeitseinſatzes Hand in Hand gehen, bei 
der im Einvernehmen mit den Militärbehörden zwiſchen den militäriſchen und den 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten ein befriedigender Ausgleich gefunden wird. 

Das Finanzierungsproblem pflegt die Gemüter im allgemeinen lebhafter 
als alles andere zu beſchäftigen. Von dem unehrlichen Mittel der Inflation ab» 
geſehen, beſtehen praktiſch zwei Finanzierungsmöglichkeiten: die ſyſtematiſche Heran⸗ 
ziehung von Erſparniſſen und die Beſteuerung. Im erſten Falle appelliert man 
an die freiwillige Mitarbeit, während Steuern einen zwangsweiſen Eingriff dar- 
ſtellen. Steuern haben den Vorteil, daß mit ihrem Eingang die Kriegsausgaben 
endgültig gedeckt find, während Anleihen verzinſt und ſpäter getilgt werden müſſen. 
Die nationalſozialiſtiſche Kriegsfinanzierung wird von den beiden Grundſätzen be ⸗ 
herrſcht, daß eine Geldentwertung vermieden und die Bildung von Kriegs⸗ 
gewinnen unterbunden werden ſollen. Wir werden dafür ſorgen, daß die Erſparniſſe 
des deutſchen Soldaten und des deutſchen Arbeiters ihren Wert behalten, und werden 
es nicht dulden, daß irgend jemand ſich am Kriege bereichert. . 

Es iſt notwendig, die Wirtſchaft im Kriege flüſſig zu erhalten und insbeſondere 
die Kreditkraft der Banken nachhaltig zu ſtärken. Der Geldmarkt hat denn auch die 
Mittel zur Beſtreitung der durch Steuern nicht gedeckten Ausgaben ohne Schwierig⸗ 
keiten hergegeben. Daß der Kapitalmarkt heute wieder durchaus für größere öffent⸗ 
liche Emiſſionen aufnahmefähig iſt, haben die glatte Unterbringung der Reichsbahn⸗ 
anleihe und der folgenden Induſtrieanleihen gezeigt. Ob jo etwas zur Zeit in 
Frankreich möglich wäre, erſcheint ſehr zweifelhaft. 

Der Schwerpunkt unſerer Kriegsfinanzierung liegt im übrigen bei den Steuern. 
Dabei hält ſich die Belaſtung durch die neueingeführten Steuerzuſchläge durchaus in 
erträglichen Grenzen. Der Steuerdruck darf auch nicht übermäßig geſteigert werden, 
denn das hätte ja zur Folge, daß jede Wirtſchaftsinitiative, auf die wir trotz aller 
ſtaatlichen Regelung gerade jetzt nicht verzichten wollen, gelähmt wird. Auch dem 
deutſchen Arbeiter ſoll nicht mehr zugemutet werden, als er billigerweiſe tragen 
kann. Demgegenüber wiegen die Laſten, die dem Arbeiter heute zum Beiſpiel in 
Frankreich aufgebürdet werden, für dieſen um ſo ſchwerer, als er nicht den gleichen 
ſozialen und wirtſchaftlichen Rückhalt wie der deutſche Arbeiter beſitzt. 

Wenn bewußt auf eine ſtärkere Anziehung der Steuerſchraube bisher verzichtet 
wurde, jo konnte dies nicht zuletzt im Hinblick auf die Selbſtdiſziplin der Be⸗ 
völkerung geſchehen. Das Vertrauen des deutſchen Volkes in die Reichsführung 
iſt unſer ſtärkſtes Kriegskapital. Die nationalſozialiſtiſche Regierung kennt das 
deutſche Volk genau genug, um zu wiſſen, daß die für den täglichen Bedarf nicht 
erforderlichen Einkommensteile vorwiegend geſpart werden, ſei es durch Einzahlung 
bei den Sparkaſſen und ſonſtigen Kreditinſtituten, ſei es durch Abſchluß von Lebens⸗ 
berficherungen und ähnlichem. Es wird aber notwendig fein, den Sparanreiz 
im Kriege durch geſunde vernünftige Sparmethoden zu erhöhen. Das Kriegsſparen 
muß zu einer nationalen Pflicht des deutſchen Volkes erhoben werden. Auf dieſe 
Weiſe wird vermieden, daß die freie Kaufkraft ſich auf den Verbrauchsgütermärkten 
in Ausverkäufen auswirkt. Unter dieſem Geſichtspunkt hat das Marken- und Be⸗ 
zugſcheinſyſtem auch eine große währungspolitiſche Bedeutung, indem es durch Bu- 
teilung beſtimmter Mengen eine preistreibende Konkurrenz unter den Kaufluſtigen 
ausſchaltet. Darüber hinaus iſt die Preiskontrolle verſtärkt worden. Auch hier ſtand 
in der Behördenorganiſation des Preiskommiſſars und der Preisprüfungs⸗ und 
Preisüberwachungsſtellen bereits ſeit einigen Jahren ein gut eingeſpielter Apparat 
zur Verfügung.“ 

Aus der Rede des Reichswirtſchaftsminiſters ſprach das unbedingte Vertrauen in 
die Leiſtungsfähigkeit und die Schaffenskraft des deutſchen Volkes. Wiederum legte 
das deutſche Volk und ſeine Führung in der erſten Dezemberhälfte ein Zeugnis der 
ihm innewohnenden Kraft ab. Nach faſt ſechsjähriger Bauzeit wurde der Adolf 
Hitler⸗Kanal, der das oberſchleſiſche Induſtriegebiet mit der Oder verbindet, 
fertiggeſtellt und am 8. Dezember durch Reichsminiſter Rudolf Heß, der auch am 
14. Mai 1934 bei dem Beginn der Arbeiten zugegen war, ſeiner Beſtimmung über- 
geben. Wenige Stunden nach der feierlichen Einweihung des Adolf Hitler⸗Kanals 
wurde dann vom Stellvertreter des Führers der erſte Spatenſtich zum Oder ⸗ 
Donau-Kanal getan, jener großzügigen Schiffahrtsverbindung, deren Aufgabe 
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es fein wird, den Güteraustauſch zwiſchen Schleſien, der Oſtmark und dem Pro- 
tektorat zu erleichtern und darüber hinaus den deutſchen Oſtraum mit dem Balkan 
zu verbinden. 

Reichsverkehrsminiſter Dr. Dorpmüller gab in ſeiner Anſprache bei der Ein⸗ 
weihung des Adolf Hitler⸗Kanals einen Überblick über die gewaltige Bedeutung 
des deutſchen Binnenſchiffahrtsſyſtems für die ſchaffende Bevölkerung, wenn einmal 
im Weſten der Rhein und im Oſten die Oder mit der Donau verbunden ſind, wenn 
ſich ein Kanalring um und durch Deutſchland zieht, an dem die Hauptproduktions⸗ 
ſtätten unſeres Vaterlandes angeſchloſſen ſind oder noch angeſchloſſen werden können. 
„Ein Ring, der im Norden den Rhein, die Weſer, die Elbe und Oder unter ſich 
und mit der Nord⸗ und Oſtſee verbindet und im Süden über die Donau das 
Schwarze Meer erreicht. Dazu kommt noch, daß eine öſtliche Verlängerung des 
Adolf Hitler⸗Kanals die Weichſel auf ihrem ganzen Lauf unter deutſchen Einfluß 
bringt und ſich außerdem noch die Perſpektive einer Kanalverbindung nach dem 
Dujeſtr und damit auf einen zweiten Waſſerweg zum Schwarzen Meer eröffnet.“ 

Die gewaltigen Perſpektiven, die ſich aus den Ausführungen des Reichsverkehrs⸗ 
miniſters ſomit für den geſamten deutſchen Oſtraum ergeben, wurden unterſtrichen 
durch einen Artikel des Staatsſekretärs im Reichsernährungsminiſterium Willi- 
kens, der am 14. Dezember in der deutſchen Preſſe erſchien und auf die Möglich⸗ 
keiten hinwies, die in dieſem Raum liegen, der früher als die Kornkammer des 
Deutſchen Reiches bekannt war. Dieſes deutſche Land ſoll, ſobald es die Umſtände 
erlauben, wieder die Exiſtenzgrundlage für Zehntauſende tüchtiger deutſcher Bauern ⸗ 
familien werden. In erſter Linie iſt der deutſche Soldat, der dieſen Boden mit der 
Waffe in der Hand und mit ſeinem Blute zurückgewonnen hat, berechtigt, Anſprüche 
zu ſtellen. Aus dieſen Erwägungen folgt, wie Staatsſekretär Willikens weiterhin 
ausführte, daß, ſolange der uns im Weſten aufgezwungene Kampf nicht ſiegreich 
beendet iſt, an eine Anſetzung deutſcher Bauern als Eigentümer in den neuen Pro⸗ 
vinzen nicht gedacht werden kann. Bis zu dieſem Zeitpunkt muß alſo die bisherige 
treuhänderiſche Bewirtſchaftung des Bodens beibehalten werden. Lediglich den 
bäuerlichen Familien unter den auf den Ruf des Führers zurückkommenden Volks- 
deutſchen muß ſchon vorher in dieſem Raum eine neue Heimat, eine neue Exiſtenz 
gegeben werden. 5 3 

Ein eindrucksvolles Bild über den deutſchen Aufbau in Polen vermittelte ein um 
die Mitte des Monats Dezember bekanntgewordenes Teilergebnis aus dem Gebiet 
der Beskiden, in dem in zehn Wochen Arbeit 140 Kilometer neue Straßen her⸗ 
geſtellt wurden. Insgeſamt arbeiten etwa 50 000 Männer der Organiſation Todt am 
Bau von Straßen und Brücken im Generalgouvernement und leiſteten bisher mehr 
Kulturarbeit und Ziviliſation als die früheren polniſchen Regierungen mit ihrem 
jüdiſchen Anhang in ganzen 20 Friedensjahren vollbringen konnten. 

Die zunehmende Bedeutung des nun wiederum zum Deutſchen Reich gehörenden 
oſtoberſchleſiſchen Induſtriegebietes ſowie des Olſagebietes kam bei einer Be⸗ 
ſichtigungsreiſe zum Ausdruck, die Reichswirtſchaftsminiſter Funk vom 13. bis 
15. Dezember durch dieſe unter deutſcher Leitung wieder aufblühenden Induſtrie 
reviere unternahm. 

Auf dem Gebiet des Bank- und Sparkaſſenweſens waren einige organiſatoriſche 
Maßnahmen von beſonderer Bedeutung. Durch eine Verordnung des Miniſterrats 
für die Reichsverteidigung vom 5. Dezember (RG Bl. I, S. 2413) wurde der Reichs- 
wirtſchaftsminiſter ermächtigt, auf dem Gebiet des Kreditweſens die zu einer 
zweckmäßigen Geſtaltung der Organiſation erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann insbeſondere Kreditinſtitute neu errichten, auf⸗ 
heben, zuſammenſchließen oder umwandeln, beſtehende Satzungen ändern, neue 
Satzungen einführen und hierbei die zur Abwicklung der Geſchäfte und zur Aus. 
einanderſetzung zwiſchen den Beteiligten erforderlichen Anordnungen treffen und 
kann bei ſeinen Maßnahmen von dem beſtehenden Recht abweichen. 

Das am 7. Dezember verkündete „Geſetz über die Deutſche Landesrenten- 
bank“ (RGBl. I, S. 2405) bildete den Abſchluß des Übergangs des preußiſchen 
Siedlungsvermögens auf das Reich auf Grund des Staatsvertrages zwiſchen Reich 
und Preußen vom 16. Juni 1937. Die Preußiſche Landesrentenbank wird danach in 
ein Reichsinſtitut umgewandelt. Das Geſetz ſoll die finanzielle Weiterführung der 
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Neubildung deutſchen Bauerntums ficherftellen, enthält aber keine Frage von grun 
ſätzlicher ſiedlungspolitiſcher Bedeutung. Eine etwa notwendig werdende Neuord⸗ 
nung des geſamten bäuerlichen Siedlungsweſens und ihre geſetzliche Neugeſtaltung 
wird durch dieſes Geſetz vom 7. Dezember weder behindert noch berührt. 

Die Lage am deutſchen Geldmarkt erwies ſich genau wie in den vorhergehenden 
Wochen allen Anforderungen gegenüber gewachſen Überhaupt zeigte ſich gerade hier 
das Vertrauen des deutſchen Volkes in ſeine Wirtſchaftsführung von der beiten 
Seite. Bei dem geſamten Bank⸗ und Kreditgewerbe trug eine vorbildliche Haltung 
dazu bei, beſorgte Gemüter zu beſchwichtigen. Dadurch war es, wie Miniſterialdirek 
tor Lange in einem in der Berliner Wirtſchaftshochſchule gehaltenen Vortrag über 
Finanzierungsfragen betonte, in Deutſchland nicht nötig, wie es Keynes in Eng⸗ 
land vorſchlug, ein Zwangsſparen einzuführen. . 

Wenn auch die günſtige Lage des Geldmarktes und die geſicherte Finanzkraft des 
Reiches als überaus wertvolle Vorausſetzungen für das Beſtehen des uns aufgezwun⸗ 
genen Kampfes zu werten ſind, ſo iſt doch entſcheidend der Vorſprung, den das 
Reich in bezug auf die Arbeitskraft ſeines Volkes hat. Die Sicherſtellung des 
Facharbeiterbedarfs gehört zu den weſentlichſten Vorausſetzungen zur Durch⸗ 
führung der vorgeſehenen kriegswirtſchaftlichen Aufgaben. Durch eine Verordnung 
vom 15. Dezember (RGBl. I, S. 2425) regelte der Beauftragte für den Vierjahres⸗ 
plan die Ausbildung von Fachkräften. Die Maßnahmen, die notwendig ſind, um die 
Leiſtungsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft durch die Ausbildung und Förderung 
von Fachkräften zu heben, trifft danach der Reichswirtſchaftsminiſter im Einverneh⸗ 
men mit den beteiligten Reichsminiſtern. Zu dieſem Zweck wurde der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter insbeſondere ermächtigt, einzelne Vorſchriften der Reichsgewerbeord⸗ 
nung zu ändern oder das Geſetz durch neue Vorſchriften zu ergänzen. 


Während ſich im Deutſchen Reich immer neue poſitive Ergebniſſe auf allen Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten nachweiſen laſſen, wie das auch in der Erhöhung des deutſchen Volks- 
einkommens im Jahre 1938 um 9,8 v. H. zum Ausdruck kommt, machen ſich in 
gleicher Weiſe bei unſeren Gegnern immer neue Zeichen einer unbefriedigenden 
Wirtſchaftslage bemerkbar. Die Erfolge der deutſchen Gegenblockade führten in Eng⸗ 
land zu weiteren Einſchränkungsmaßnahmen. Wenn auch die ſich in den erſten 
beiden Wochen des Monats Dezember in ſtarkem Maße erhöhenden Schiffsverluſte 
von der britiſchen Propaganda durch immer neue ſich widerſprechende Zahlenangaben 
in ihrer Bedeutung abgefälſcht wurden, ſo beweiſt die Mitteilung des Miniſters für 
die Handelsſchiffahrt im Unterhaus, daß die britiſche Regierung ſich genötigt febe, 
britiſche Schiffe für den Transport von Lebensmitteln über die nordatlantiſche 
Route zu requirieren, den zunehmenden Mangel an Schiffsraum. Der beabſichtigte 
Kauf von USA-Dampfern iſt ebenfalls als ein Zeichen für die Knappheit an Fracht⸗ 
tonnage zu werten. 


„Dieſe negativen Merkmale der engliſchen Wirtſchaftslage führten in der Preſſe zu 
immer neuen Forderungen auf Verdrängung Deutſchlands von den Welt · 
märkten. Nach dem völkerrechtswidrigen Exportraub, deſſen Auswirkungen auf die 
deutſche Wirtſchaftslage man anſcheinend doch nicht in dem zunächſt vorgeſehenen 
Maß als genügend erachtet, geſellte ſich nunmehr die Forderung nach einem ſtaatlich 
gelenkten Dumping auf allen neutralen Märkten. Bei dieſen zunächſt propagandiſtiſch 
herausgeſtellten Forderungen kam gleichzeitig das Mißtrauen in die Organiſation 
der eigenen Exportwirtſchaft und überhaupt in die Leitung der geſamten engliſchen 
Wirtſchaft zum Ausdruck, da man eingeſtehen mußte, daß in Wirtſchaftsfragen un- 
gefähr ſechs verſchiedene Miniſterien durcheinander beſtimmen. 


Wie England eine etwaige Unterbietung Deutſchlands auf den neutralen 
Märkten vornehmen will, bleibt zweifelhaft, da die neutralen Staaten bei ihren 
reibungslos funktionierenden Wirtſchaftsbeziehungen zu Deutſchland mit ſeinem 
ſo überaus reichen Bedarf kaum auf dieſe durchſichtigen Manöver eingehen werden. 
Der Rückgang der engliſchen Ausfuhr um 44,5 v. H. im Monat Oktober hat 
den maßgeblichen Wirtſchaftskreiſen ein mehr als anſchauliches Bild von den Mög- 
lichkeiten einer Verſtärkung der Wirtſchaftsbeziehungen zu England gegeben. Jeden ⸗ 
falls konnte von den zahlreichen in London laufenden Wirtſchaftsbeſprechungen mit 
ausländiſchen Staaten keine zum Abſchluß gebracht werden. Im Gegenſatz zur eng · 
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liſchen Preſſe ſtellten die Zeitungen der betreffenden Staaten immer wieder feſt, 
daß neue Schwierigkeiten aufgetaucht ſeien. 

Die zunehmenden Erfolge der deutſchen Seekriegsführung machten eine Er- 
höhung der Schiffsverſicherungsprämien in England erforderlich. Der 
Ausfall von Schiffsraum führte dazu, daß ſich in den engliſchen Dominien allmäh- 
lich große Beſtände anſammelten, die auf die Wirtſchaft des von dem Export dieſer 
Rohſtoffe abhängigen Länder einen immer ſtärkeren Druck ausübten. 

Die einzige Freude auf wirtſchaftlichem Gebiet ſcheint Großbritannien lediglich 
mit ſeinem ihm auf allen Gebieten völlig hörigen Bundesgenoſſen Frankreich zu 
haben. Schatzkanzler Sir John Simon begab ſich Anfang des Monats nach Paris, 
um mit Finanzminiſter Reynaud Verhandlungen in erſter Linie über die Gleich⸗ 
ſchaltung der finanziellen Operationen im Ausland zu führen. Weiterhin wird man, 
wie es in einer Verlautbarung der „Financial News“ hieß, zu einer Verſtändigung 
über die „gleichmäßige Verteilung der finanziellen Bürden“ kommen müſſen. D. h. 
der franzöſiſche Steuerzahler hat das zweifelhafte Vergnügen, die engliſchen Schul⸗ 
den zu bezahlen, alſo die bereits bezahlten Blutgelder an die ehemalige Tſchecho⸗ 
Slowakei und das geweſene Polen ſowie die etwa noch zu vergebenden Anleihen mit 
zu übernehmen. 

Nach Abſchluß der Verhandlungen teilte Finanzminiſter Reynaud am 13. De 
zember mit, daß man übereingekommen ſei, eine umfaſſende Vereinbarung über 
die Herſtellung einer Währungsſolidarität zwiſchen beiden Ländern abzu⸗ 
ſchließen. Das Kursverhältnis zwiſchen Pfund und Frank wurde nicht geändert. 
Die Vorteile der ſtarren Verknüpfung des immer weiter fallenden Pfundes an den 
Frank wird natürlich nur England haben. 

Das Finanzabkommen wurde natürlich in der engliſchen Preſſe begeiſtert begrüßt. 
Finanzminiſter Reynaud verſuchte in einer Rede vor der Kammer durch eine bom⸗ 
baſtiſche Schilderung der wirtſchaftlichen Möglichkeiten Frankreichs und Englands 
den fatalen Eindruck zu verwiſchen, den die einſeitige Belaſtung des franzöſiſchen 
Volkes nun auch mit den finanziellen Opfern des engliſchen Krieges hervorgerufen 
hatte. Aus dem Schluß ſeiner Rede ging jedoch mit den Worten „Frankreich hat 
niemals ſo ſchwere Stunden gekannt“ eine weſentlich ernſtere Beurteilung der 
1 hervor. Aus ihnen ſpricht aber auch ein Eingeſtändnis der Stärke des n 

eiches. r. N. 


